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Vorwort
Die Verkehrspolitik in Deutschland steht angesichts zunehmender Belastungen
unserer Verkehrswege durch anhaltendes Verkehrswachstum vor großen Her-
ausforderungen. Die Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutschland und da-
mit auch unser Wohlstand setzen ein leistungsstarkes attraktives Verkehrs-
system voraus. Der Umweltschutz muß ein selbstverständliches Element der
Verkehrspolitik sein.
Ohne Binnenschiffahrt, die im Gegensatz zu anderen Verkehrsträgern noch über
beachtliche Kapazitätsreserven verfügt, ist eine umweltgerechte Bewältigung
des wachsenden Güterverkehrs in Deutschland nicht möglich. Daher gilt es, die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Binnenschiffahrt nachhaltig zu stärken und
— ihr in einem verschärften Wettbewerbsumfeld bei der Bewältigung des Struktur-
wandels zu helfen. Die Bundesregierung hat deshalb konkrete Finanzhilfen zur Modernisierung und Umstruk-
turierung für die besonders gefährdete deutsche Partikulierschiffahrt beschlossen.
Allein auf nationaler Ebene lassen sich die anstehenden Probleme nicht mehr lösen. Der Aufbau einer eu-- —
ropäischen Marktordnung mit harmonisierten Wettbewerbsbedingungen für die Binnenschiffahrt muß Aufgabe
der Verkehrspolitik in der Europäischen Union bleiben. Dies ist die logische Konsequenz aus der europäischen
Integration und der Globalisierung und Verflechtung der IVlärkte.
Konjunktur- und strukturbedingte Entwicklungen in der Transportnachfrage bei Massengütern zwingen, von
überkommenen Transport- und Umschlagverfahren Abschied zu nehmen. Integrierte Transportsysteme unter
logistischer Einbeziehung aller Verkehrsträger und der Binnenhäfen sind gefragt. Sachkunde, Zuverlässigkeit,
Flexibilität und Sicherheit werden auf dem Güterverkehrsmarkt als Qualitätskriterien immer stärkere Bedeu-
tung gewinnen. Nur mit modernen Systemen der Datenerfassung, Informations- und Kommunikationstechnik
wird es der Binnenschiffahrt gelingen, die vorhandenen Infrastrukturkapazitäten optimal zu nutzen.
Darüber hinaus tragen die umfangreichen Investitionen des Bundes in den Ausbau der binnenländischen und
seewärtigen Wasserstraßen wesentlich zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Binnen- und
Seeschiffahrt sowie der Häfen bei.
Das Verkehrssystem Schiff/Wasserstraße besitzt alle Voraussetzungen, die Herausforderungen der künftigen
Transportmarktentwicklung erfolgreich zu bestehen.
Matthias Wissmann
Bundesminister für Verkehr
r___———_——_—
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1. Grundlagen
Nach Artikel 89 des Grundgesetzes ist der Bund
Eigentümer der früheren Beichswasserstraßen, die
er durch eigene Behörden (Wasser- und Schiffahrts—
verwaltung des Bundes - WSV) verwaltet. Die Tätig—
keit der Verwaltung richtet sich im einzelnen nach
dem Bundeswasserstraßengesetz, dem Binnen-
schiffahrtsaufgabengesetz sowie dem Seeschiff-
fahrtsaufgabengesetz. Grundlage für die fiskalische
Verwaltung ist das Bundeswasserstraßenvermö-
gensgesetz.
Die allgemeine Wasserwirtschaft, insbesondere die
Gewässerreinhaltung und die Wassergüte, fällt in
die Zuständigkeit der Bundesländer.
1.1 Netz der Bundeswasserstraßen
Die Wasserstraßen sind neben den Straßen, den
Schienen und den Rohrleitungen Teil des bodenge-
bundenen Verkehrswegenetzes der Bundesrepublik
Deutschland. Obgleich sehr viel weitmaschiger als
Schiene und Straße, ist das Wasserstraßennetz
dennoch ein zusammenhängendes Netz, das die
großen Seehäfen einerseits mit der Hohen See, an-
dererseits mit ihrem Hinterland sowie die bedeu-
tendsten lndustriezentren miteinander verbindet
(Anlagen 1 u. 2). Neben den Seehäfen dienen die
Binnenhäfen dem Umschlag von Gütern. Die IVIehr-
zahl der Großstädte der Bundesrepublik besitzt ei-
nen direkten Wasserstraßenanschluß.
Das Netz der Bundeswasserstraßen hat eine Län—
ge von rd. 7.700 km, darunter rd. 2.700 km in
den neuen Bundesländern. Hiervon entfallen rd.
6.900 km auf Binnenschiffahrtsstraßen und rd.
800 km auf Seeschiffahrtsstraßen ohne Außenbe-
reiche der seewärtigen Zufahrten. Etwa 39% der
Netzlänge sind freie/geregelte Flußstrecken, 38%
staugeregelte Flußstrecken und 23% Kanäle.
6.400 km der 7.700 km Bundeswasserstraßen stel-
len klassifizierte Wasserstraßen dar. Entsprechend
dem von der ECE 1992 beschlossenen neuen Klas—
sifizierungssystem für die europäischen Binnenwas-
serstraßen entfallen davon
25% auf Wasserstraßen mit regionaler Bedeutung
(Wasserstraßenklassen I bis III) und
75% auf Wasserstraßen mit internationaler Bedeu-
tung (Wasserstraßenklassen IV bis VI c).
Während im Bereich der alten Bundesländer das
Wasserstraßennetz großenteils ausgebaut und
durch neue Verbindungen ergänzt wurde, entspre-
chen die Abmessungen der Wasserstraßen in den
neuen Bundesländern überwiegend dem Vorkriegs-
stand. So beträgt der Anteil der Wasserstraßen mit
regionaler Bedeutung in den neuen Bundesländern
42% und in den alten Bundesländern 16%.
1.2 Verkehrsträger Binnenschiffahrt
Die Binnenschiffahrt ist für den nationalen und inter—
nationalen Güterverkehr ein volkswirtschaftlich un-
entbehrlicher Verkehrsträger. Die besonderen Ei-
genschaften wie
— hohe Verkehrssicherheit
— geringer Energieverbrauch und hohe Umwelt-
freundlichkeit
— weitgehende Nutzung natürlicher Verkehrswege
— günstiges Verhältnis von Nutzlast zu Totlast
— geringer Personalbedarf
— großräumiges Transportvolumen
— vorhandene Kapazitätsreserven des Systems
Binnenschiffahrt/ Wasserstraßen
machen die Binnenschiffahrt aus ökologischen, öko-
nomischen und Sicherheitsgesichtspunkten zu ei-
nem bevorzugten Beförderungsmittel insbesondere
für Massengüter, übermäßig schwere und sperrige
sowie gefährliche Güter.
Darüber hinaus gewinnen Container- und Ro-Ro-
Verkehre zunehmend an Bedeutung. lVlit Binnen—
schiffen können in der Bundesrepublik Deutschland
die meisten Groß- und Hafenstädte und eine Viel-
zahl von Werken der Schwerindustrie sowie in den
Nachbarstaaten wichtige Industrieregionen, Seehä-
fen und Großstädte angefahren werden.
Containerschiffahn
Der Anteil der Binnenschiffahrt am binnenländi-
schen Güterfernverkehr in Tonnenkilometern (tkm)
betrug seit mehr als zwei Jahrzehnten rd. 1/4 und
am grenzüberschreitenden Verkehr rd. 1/3; seit der
Herstellung der deutschen Einheit in der Gesamt-
statistik rd. 1/5.
Der Gesamtfrachtraum der deutschen Binnen-
schiffsflotte beträgt derzeit etwa 3,4 Mio t. Die Flotte
in den alten Bundesländern hatte sich seit dem
Höchststand mit 5 Mio t im Jahr 1963 langsam aber
stetig für 1990 auf rd. 3 Mio t verringert. Im gleichen
Zeitraum stieg jedoch die Verkehrsleistung der Bin-
nenschiffahrt bei etwa gleichbleibendem ausländi-
schem Anteil um rd. 16%. Dies ist ein Erfolg der Mo-
dernisierung und strukturellen Änderung der deut-
schen Binnenflotte, vor allem seit Ende der 60er
Jahre.
Mit der Herstellung der deutschen Einheit hatte sich
die deutsche Binnenschiffsflotte dann in der Trag—
fähigkeit zunächst um rd. 20% vergrößert. Im Be—
reich der neuen Bundesländer sind derzeit noch 880
Frachtschiffe mit rd. 460 000 Tonnen Tragfähigkeit
sowie etwa 210 Schubboote und Schleppboote mit
45 800 kW Antriebsleistung vorhanden.
Seit ihren Anfängen ist die Binnenschiffahrt in
Deutschland stark international ausgerichtet. In die-
sem Feld hat die deutsche Binnenschiffahrt trotz ih-
rer unzweifelhaft modernen, leistungsfähigen und
weitgehend marktgerechten Struktur seit Jahren mit
erheblichen Problemen zu kämpfen. Die Ursache
liegt im wesentlichen in der s'trUkturelIen Überkapa-
zität der westeuropäischen Binnenschiffahrt insge—
samt. Diese maßgeblich durch den Ausbau der Flot-
ten in den westeuropäischen Nachbarstaaten be-
dingte und zusätzlich durch Billigimporte aus Osteu-
ropa verstärkte Überkapazität wirkt sich besonders
gravierend in der Rheinschiffahrt aus.
Hier hatte die am 28. April 1989 in Kraft getretene
EG—Verordnung über die Strukturbereinigung in der
Binnenschiffahrt zunächst positive Ansätze zur Ka-
pazitätsminderung gezeigt. Eine dauerhafte Besse-
rung der Lage konnte jedoch nicht erreicht werden.
Auch die ab 1. Januar 1993 wieder eröffnete eu-
ropäische Abwrackaktion (s. Nr. 3.5) hat zwar eine
schlimmere Fehlentwicklung beim Schiffsraumüber-
hang verhindert, den angestrebten Erfolg nachhalti-
ger Kapazitätsminderung und Gesundung der Er-
tragslage aber nicht erzielt.
Als Konsequenz hat der Rat der Europäischen
Union angesichts des auf dem Binnenschiffahrts-
markt der Gemeinschaft weiterhin bestehenden Un-
gleichgewichtszwischen Angebot und Nachfrage
beim Schiffsraum am 24. Oktober 1994 in einer Ent-
schließung die Notwendigkeit einer neuen, umfas-
send anzulegenden Strukturbereinigung bekräftigt.
(mit Genehmigung der Stinnes Reederei)
Die EG—Kommission ist beauftragt, einen neuen
Bericht zur Marktordnung in der europäischen Bin-
nenschiffahrt mit konkreten Vorschlägen zur Struk-
tur-bereinigung vorzulegen. Vorrangig erforderlich
scheinen — über eine erste konzertierte EU-Son—
deraktion der Binnenschiffahrtsnationen in 1994
zum Abbau der Abwrack—Warteliste hinaus — wei-
tere nationale Initiativen zu beschleunigter, wirksa-
mer Beseitigung der Schiffsraumüberkapazität im
Binnenmarkt unter Einsatz öffentlicher Finanzmittel.
Es bleibt zu hoffen, daß die anhaltend intensiven
Bemühungen um eine Verbesserung der europäi-
schen Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt
dem sicheren, kostengünstigen und umweltfreundli-
chen Verkehrsträger Binnenschiffahrt einen dauer-
haften Weg zur Wahrnehmung seiner Funktionen im
gesamten Verkehrsgeschehen Europas unter wirt—
schaftlich auskömmlichen Bedingungen ebnen.
1.3 Internationale Rahmenbedingungen
Mehr als zwei Drittel von den insgesamt auf den Bin-
nenwasserstraßen der Bundesrepublik von Binnen-
schiffen erbrachten tkm-Leistungen entfallen auf
den grenzüberschreitenden bzw. Durchgangsver—
kehn
Für diejenigen Ströme, die mehrere Staaten durch-
fIießen, wurde schon sehr früh, erstmals mit der
Wiener Kongreßakte (1815), die internationale Zu-
sammenarbeit mit dem Statut der Schiffahrtsfreiheit
einschließlich der Bildung sog. Stromkommissionen
vereinbart. Herausragende Bedeutung hat die Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) mit Sitz
in Straßburg, deren Aufgabe es ist, das auf der
Grundlage der Mannheimer Akte von 1868 erstellte
FIheinregime zu sichern und weiterzuentwickeln. So
werden in der ZKR auf der Grundlage von Vorschlä-
gen ihrer Ausschüsse die von den einzelnen Staa-
ten zu erlassenden Verkehrs- und Schiffssicher-
heitsvorschriften sowie wichtige Baumaßnahmen
beschlossen. Die Beschlüsse der ZKR haben eine
gewisse Leitfunktion auch für andere Wasser-
straßengebiete Europas. Um die Einheitlichkeit der
Rechtssprechung in Rheinschiffahrtsangelegenhei-
ten sicherzustellen, ist bei der ZKR eine internatio-
nal besetzte Berufungskammer eingerichtet.
In Anlehnung an das Rheinregime wurde für die
Mosel im Moselvertrag von 1956 die Moselkommis—
sion gebildet. In ihr werden neben schiffahrtspolizei—
Iichen und technischen Fragen auch die Schiffahrts-
abgaben für die Mosel abgestimmt und beschlos-
sen. Auch hier besteht ein internationales Beru-
fungsgericht gegen Urteile der nationalen Mosel-
schiffahrtsgerichte.
Die in Budapest tagende Donaukommission beruht
auf der sog. Belgrader Akte von 1948. Da die Bun-
desrepublik DeUtschland noch nicht Vertragsstaat
dieser Akte ist, die Mitgliedschaft jedoch anstrebt,
nehmen Vertreter des Bundesministeriums für Ver-
kehr und der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Süd
bisher lediglich als Beobachter an der jährlich statt-
findenden Vollversammlung sowie an den Sachver-
ständigentagungen teil.
Mit zunehmender Integration der Verkehrspolitik in
den EU-Staaten nimmt auch die Zahl der in den
verschiedenen Gemeinschaftsgremien behandel—
ten Binnenschiffahrts- und Seeschiffahrtsfragen zu.
Weitere Gremien, in denen die Bundesrepublik zu-
sammen mit ihren europäischen Nachbarn markt-
ordnende und technische Maßnahmen abstimmt,
sind die Europäische Verkehrsministerkonferenz
(CEMT) und die UN-Wirtschaftskommission für Eu-
ropa (ECE). Die ECE ist insbesondere von Bedeu-
tung für die Abstimmung der Fahrregeln und der
Schiffahrtszeichen sowie der technischen Anforde-
rungen an Binnenschiffe mit den osteuropäischen
Nachbarstaaten.
Der Regelung der Schiffahrtsbeziehungen zu den
bisherigen Staatshandelsländern kommt wegen der
unterschiedlichen Marktformen wachsende Bedeu-
tung zu, in der Binnenschiffahrt insbesondere des—
halb, weil nach Fertigstellung des Main-Donau-
Kanals das gesamte westeuropäische Wasserstra-
ßennetz für die Flotten der Donau-Anliegerstaaten
erreichbar geworden ist.
1.4 Bundesverkehrswegeplanung
Die Bundesverkehrswegeplanung erstreckt sich
schwerpunktmäßig auf:
— das Schienennetz der Deutschen Bahn,
— die Bundesfernstraßen und
— die Bundeswasserstraßen.
Der Bundesverkehrswegeplan 1992 enthält zusätz-
liche Aussagen über
Luftverkehrskonzept,
Schnittstellen wie Binnenhäfen, Güterverkehrs-
zentren, Terminals des Kombinierten Verkehrs,
— neue Technologien,
Unterstützung durch den Einsatz von Telematik.
Die Ziele der Verkehrsinvestitionspolitik des Bundes
sind weiterhin:
— verkehrssichere Erhaltung der Substanz der Ver-
kehrswege,
zügige Fertigstellung Iaufender Projekte,
Erfüllung veränderter qualitativer Ansprüche,
regionale Erschließung und Anbindung,
bedarfsgerechter Ausbau der Verkehrsnetze
unter Beachtung von Gesichtspunkten der Wirt-
schaftlichkeit, der Energieeinsparung, der Schutz-
würdigkeit von Umwelt, Natur und Landschaft, der
Raumordnung sowie der städtebaulichen Belange.
Die Bundesverkehrswegeplanung soll den Ausbau
der Verkehrswege so steuern, daß eine gesamtwirt-
schaftlich sinnvolle Aufgabenteilung der Verkehrs-
träger möglich ist.
Während es sich in den alten Bundesländern über-
wiegend um Substanzerhaltung, Ergänzung und
Ausbau vorhandener Verkehrswege handelt, muß in
den neuen Bundesländern die Verkehrsinfrastruktur
großenteils von Grund auf erneuert werden, um sie
westeuropäischem Qualitätsstandard anzupassen.
Im Ergebnis der in Vorbereitung des Bundesver-
kehrswegeplanes 1992 (BVWP ‘92) durchgeführten
Untersuchungen und gesamtwirtschaftlichen Be-
wertungen einer großen Anzahl von Projekten im
Binnenschiffahrtsstraßennetz der neuen Bundes-
länder erfolgte die Festlegung der Ausbaustrategie.
Der am 15. Juli 1992 von der Bundesregierung be-
schlossene BVWP ‘92 enthält neben den Überhang-
Vorhaben aus dem BVWP ‘85 die neuen Vorhaben
des Vordringlichen Bedarfs und des Weiteren Be-
darfs (Anlage 14). '
Schwerpunkte des Vordringlichen Bedarfs in den
neuen Ländern sind
— der Ausbau der West-Ost-Wasserstraßenverbin-
dung Hannover—Magdeburg—Berlin (Bestandteil
der Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit“),
— die Verbesserung des Schiffsverkehrs auf der
Elbe durch Strombaumaßnahmen,
— Ausbaumaßnahmen an der Saale,
— der Teilausbau der Havel-Oder—Wasserstraße,
— die Verbesserung der seewärtigen Zufahrten zu
den Seehäfen in Mecklenburg-Vorpommern.
Für die alten Bundesländer enthält der BVWP ‘92
folgende neue Maßnahmen als Vordringlichen Be-
darf:
— Vertiefung der Unter— und Außenelbe (Anpassung
an die Containerschiffe der 4. Generation),
— Vertiefung der Außenweser (Zielsetzung wie bei
Elbe),
— Ausbau der Hunte,
— Ausbau des Mittelrheins,
— Bau zweiter Moselschleusen.
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1.5 Wassern und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
Die dem Bundesministerium für Verkehr (BMV) zur
Verwaltung der Bundeswasserstraßen nachgeordw
nete Wasser— und Schiffahrtsverwaltung (WSV) glie-
dert sich in Mittelinstanz und Unterinstanz. Die Mit-
telinstanz besteht aus den Wasser- und Schiffahrts—
direktionen (WSDn) Nord (Kiel), Nordwest (Aurich),
Mitte (Hannover), West (Münster), Südwest (Mainz),
Süd (Würzburg) und der WSD Ost mit Sitz in Berlin.
Ferner gibt es Sonderstellen mit zentralen Aufgaben
für den Gesamtbereich der WSV, so z. B. das See-
zeichenversuchsfeld in Koblenz und die Sonder-
stelle „Ölunfälle See/Küste“ in Cuxhaven.
Den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen sind als
Unterinstanz insgesamt 39 Wasser- und Schiff-
fahrtsämter (WSÄ), 6 Wasserstraßen-Maschinen-
ämter (WMÄ) sowie 8 Wasserstraßenneubauämter
(WNÄ) nachgeordnet. Den Wasser— und Schiff—
fahrtsämtern sind regional Außenbezirke mit Be-
triebsstellen, wie z. B. Schleusen, Hebewerke sowie
Bauhöfe zugeordnet. Die örtlichen Zuständigkeiten
sind in Anlage 6 dargestellt.
Der Wasser— und Schiffahrtsdirektion Mitte ange-
gliedert ist die Sonderstelle für Aus- und Fortbildung
in der WSV. Sie plant, organisiert und führt die im
Zuge der Aus— und Fortbildung erforderlichen Lehr—
gänge für die gesamte Wasser— und Schiffahrtsver—
waltung durch. Die Ausbildung erstreckt sich auf
den höheren und gehobenen technischen sowie
den mittleren nichttechnischen Dienst. Die Fortbil—
dung ist aufgabenbezogen und umfaßt das gesamte
Tätigkeitsspektrum der Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung. Insgesamt sind im Jahr 1993 28 Lehr—
gänge in der Ausbildung und 127 Fortbildungsver-
anstaltungen mit insgesamt 2528 Teilnehmern
durchgeführt worden.
Weiterhin gehören folgende Oberbehörden/Anstal-
ten zur WSV: Bundesanstalt für Wasserbau (BAW),
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) und das
Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie
(BSH); diese Behörden sind jeweils mit einer
Außenstelle in Berlin (BAW, BtG) bzw. Rostock
(BSH) vertreten.
Der Bundeshaushalt 1994 wies für den Personalbe-
stand der WSV insgesamt 18954 Personalstellen
aus. Zusätzlich stehen 1227 Stellen für Auszubil—
dende und Beamte auf Widerruf zur Verfügung.
Die WSV erfüllt die ihr übertragenen Aufgaben teils
mit eigenem Personal und im Begiebetrieb, teils mit
Unternehmerhilfe. Größere Neu- und Ausbaumaß-
nahmen werden ausschließlich von Unternehmen
durchgeführt, wobei jedoch Bauplanung und Bau-
überwachung durch WSV—Personal erfolgt. Die Un—
terhaltungsaufgaben werden je nach wirtschaft-
lichen Gegebenheiten von Unternehmen oder im
Regiebetrieb erledigt. Für den Betrieb der Anlagen
steht ausschließlich WSV-Personal zur Verfügung.
Der BAW, Abteilung Informationstechnik, sind Auf-
gaben für den Einsatz der Informationstechnik (IT)
in der WSV übertragen.
Die lT-Ausstattung für die technischen und admini-
strativen Aufgaben besteht überwiegend aus UNIX-
IVlehrplatzsystemen, die zunehmend mit PC’s als
Endgeräte ergänzt werden, um neben der Anwen-
dungssoftware weitere Standard-Produkte einset-
zen zu können.
Die vorhandenen lT-Ausstattungen sollen zukünftig
vernetzt werden. Für die Realisierung dieser Ziel-
vorstellung ist ein Kommunikationskonzept in Bear-
beüung.
Für die fachübergreifende Bereitstellung von Grund-
lagendaten wird ein Wasserstraßengeoinformati-
onssystem entwickelt.
Im Aus— und Neubaubereich werden für das Erstel-
len von Planfeststellungsunterlagen, Entwurfs- und
Ausführungsplänen CAD—Arbeitsplätze eingerichtet.
2. Ziele und Aufgaben
2.1 National
Es ist Ziel der Verkehrspolitik, die Voraussetzungen
dafür zu schaffen, daß der umweltfreundliche, si-
chere und kostengünstige Verkehrsträger Binnen-
schiffahrt verstärkt für die Bewältigung des wach—
senden Verkehrsaufkommens genutzt wird und da-
durch wesentlich zur Entlastung der Straße beiträgt.
Dafür gilt es, die notwendigen Rahmenbedingungen
zu schaffen.
So obliegt es dem Bundesministerium für Verkehr,
durch die Vorhaltung eines leistungsfähigen Was-
serstraßennetzes die wegspezifischen Vorausset-
zungen für den wassergebundenen Transport im In-
land zu treffen. Es ist im einzelnen Aufgabe der
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV), das
Netz der Bundeswasserstraßen so vorzuhalten, daß
die Kosten der Schiffahrt und der Vorhaltung der
Schiffahrtswege einschließlich der relevanten sozia-
len Kosten möglichst niedrig gehalten werden (ge-
samtwirtschaftliches Optimum). Dies bedeutet kon-
kret:
— Aufgabenerledigung mit möglichst geringen
Finanz—, Personal— und Sachmitteln,
— Schaffung möglichst günstiger Nutzungsverhält-
nisse für die Schiffahrt,
— Erzielung möglichst hohen Nutzens/geringer Ko-
sten bei sonstigen außerverkehrlichen Nutzun-
gen der Wasserstraßen.
2.1.1 Verkehrssystem Schiff/Wasserstraße
Binnenschiffahrt, Wasserstraßen und Umwelt
Kein anderer Verkehrsträger ist in der Lage, die glei-
che Verkehrsleistung so umweltfreundlich zu erbrin-
gen wie das Verkehrssystem Binnenschiffahrt und
Wasserstraße.
Der größte Teil der Binnenwasserstraßen besteht
aus naturgegebenen Flüssen und Seen, nur etwa
23% sind künstlich angelegte Kanäle. Der Flächen-
verbrauch, d. h. die der Natur auf Dauer entzogene
Landfläche, ist selbst bei Kanälen sehr klein. Im Ge-
gensatz zu Straßen und Schienenwegen bietet die
Wasserstraße einer vielgestaltigen Pflanzen- und
Tierwelt Lebensraum.
Das Binnenschiff hat unter allen Verkehrsmitteln
den niedrigsten spezifischen Energieverbrauch.
Dementsprechend gering ist sein Anteil an den
Schadstoffemissionen des gesamten Güterver-
kehrs. Die Binnenschiffahrt erbringt etwa 23% der
gesamten Verkehrsleistung, aber sie verursacht nur
etwa 5% der Gog—Emissionen.
Der von Binnenschiffen ausgehende Lärm liegt weit
unterhalb der zulässigen Grenzwerte, so daß sich
aufwendige Lärmschutzmaßnahmen an den Was-
serstraßen erübrigen.
An der Gewässerverschmutzung ist die Binnen-
schiffahrt eher geringfügig beteiligt. Unfallbedingte
Austritte wassergefährdender Stoffe sind infolge der
hohen Verkehrssicherheit selten. Die geordnete
Entsorgung von Abfällen und Abwässern aus dem
Schiffsbetrieb und dem Ladungsbereich ist in we-
sentlichen Teilgebieten bereits seit langem geregelt.
Insbesondere ist die Einleitung von Bilgenwasser,
Altöl und anderem öl- und fetthaltigem Schiffsbe-
triebsabfall verboten und die nachweispflichtige Ab-
gabe dieser Abfälle an zugelassene Einrichtungen
vorgeschrieben (siehe auch Abschnitt 4.7).
Die Binnenschiffahrt verursacht mit 0,23 DIVI/fOO
tkm die niedrigsten externen Kosten (zum Vergleich:
Eisenbahn 0,95 DlVl; Kraftverkehr 4,27 DIVI).
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Mehrfachfunktionen der Wasserstraßen
Die Wasserstraßen’ selbst haben neben der
verkehrswirtschaftlichen Nutzung beachtenswerte
Funktionen zur Wasserversorgung, Erhaltung der
Vorflut, Abwendung von Hochwasser- und Eisge-
fährdung sowie zur preiswerten und sauberen Ener—
giegewinnung in staugeregelten Abschnitten.
Die Flüsse sind die naturgegebenen Hauptadern für
den Wasserabfluß. Aus Flüssen und Schiffahrts-
kanälen werden ständig große Wassermengen, vor
allem für industrielle Zwecke entnommen. Aber
auch die Landwirtschaft und die Trinkwassergewin-
nung stützt sich in beachtlichem Umfang auf das
Wasserangebot der Bundeswasserstraßen. Beson-
ders für Großanlagen zur Stromerzeugung und zur
Energiespeicherung sind die Bereitstellung und Ab-
führung größerer Wassermengen wichtige wirt-
schaftliche Standortvoraussetzungen.
Zur umweltfreundlichsten Energiegewinnung zählt
die Wasserkraftnutzung. Sie ist jedoch nur wirt-
schaftlich vertretbar, wenn ausreichende Fallhöhen
und entsprechende Abflüsse zur Verfügung stehen.
In der Bundesrepublik sind Laufwasser-Kraftwerke
vielfach im Zusammenhang mit einer Stauregelung
für den Schiffsverkehr errichtet worden. Zu den
staugeregelten Bundeswasserstraßen mit Wasser-
kraftnutzung zählen Weser, Oberrhein, Neckar,
Main, Mosel, Saar und Donau mit einer installierten
Leistung von z. Z. rd-. 750 MW. Damit wird mit Was-
serkraft etwa genausoviel Energie produziert wie
alle Transporte auf dem Wasser verbrauchen - ein-
zigartig für einen Verkehrsträger.
Schließlich dienen die Bundeswasserstraßen in
steigendem Maße der Erholung der Bevölkerung an
und auf dem Wasser. Mit Verkürzung der regel-
mäßigen Arbeitszeit gewinnt der Freizeitwert der
Bundeswasserstraßen weiter an Bedeutung. Hier
sind der Wassersport mit Segel— und Motorbooten,
der Kanusport, das Rudern, Surfen und Wasserski-
fahren zu nennen. Die auf eine dreiviertel Million ge—
schätzte Zahl von Sport— und Freizeitbooten spricht
für sich.
Angeln und Wandern an den Ufern der Wasser—
straßen sind weitere beliebte Freizeitaktivitäten.
Einhergehend mit den aufgezählten Möglichkeiten
hat sich an besonders attraktiven Wasserstraßen
ein intensiver Fremdenverkehr für Kurz- und Lang-
zeiturlauber entwickelt. Die Fahrgastschiffahrt hat
hieran großen Anteil. Die Zahl von mehr als 800
Fahrgastschiffen mit rd. 220 000 Plätzen belegt den
hohen Stellenwert dieses Schiffahrtszweiges und
des dazugehörigen Fremdenverkehrs.
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2.1.2 Verhältnis zu anderen Verkehrsträgern
Wettbewerbssituation
Die Entwicklung des Modal-Split unter den Verkehr-
strägern in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten
ist gekennzeichnet durch eine relative Stagnation
des von Bahn und Binnenschiff transportierten Gü-
terverkehrsaufkommens bei gleichzeitig starker Er-
höhung des LKW-Transportanteils (Anlage 7).
Die Ausweitung des LKW-Transportvolumens ging
in erster Linie zu Lasten der Eisenbahn. Die Aus-
wirkungen treffen jedoch auch die Binnenschiffahrt,
da die Bahn in ihrem Bemühen um Kompensation
von Transportausfällen verstärkt um Transporte
wirbt, die auch für die Auslastung der Binnenschiff-
fahrt von Bedeutung sind. Dies gilt insbesondere für
den Massengüterbereich.
Dabei stößt das Straßennetz an die Grenzen seiner
Belastbarkeit. Auch die Hauptstrecken der Eisen-
bahnen sind kaum noch aufnahmefähig für zusätzli-
chen Verkehr. Binnenschiffahrt und Wasserstraßen
weisen dagegen noch freie Kapazitäten auf. Diese
Kapazitätsreserven gilt es zu nutzen.
Auf dem Verkehrsmarkt ist daher Kooperation mit
anderen Verkehrsträgern dringend angesagt. Nur
konzeptionelle Verbundlösungen zwischen den Ver-
kehrsträgern durch systematische Vernetzung von
Schiene, Straße und Binnenwasserstraße können
die anstehenden Verkehrsprobleme und den Bedarf
an Verkehrsverlagerungen auf die Binnenschiffahrt —
frei von dirigistischen Eingriffen - bewältigen. Hierzu
gehören eine Ausgestaltung der Schnittstellen (Gü—
terverkehrszentren) zu multifunktionalen Dienstlei—
stungszentren und eine logistische Verknüpfung der
Verkehrsträger zu effizienten Transportketten auf
der Grundlage eines Gesamtverkehrskonzeptes.
Gefragt sind darüber hinaus Initiativen des Gewer-
bes zur Erschließung neuer Potentiale für die Bin—
nenschiffahrt. Ein vom BMV in Auftrag gegebenes
Sachverständigengutachten kommt zu dem Ergeb-
nis, daß ein Potential für die Transportverlagerung
zwischen den Verkehrsträgern zugunsten der Bin-
nenschiffahrt in einer Größenordnung von etwa
56 Mio t pro Jahr existiert (Prognose für 2010: etwa
65 Mio t).
Kombinierter Verkehr
Durch den Europäischen Binnenmarkt 1993, den
Europäischen Wirtschaftsraum mit der größten Frei-
handelszone der Welt, die Deutsche Einheit sowie
die Westöffnung Mittel- und Osteuropas ist eine er-
hebliche Steigerung der Verkehrsgüterströme durch
das Bundesgebiet eingetreten.
Durch die „Drehscheibenfunktion“ Deutschlands ist
mit einer hohen Frequentierung durch Wirtschafts-
und Verkehrsströme sowohl in nordsüdlicher, als
auch in ostwestlicher Richtung zu rechnen. Der
Transitverkehr der Gütertransporte durch Deutsch-
land wird sich bis zum Jahre 2010 voraussichtlich
verdoppeln.
Ziel der Bundesregierung ist es, die umweltfreundli-
cheren Verkehrsträger stärker am Verkehrswachs-
tum zu beteiligen. Dazu ist es notwendig, daß die
Verkehrsträger stärker als bisher in integrierten Ver-
kehrssystemen zusammenarbeiten. Bahn, Binnen-
schiff und LKW müssen ihre arteigenen Stärken in
Transportketten einbringen.
Ein Beispiel für die wirksame Kooperation der Ver-
kehrsträger ist der Kombinierte Verkehr Binnenwas-
serstraße/Schiene/Straße.
Die Bundesregierung fördert den Kombinierten Ver-
kehr durch flankierende Maßnahmen, wie z. B.
durch Begünstigung bei der Kraftfahrzeugsteuer
und höhere Gesamtgewichte (bis zu 44 t statt 40 t)
bei im Vor- und Nachlauf eingesetzten Straßenfahr-
zeugen.
Das Binnenschiff muß stärker in die Transportkette
des Kombinierten Verkehrs eingebunden werden.
Umweltfreundlichkeit, Kapazitätsreserven und die
Zuverlässigkeit des Transports sind hierfür die ent—
scheidenden Kriterien. Durch die teilweise noch un-
genutzten Kapazitäten der Wasserstraßen können
Engpässe bei anderen Verkehrsträgern abgebaut
werden.
Durch die im Jahre 1992 durchgeführte Novellierung
der Verordnung über den grenzüberschreitenden
Kombinierten Verkehr zur Umsetzung der EG-Richt—
linie 91/224/EWG wurde eine weitere wichtige Vor-
aussetzung für eine stärkere Nutzung der Wasser-
straßen geschaffen.
Seit dem 1. Januar 1992 ist
— die An- und Abfuhr auf der Straße zwischen Be-
Iade-/Entladestelle und einem im Rahmen von
höchstens 150 km Luftlinie gelegenen Binnenha—
fen von Genehmigungspflicht und Kontingentie—
rung befreit;
— die Kabotage im Straßenvor— und -nachlauf im
Kombinierten Verkehr zwischen Mitgliedstaaten
freigegeben;
— die An- und Abfuhr auf der Straße im Kombinier-
ten Verkehr von der Tarifpflicht ausgenommen.
Außerdem enthält die Verordnung eine Ermächti-
gung zur Vereinbarung von bilateralen An— und Ab—
fuhrkontingenten mit Staaten, die nicht der Gemein-
schaft angehören. Damit soll der Güterfernverkehr
aus den osteuropäischen Staaten auf den Kombi-
nierten Verkehr mit Schiene und Binnenwasser-
straße (Donau) umgelenkt werden.
Der Bundesverband Spedition und Lagerei e. V.
(BSL), Bonn, will verstärkt die Verlagerung von
Transporten von der Straße auf die Wasserstraße
fördern. Zu diesem Zweck war unter Federführung
dieses Bundesverbandes zunächst eine — zwi—
schenzeitlich wieder aufgelöste — Wasserstraßen—
Kombi—Projekt-GmbH errichtet worden zur Prüfung
der erforderlichen Schritte und Vorbereitung einer
noch zu gründenden, im Binnenschiffahrtsmarkt ak-
tiven Wasser-Kombi.
Besondere Bedeutung kommt auch den Schnittstel-
len im Güterverkehr, den Umschlagsanlagen des
Kombinierten Verkehrs und den Güterverkehrszen—
tren zu. Die Einbeziehung der Binnenschiffahrt in
Umschlagsanlagen des Kombinierten Verkehrs ist
beispielhaft bei den KV-Terminals in Duisburg und
Mannheim, bei denen außerdem unter Beweis ge-
stellt wurde, was künftig die Regel werden soll: Pla-
nung, Bau und Betrieb des Terminals in privater
Hand.
'Auch Güterverkehrszentren sollten, wo immer das
möglich ist, einen Wasserstraßenanschluß haben.
Zuständig für die Errichtung von Güterverkehrszen-
tren sind die kommunalen Gebietskörperschaften
und — koordinierend — die Länder. Güterverkehrs—
zentren sind aus Sicht des Bundesverkehrsmini-
steriums politisch erwünscht, denn sie erfüllen wich-
tige verkehrspolitische Zielsetzungen, insbesondere
durch Verbesserung des Zusammenwirkens der
Verkehrsträger Schiene, Straße und Binnenschiff-
fahrt. Güterverkehrszentren sollten daher einen
Umschlagsbahnhof des Kombinierten Verkehrs,
möglichst in der umfassenden Kombination Binnen-
schiff/Straße/Schiene, enthalten. Gerade durch die
Bündelungs- und Verteilfunktion der Güterverkehrs-
ströme eines Güterverkehrszentrums erhält der
Kombinierte Verkehr eine noch bessere Ausgangs-
basis.
2.1.3 Marktregelungen
Aufgrund zunehmender Verflechtungen zwischen
nationalen und internationalen Märkten ist es unum-
gänglich, nationale Ordnungsvorschriften auch im
Binnenschiffahrtsbereich schrittweise den Anforde-
rungen eines liberalisierten EU-Binnenmarktes an-
zupassen. Die freie Preisbildung ist hierfür unerläß-
lich. Dies verlangt erhebliche Veränderungen bei
den bisherigen Regelungswerken der Güterver-
kehrsmärkte.
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Deshalb ist u. a. das bisher geltende Verfahren zur
Festsetzung von verbindlichen Beförderungstarifen
für Binnenschiffstransporte zwischen deutschen
Lade- und Löschplätzen ab 1. Januar 1994 ent-
fallen. Die mit dem Tarifaufhebungsgesetz vom
13. August 1993 verbundene Umstellung von einer
regulierten Verkehrsmarktordnung hin zu einem
liberalisierten System stellt insoweit auch erhebliche
Anforderungen an die Eigeninitiative und Flexibilität
der betroffenen Unternehmen.
Die. Bundesregierung hat auf der Grundlage einer
Entschließung des Deutschen Bundestages vorn 9.
Dezember 1993 zahlreiche Maßnahmen und Initiati-
ven umgesetzt, mit denen ausreichende Rahmen—
bedingungen für eine erfolgreiche Teilnahme der
deutschen Binnenschiffahrt am europäischen Wett-
bewerb geschaffen werden sollen. Hierzu gehören
u.a.:
— Verordnung über die Lade- und Löschzeiten in
der Binnenschiffahrt (seit 5. Februar 1994 in
Kraft)
— Regelung über die Höhe der Liegegelder bei
Überschreiten der Lade- bzw. Löschzeiten (Ände-
rungsgesetz zum Binnenschiffahrtsgesetz — seit
4. Mai 1994 in Kraft)
— Regelung über die Überwachung der Einhaltung
der Festpreise im bilateralen Binnenschiffsver—
kehr zwischen Deutschland und den osteuropäi-
schen Staaten (seit 18. März 1994 in Kraft).
Als Konsequenz aus der aktuellen Wirtschaftslage,’
der europäischen Integration und der internationa-
len Verflechtung der Märkte ist die Bundesregierung
zugleich verstärkt um die-Schaffung einer umfas—
send liberalisierten europäischen Marktordnung mit
harmonisierten, fairen Wettbewerbsbedingungen für
die Binnenschiffahrt bemüht. Verbesserte Rahmen-
bedingungen der europäischen Strukturbereini—
gung, die eine Reduzierung des Transportraum-
überangebots bezweckt und damit die Funktions-
fähigkeit der Binnenschiffahrtsmärkte verbessern
soll, sind Teil eines derartigen Marktordnungskon-
zeptes.
Mit EG-Verordnung Nr. 3921/91 vom 16. Dezember
1991 war die grundsätzliche Freigabe der Kabotage
in der Binnenschiffahrt innerhalb der Gemeinschaft
ab 1. Januar 1993 eingeführt worden. ln Deutsch-
land wurde jedoch als zulässige Ausnahmeregelung
die Kabotage bis Ende 1994 auf eine Rückfahrt im
Anschluß an einen grenzüberschreitenden Trans-
port beschränkt. Für Transporte zwischen Häfen in
den neuen Bundesländern einschließlich Berlin war
die Kabotage bis Ende 1994 ausgeschlossen. Eine
Verlängerung der Kabotage-Übergangsregelung für
Deutschland über den 31. Dezember 1994 hinaus in
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Abhängigkeit von der Abschaffung der Tour-de-
Röle-Systeme in den Niederlanden, Belgien und
Frankreich hat sich auf EU-Ebene nicht erreichen
lassen.
2.2 International
Schwerpunkt der Binnenschiffahrt ist der internatio-
nale (grenzüberschreitende) Verkehr (Anlage 13).
Seit der Eröffnung des Main-Donau-Kanals im Jahre
1992, dem lnkrafttreten des EWR-Vertrags sowie
dem geplanten Beitritt weiterer europäischer Staa-
ten zur EU gewinnt dieser Verkehr zunehmend an
Bedeutung. Schon jetzt zeigt sich, daß es eine
schwierige und komplexe Aufgabe sein wird, die
deutsche Binnenschiffahrt an diesem Verkehr ange-
messen und zu wirtschaftlich auskömmlichen Prei-
sen zu beteiligen.
Die Freiheit der Schiffahrt, statuiert vor allem in der
Revidierten Rheinschiffahrtsakte von 1868 und in
der Belgrader Donauakte von 1948, gilt es zu ver—
binden mit ausgewogenen Regelungen, die der
deutschen Binnenschiffahrt auch für die kommen—
den Jahre eine wirtschaftlich gesunde Existenz si—
chern. Durch den Abschluß bilateraler Binnenschiff-
fahrtsabkommen mit fast allen ehemaligen MOE-
Staaten wurden auf der Grundlage der Gegenseitig—
keit dafür gute Voraussetzungen geschaffen.
3. Binnenschiffahrt
3.1 Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs
Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland war
in den Berichtsjahren bei insgesamt wechselnder
Konjunkturlage wiederum durch unterschiedliche
Tendenzen in West- und Ostdeutschland gekenn-
zeichnet. Dies fand auch seinen Niederschlag im
binnenländischen Transportvolumen. Die Binnen-
schiffahrt in Ostdeutschland litt weiterhin unter dem
wirtschaftlichen Umstrukturierungsprozeß mit ent-
sprechend großer Nachfrageschwäche.
Nach bisher vorliegenden Angaben wurden 1993
insgesamt rd. 218 Mio t (—5,0%) befördert. Aktuelle
Daten deuten angesichts einer sich verbessernden
Konjunktursituation in 1994 aber auf eine deutliche,
nachhaltige Stabilisierung der Transportnachfrage
hin (Schätzung für 1994: Anstieg des Beförderunge-
aufkommens um über 8% auf rd. 237 Mio t). Positive
Auswirkungen speziell für die Binnenschiffahrt in
den neuen Bundesländern sind zu erwarten, weil
auf dem umfangreichen Bausektor, der dort bewäl—
tigt werden muß, zusätzliche Transportaufgaben
von der Binnenschiffahrt verlangt werden. Mit der
Privatisierung der Deutschen Binnenreederei wur-
den die notwendigen Voraussetzungen für eine lei-
stungs- und wettbewerbsfähige Binnenschiffahrt in
den neuen Bundesländern geschaffen mit dem Ziel,
eine volkswirtschaftlich sinnvolle Aufteilung des
Transportaufkommens unter den einzelnen Ver-
kehrsträgern zu erreichen.
Die Ertragslage der deutschen Binnenschiffahrt ge-
staltete sich in 1993 als Folge rezessiver Marktent-
wicklungen, anhaltender Überkapazitäten und ver-
schärften Wettbewerbs zunehmend unbefriedigend.
Mit der nachfolgenden Tarifaufhebung geriet die
Binnenschiffahrt dann in 1994 in eine äußerst
schwierige wirtschaftliche Lage.
Um der von dieser Krise erfaßten deutschen Bin-
nenschiffahrt zu helfen, hat die Bundesregierung am
7. Dezember 1994 — neben einer Initiative zur Be-
reitstellung nationaler Haushaltsmittel für Ab-
wrackungen im Rahmen einer weiteren EU-Son—
deraktion (s. Nr. 3.5) — ein kurzfristig umzusetzen-
des Finanzhilfeprogramm über 100 Mio DM für die
besonders hart betroffene Partikulierschiffahrt zur
Anpassung an den von verschärftem Wettbewerb
geprägten Binnenmarkt beschlossen. Ziel dieser
Soforthilfe, die der Zustimmung der EG-Kommission
bedarf, ist die Stärkung der im Markt verbleibenden
Unternehmen durch Bereitstellung von Haushalts-
mitteln zur Modernisierung der Flotte, für Umstruktu-
rierung und Verbesserung von kaufmännischem Be-
trieb und Logistikangebot sowie zur Ausbildungsför-
derung. Es gilt, den Berufsstand der Partikuliere in
der deutschen Binnenschiffahrt zu erhalten.
3.1.1 Rheinverkehr
Der Güterverkehr an der deutsch-niederländischen
Grenze bei Emmerich dürfte mit rd. 21,0 Mio t unter
dem des Vorjahres 1992 liegen. Genauere Daten
stehen seit 1993 mit Rücksicht auf die aus dem ge-
meinsamen Binnenmarkt an den bisherigen Grenz—
stellen sich ergebenden organisatorischen Ände—
rungen noch nicht zur Verfügung.
3.1.2 Fahrgastschiffahrt
Von den Unternehmen der Personenschiffahrt
wurden 827 Fahrgastschiffe eingesetzt. Knapp die
Hälfte dieser Fahrzeuge verfügt über eine Fahrgast-
kapazität von jeweils 101 bis 300 Personen. Die
Gesamtkapazität der Weißen Flotte liegt bei rund
224 000 Fahrgästen.
Aufgrund der recht stabilen guten Wetterlage in der
Saison konnte eine zufriedenstellende Auslastung
der Fahrgastschiffe erreicht werden.
3.2 Frachten
3.2.1 Nationalerllerkehr
Bis zum Fortfall des Festfrachtensystems am 1. Ja-
nuar 1994 durch das Tarifaufhebungsgesetz wur-
den die Entgelte für Verkehrsleistungen der Schiff-
fahrt nach dem Gesetz über den gewerblichen Bin-
nenschiffsverkehr durch Frachtenausschüsse, in
’ denen das Binnenschiffahrtsgewerbe und die Verla—
der gleichberechtigt vertreten waren, als Festent-
gelte oder Mindest- bzw. Höchstentgelte festge-
setzt.
Mit Freigabe der Frachten ab Januar 1994 kam
es aufgrund erheblicher struktureller Überkapazität
der westeuropäischen Binnenschiffahrtsflotte, struk-
turell und konjunkturell begründeter Nachfrage-
schwäche vor allem im Massengutverkehr sowie
verschärften Wettbewerbs, insbesondere auch zwi-
schen den Verkehrsträgern, zu massiven Ein—
brüchen (bis zu 60%) bei den nun frei auszuhan-
delnden Transportpreisen in der Binnenschiffahrt.
Die durch diese Entwicklung dramatisch verschlech-
terte Ertragslage bedeutet für viele Binnenschiff—
fahrtsunternehmen, insbesondere in der mittelstän-
dischen Partikulierschiffahrt, eine akute wirtschaft-
liche Existenzgefährdung. Die mit dem Tarifauf-
hebungsgesetz verbundene Umstellung von einer
regulierten Verkehrsmarktordnung hin zu einem
liberalisierten System im eurbpäischen Binnenmarkt
stellt eine echte Herausforderung hinsichtlich Eigen—
initiative und Flexibilität der betroffenen Binnen-
schiffahrt dar.
Es bleibt zu hoffen, dal3 die inzwischen deutliche
Stabilisierung von Konjunktur und Transportnach-
frage, auch im Stückgut- und Containerverkehr, so-
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wie verbesserte, nachhaltig wirksame Strukturberei—
nigungsmaßnahmen auf europäischer Ebene zu ei-
ner Beruhigung der Situation und wieder steigen-
den, auskömmlichen Erträgen führen.
3.2.2 Grenzüberschreitender Verkehr
Die im grenzüberschreitenden Verkehr schon zuvor
freien Frachten sind im Berichtszeitraum aufgrund
des zunächst stark rezessiven Konjunkturverlaufs,
insbesondere bei Massengütern, und des im Ver—
hältnis zur Nachfrage weiterhin zu hohen Schiffs-
raumangebots ebenfalls gesunken. Auch nach Auf-
hebung der Festfrachten im innerdeutschen Verkehr
hat sich dieser Trend insgesamt fortgesetzt, wenn
auch nicht so dramatisch wie bei den innerdeut—
schen Transporten.
3.3 Schiffahrtsabgaben
Für die Benutzung der abgabenpflichtigen Bundes-
wasserstraßen im Binnenbereich durch Wasserfahr-
zeuge werden Schiffahrtsabgaben erhoben. Abga-
benpflichtig sind die meisten staugeregelten (kana-
Iisierten) Flüsse und die Kanäle. Der Rhein, die
Elbe, die Oder sowie die Mündungsstrecken von
Weser und Ems sind abgabenfrei.
Die Schiffahrtsabgaben sind ein Beitrag zu den lau—
fenden Ausgaben der Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung für Betrieb, Unterhaltung und allgemeine
Verwaltung der Bundeswasserstraßen. Sie sollen
aber auch den Besonderheiten der Region und ihrer
Wettbewerbsfähigkeit Rechnung tragen, um spezifi-
sche Transporte für den Wasserweg zu gewinnen
bzw. zu erhalten.
Dieser Zielsetzung dienend wurden Anpassungen
und Ergänzungen — teilweise befristet — in den
Schiffahrtsabgabentarifen vorgenommen.
Die Einnahmen aus Schiffahrtsabgaben betrugen
im Jahre 1993 137,3 Mio DM, im Jahr 1994 143,2
Mio DM. Davon entfielen auf die einem internationa-
len Regime unterliegende Mosel (nur deutsche Ver—
waltung) 1993 rd. 13,6 Mio DM, 1994 rd. 13,5 Mio
DM.
3.4 Flottenstruktur
Die Struktur der westdeutschen Binnenschiffsflotte
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten erheblich
verändert. Mitte der 50er Jahre — der Wiederaufbau
der deutschen Binnenschiffsflotte war noch nicht ab-
geschlossen — waren rd. 6300 Frachtschiffe mit ei-
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nem Frachtraum von rd. 3,8 Mio t in Betrieb. Nur
30% der Tonnage war motorisiert; die durchschnitt-
liche Größe der Schiffe lag bei 600 t Tragfähigkeit.
Vor Beginn der nationalen Abwrackaktion im Jahr
1969 war die Zahl der Frachtschiffe auf rd. 7000,
ihre Tragfähigkeit auf 4,7 Mio t gestiegen. Der Moto—
risierungsgrad hatte 75% erreicht, die durchschnitt-
liche Tragfähigkeit betrug 670 t. Zusätzlich gab es
bereits 37 Schubboote und 125 Schubleichter. Seit-
dem verkleinerte sich die Flotte nach Anzahl der
Schiffe und Frachtraum bis Mitte der 80er Jahre re—
lativ stark, ab 1986 jedoch mit vermindertem
Tempo. 1989 gab es noch rd. 2 550 „konventionelle“
Schiffe mit rd. 2,6 Mio t Tragfähigkeit. Hiervon waren
96% motorisiert, die durchschnittliche Tragfähigkeit
betrug rd. 1 999 t. Parallel dazu war die Schubflotte
von der Mitte der 60er bis Mitte der 70er Jahre er-
heblich gewachsen, anschließend bis Mitte der 80er
Jahre annähernd konstant geblieben und seitdem
wieder leicht zurückgegangen. Heute hat die Schub-
flotte im gesamten Bundesgebiet mit 310 Schub—
booten, 1 137 Schubleichtern und einer Tragfähig-
keit von etwa 1 Mio t einen Anteil von 29% an der
Gesamttonnage von 3,4 Mio t. Der erneute Anstieg
ist durch das Hinzukommen der Flotte aus der ehe-
maligen DDR bedingt.
Seit Anfang der 80er Jahre sind in Westdeutschland
zwei deutliche Trends zu erkennen:
1. Zunehmend werden Schiffe als sogenannte Kop-
pelverbände gefahren, bei denen in der Regel
ein Schiff mit Eigenantrieb ein oder mehrere mo-
torisierte Schiffe oder unmotorisierte Schiffe
schiebt bzw. längsseits nimmt. Hierzu werden
Neubauten und auch vorhandene Schiffe mit
deutlich stärkeren Antriebsanlagen ausgerüstet.
2. Die Neubauten werden erheblich größer. Das
lange Zeit typische sog. „Europaschiff“ mit 85 m
Länge und 1 350 t Tragfähigkeit wird im Neubau—
bereich durch das Großmotorschiff mit einer
Länge von 110 m und einer Tragfähigkeit bis zu
3 000 t verdrängt. Größere Schiffe sind derzeit
lediglich für den Rhein denkbar. Hier ist die
Länge jedoch bislang auf 110 m begrenzt. In der
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt wird
seit einiger Zeit die Zulassung einer maximalen
Länge von 135 m unter wirtschaftlichen, verkehr—
lichen, bau- und sicherheitstechnischen sowie
wasserstraßenspezifischen Aspekten behandelt.
Wirtschaftliche Vorteile könnten im wesentlichen
beim Container- und eventuell Ro-Ro-Verkehr
entstehen. Eine Entscheidung steht noch aus.
Die gesamtdeutsche Binnenschiffsflotte nach Her-
stellung der deutschen Einheit hat nunmehr eine
etwas anders geartete Struktur als die vorstehend
beschriebene westdeutsche Flotte. Dies ist bedingt
durch die weitgehende Typisierung der ehemaligen
DDR-Flotte in Form relativ kleiner Schubeinheiten,
zumeist mit etwa 400 Tonnen Tragfähigkeit ie
Leichter. Die hinzugekommenen Selbstfahrer haben
durchweg eine Tragfähigkeit unter 1 000 t.
Die Struktur der gesamten deutschen Binnenschiffe—
flotte nach Art, Anzahl und Bestandsänderungen so-
wie Leistungen und Tragfähigkeit ist aus den Anla—
gen 8, 8 a und 8 b sowie 9 a, 9 b und 9 c ersichtlich.
8.5 Abwrackaktinn
Die Strukturbereinigung in der europäischen Bin-
nenschiffahrt verfolgt durch die EG—Verordnungen
Nr. 1101/89 und 1102/89 das Ziel, das Überan-
gebot an Transportraum auf den miteinander ver-
bundenen Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft
(und der Schweiz) durch eine Selbsthilfemaßnah-
me des Binnenschiffahrtsgewerbes zu verringern.
Auf diese Weise sollen die Funktionsfähigkeit der
Iinnenschiffahrtsmärkte und die Ertragslage des
Binnenschiffahrtsgewerbes verbessert werden (An-
lage 10). Mit dem Beitritt zur EU nimmt auch Öster-
reich seit dem 1. Januar 1995 an dieser gemein-
schaftlichen Abwrackaktion teil.
Damit die Erfolge der Abwrackaktion nicht durch
eine gleichzeitige lnbetriebnahme neuen, zusätzli-
chen Schiffsraums gemindert werden, hat der Rat
der Gemeinschaft in der Verordnung Nr. 1101/89
mit der sogenannten Alt—für—Neu=Ftegeiung ein ln—
strument geschaffen, mit dem eine Kapazitätserwei-
terung auf dem Binnenschiffsmarkt dadurch er-
schwert wird, daß Neuinvestitionen nur dann zuge-
lassen werden, wenn gleichzeitig alter Transpor—
traum vernichtet oder ein Sonderbeitrag (Pönale) an
einen der nationalen Abwrackfonds entrichtet wird.
Diese Maßnahme enthält im Hinblick auf die Zielset—
zung der europäischen Strukturbereinigung ein sta-
bilisierendes Element.
Das Volumen der gesamten Abwracktonnage im
Güterschiffsbereich (einschließlich der Tonnage
Ostdeutschlands) belief sich bei dieser ersten EG-
Aktion auf rund 1,36 Mio t. Davon entfallen insge-
samt 1,1 Mio t (mehr als 2 000 Schiffe) auf die
Trockenschiffahrt und 264 000t (260 Schiffe) auf die
Tankschiffahrt. Der Anteil der Abwracktonnage an
der gesamten Tonnage betrug im Trockenschiffsbe-
reich ungefähr 8% und im Tankschiffssektor 18%.
Auch wenn damit das Ziel der Aktion, 10% der
Trockenschiffs- und 15% der Tankschiffstonnage
aus dem Markt zu nehmen, nicht ganz erreicht wor—
den ist, so waren doch zunächst positive Auswirkun-
gen in Gestalt einer verbesserten Beschäftigungs-
und Ertragslage, insbesondere in der Tankschiff-
fahrt, zu erkennen.
Inzwischen hat sich die Kapazitätssituation wieder
ungünstig entwickelt. Insbesondere zahlreiche Bil-
ligimporte von Schiffsraum aus Osteuropa haben
trotz der Alt-für-Neu-Regelung wieder zu einem im
Verhältnis zur Nachfrage überhöhten Schiffsraum-
angebot geführt.
Deshalb eröffnete die EG-Kommission mit EG-Ver-
ordnung Nr. 8690/92 vom 21. Dezember 1992 die
Abwrackaktion ab 1. Januar 1993 erneut, um auch
weiterhin auf bestehende Kapazitätsüberhänge ein—
zuwirken. Der neu gebildete Fonds, aus dem Ab-
wrackprämien gewährt werden, setzt sich zusam-
men aus den Sonderbeiträgen (Pönalen) sowie aus
den verminderten Jahresbeiträgen der Schiffahrt
nach Tilgung der vorfinanzierten Abwrackprämien
aus der vorangegangenen Abwrackaktion in 1990
gemäß den EG-Verordnungen 1101/89 und
1102/89.
Aufgrund der unverändert ungünstigen Kapazitäte-
situation hat der EU-Rat durch Verordnung Nr.
844/94 vom 12. April 1994 in einem ersten Schritt
die zunächst bis April 1994 befristete Alt-für-Neu-
Regelung um weitere 5 Jahre verlängert und das
Kriterium der Zugehörigkeit zur „aktiven Flotte“ ein—
engend neu definiert. Zusätzlich ist durch Verord-
nung Nr. 2812/94 der EG-Kommission vom 18. No-
vember 1994 eine Verschärfung der Alt-für—Neu-Re-
gelung (Erhöhung des Anrechnungsfaktors für Alt—
tonnage auf 1,5:1 und entsprechend auch der
Pönale) vorgenommen worden.
Darüber hinaus sollten, wie von Bundesregierung
und Gewerbe gefordert, von der EG-Kommission
möglichst kurzfristig weitere Initiativen zur Verbes-
serung der Strukturbereinigung ergriffen werden.
Hierzu gehören insbesondere eine Differenzierung
der Abwrackprämien nach Schiffsgrößen sowie eine
aus öffentlichen Mitteln getragene, zeitlich be-'
grenzte Finanzierung eines verstärkten, nachhalti-
gen Abbaus der Überkapazitäten. Die den nationa-
len Abwrackfonds aus der laufenden Abwrackaktion
zur Verfügung stehenden Finanzmittel des Gewer-
bes reichen hierfür nicht.
Auf deutsche lnitiative haben deshalb die an der
Binnenschiffahrt beteiligten Mitgliedstaaten 1994
jeweils anteilig nationale Haushaltsmittel zu be-
schleunigtem Abbau der Warteliste mit den zur
Abwrackung angemeldeten Schiffen bereitgestellt
(Deutschland: 20 Mio DM). Diese Sonderaktion ist
am 1. Januar 1995 auf der Grundlage der EG-Ver-
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ordnung Nr. 3039/94 vom 12. Dezember 1994 an-
gelaufen. Darüber hinaus ist die Notwendigkeit
einer neuen, umfassenden Strukturbereinigung zur
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Binnen-
schiffahrt vom Rat der EU im Oktober 1994 unter-
strichen und die Kommission zu einem neuen
Marktordnungsbericht mit konkreten Vorschlägen
zur Strukturbereinigung aufgefordert worden. Die
EG-Kommission hatte ebenfalls schon in ihrem
letzten, im Juni 1994 vorgelegten Bericht zur Markt—
ordnung in der Binnenschiffahrt eine Fortführung
der Strukturbereinigung unter Einsatz öffentlicher
Mittel für notwendig erachtet, um im Interesse einer
Verbesserung der Ertragslage des Gewerbes wei-
teren Schiffsraum in wirksamem Umfang (min-
destens 10%) vom Markt zu nehmen. Für eine wei-
tere konzertierte EU-Sonderaktion zur Abwrackung
von Überkapazitäten in der Binnenschiffahrt hat
deshalb die Bundesregierung mit Beschluß vom
7. Dezember 1994 für die Jahre 1995—1997 einen
Betrag von bis zu 60 Mio DM zur Verfügung gestellt,
sofern sich alle betroffenen Mitgliedstaaten an die-
ser Aktion erneut entsprechend beteiligen.
3.6 Verkehrsregelung
3.6.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Das Bundesministerium für Verkehr ist nach Bin-
nenschiffahrtsaufgabengesetz ermächtigt, zur Ab-
wehr von Gefahren für die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs sowie zur Verhütung von der
Schiffahrt ausgehender Gefahren Rechtsverordnun-
gen zu erlassen.
Diese Verordnungen regeln insbesondere das Ver-
halten während der Fahrt, während der Liegezeit,
bei Durchfahrten von Schleusen und Brücken sowie
die Bezeichnung der Fahrzeuge und der Binnen-
schiffahrtsstraßen.
Da die für die einzelnen Binnenschiffahrtsstraßen
geltenden Schiffahrtspolizeiverordnungen wie
I Binnenschiffahrtsstraßen-Ordnung,
Rheinschiffahrtspolizeiverordnung,
Moselschiffahrtspolizeiverordnung,
Donauschiffahrtspolizeiverordnung
in ihrem allgemeinen Teil auf der von den Vereinten
Nationen — Wirtschaftskommission für Europa —
empfohlenen europäischen Binnenschiffahrtsstras-
sen-Ordnung (CEVNI) beruhen, gelten auf allen
Binnenschiffahrtsstraßen einheitliche Verkehrsre-
geln.
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Abweichungen gibt es nur dort, wo regionale Gege-
benheiten dies erfordern. Für den Rhein, die Mosel
und die Donau werden sie durch internationale Gre-
mien, die Zentralkommission für die Rheinschiffahrt
in Straßburg (ZKR), die Internationale Moselkom-
mission in Trier (MK) und die Donaukommission in
Budapest (DK), vorgegeben. Die Neufassung der
Donauschiffahrtspolizeiverordnung mit Anpassun-
gen für die Bundeswasserstraße Donau ist am
1. Juli 1993 in Kraft getreten; die revidierte Rhein-
schiffahrtspolizeiverordnung ist am 1. Januar 1995
in Kraft getreten.
Ergänzt werden die Polizeivorschriften durch Ver-
ordnungen und Anordnungen, die von den Wasser-
und Schiffahrtdirektionen vorübergehend erlassen
werden. Die Binnenschiffahrt-Sprechfunkverordnung
wurde mit Wirkung vom 15. Juni 1993 den neuen
Gegebenheiten durch Änderungsverordnung ange-
paßt. Aufgrund einer solchen Verordnung werden
mit Wirkung vom 1. Januar 1995 auf zahlreichen
Binnenschiffahrtsstraßen die Funkausrüstungs- und
Funkbenutzungspflicht eingeführt.
Die Umsetzung der EG-Richtlinie zur gegenseitigen
Anerkennung einzelstaatlicher Schifferpatente für
den Binnenschiffsgüter- und -personenverkehr
konnte zum 1. Januar 1993 gewährleistet werden.
Der Vollzug schiffahrtspolizeilicher Vorschriften ist
Aufgabe der Wasserschutzpolizei der Länder nach
Maßgabe einer mit dem Bund abgeschlossenen
Vereinbarung und auch Aufgabe der Wasser- und
Schiffahrtsverwaltung des Bundes. Der Wasser—
schutzpolizei obliegen insbesondere die Gefahren-
abwehr im Bereich der Binnenschiffahrt, die Ver-
kehrskontrollen und die Verfolgung von Zuwider-
handlungen gegen schiffahrtspolizeiliche Vorschrif-
ten.
3.6.2 Seeschitfahrtsstraßen
Nach dem Seeaufgabengesetz ist das Bundesmini-
sterium für Verkehr ermächtigt, zur Abwehr von Ge-
fahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des See-
verkehrs sowie zur Abwehr von Gefahren für das
Wasser Rechtsverordnungen zu erlassen, die den
Verkehr auf den Seeschiffahrtsstraßen regeln. Ge-
stützt auf diese Ermächtigungsnorm wurden her—
ausgegeben
— die Verordnung zu den internationalen Regeln
von 1972 zur Verhütung von Zusammenstößen
auf See,
— die Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung sowie
— die Einführungsverordnung zur Schiffahrtsord—
nung Emsmündung.
Mit der zuerst genannten Verordnung wurden die in-
ternationalen „KoIIisionsverhütungsregeln“ verbind-
lich für den Bereich auch der Seeschiffahrtsstraßen
eingeführt. Die nationale „Seeschiffahrtsstraßen-
Ordnung“ ergänzt diese internationalen Vorschriften
und geht diesen vor, soweit sie abweichende Vor-
schriften enthält.
Der schiffahrtspolizeiliche Vollzug wird auf den See-
schiffahrtsstraßen durch die Wasserschutzpolizei
der Länder ausgeübt. Der Bund hat 1995 Vollzugs-
vereinbarungen mit den Ländern abgeschlossen,
die im Jahre 1982 durch eine Zusatzvereinbarung
mit den Küstenländern ergänzt wurden (Küstenpro-
tokoII). Entsprechende Vereinbarungen mit dem
Land Mecklenburg-Vorpommern werden vorberei-
tet.
Auf der Hohen See, auf der schiffahrtspolizeilicher
Vollzug nur gegenüber Schiffen unter deutscher
Flagge ausgeübt werden kann, ist der Bund zustän—
dig. Diese Aufgabe wird von der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung wahrgenommen. Zusätzlich wurde
durch die Seeschiffahrtsaufgaben-Übertragungs-
verordnung die Wahrnehmung schiffahrtspolizei-
licher Vollzugsaufgaben auch auf den Bundes-
grenzschutz und die Zollverwaltung übertragen.
Am 1. Oktober 1989 trat für die Seeschiffahrts-
straßen Ems und Leda ein gemeinsames deutsch-
niederländisches Verkehrsrecht in Kraft. Durch
die Einführungsverordnung zur Schiffahrtsordnung
Emsmündung vom 8. August 1989 wurde das im
Jahre 1986 mit den Niederlanden geschlossene Re-
gierungsabkommen über die Regelung der Schiff-
fahrt in der Emsmündung in nationales Recht umge-
setzt. Die Einführungsverordnung bzw. die Schiff-
fahrtsordnung Emsmündung ersetzen die bisher
dort geltende Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung.
Die drei Küstenländer Schleswig-Holstein, Hamburg
und Niedersachsen haben den größten Teil der
ihnen zugehörigen Gebiete des Wattenmeeres zu
Nationalparken erklärt. Das Bundesministerium für
Verkehr hat zur Erreichung des Naturschutz-
zweckes eine Verordnung erlassen. Sie enthält
im wesentlichen bestimmte Befahrungsverbote für
Seehund- und Seevögelschutzgebiete während
festgelegter Schutzzeiten.
3.7 Schiffssicherheit und Schiffsbesetzung auf Binnen-
schiffahrtsstraßen
Schiffe müssen zum Verkehr auf den Bundeswas-
serstraßen technisch zugelassen sein. Da Binnen-
schiffe fast ausnahmslos technische Unikate sind,
gibt es keine Typzulassungen, sondern die Zulas-
sung ist individuell, d. h. jedes Schiff erhält eine ge-
sonderte Verkehrszulassung (Schiffsattest/Schiffs-
zeugnis). Voraussetzung ist, daß das Schiff den gel-
tenden Vorschriften für Bau, Ausrüstung, Besetzung
und Betrieb der Wasserfahrzeuge in der Binnen-
schiffahrt entspricht. Das Bundesministerium für
Verkehr hat diese Vorschriften, es sind die Rhein-
schiffsuntersuchungsordnung (RheinSchUO) für die
Fahrt auf dem Rhein und die Binnenschiffe-Untersu-
chungsordnung (BinSchUO) für die Fahrt auf den
übrigen Wasserstraßen, weitgehend international
abgestimmt und entwickelt sie in den entsprechen-
den Gremien, vor aIlem in der Zentralkommission
für die Rheinschiffahrt, ständig weiter. So hat die
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt in ihrer
Frühjahrssitzung 1994 eine neue RheinSchUO
beschlossen (Datum des Inkrafttretens: 1. Januar
1995). Hiermit wird die Pilotfunktion der Rhein—
SchUO erneut dokumentiert, sind doch in der Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt alle EU-Staa-
ten vertreten, die auf dem westeuropäischen Was-
serstraßennetz in nennenswertem Umfang Binnen-
schiffahrt betreiben. Die EG hat die Bestimmungen
der RheinSchUO aus 1976 weitgehend übernom—
men und eine entsprechende Richtlinie über die
technischen Anforderungen an Binnenschiffe erlas-
sen. Diese war Basis für die Binnenschiffs-Untersu-
chungsordnung von 1988, mit der die Verordnung
von 1977 abgelöst wurde. Die Binnenschiffs—Unter-
suchungsordnung wurde im Dezember 1994 den
Gegebenheiten, die durch die neue RheinSchUO
entstanden sind, angepaßt (Datum des Inkrafttre-
tens: zeitgleich mit der RheinSchUO am 1. Januar
1995)
Durch die EG-Richtlinie wird bewirkt, daß nach einer
gewissen Übergangszeit diese weitgehende Ein-
heitlichkeit auf das gesamte westeuropäische Was-
serstraßennetz ausgedehnt wird. Für den Rhein gilt
dies schon seit vielen Jahrzehnten, da die Rhein-
SchUO auf der gesamten internationalen Wasser-
straße Rhein anzuwenden ist.
Auf allen Bundeswasserstraßen in ganz Deutsch—
Iand, abgesehen von einigen wenigen wasser-
straßenspezifischen Anforderungen auf Seeschiff-
fahrtsstraßen und Kanälen, gelten also weitgehend
einheitliche Vorschriften über die technische Zulas-
sung der Schiffe. Für die fünf neuen Bundesländer
zuzüglich des Gebietes des früheren Berlin (Ost)
können entsprechend dem Einigungsvertrag für dort
beheimatete Schiffe, soweit sie auf Wasserstraßen
außerhalb des Rheins fahren, bis 1998 Übergangs-
regelungen in Anspruch genommen werden.
Die Durchführung der Verordnungen obliegt den
Schiffsuntersuchungskommissionen (SUK), die mit
geringem eigenen Personalaufwand unter weitge-
19
hendem Einsatz von externen Sachverständigen,
vor allem aus der Binnenschiffahrts-Berufsgenos-
senschaft und dem Germanischen Lloyd, tätig sind.
Die Binnenschiffahrt hält, nicht zuletzt durch die vor-
genannten Vorschriften, verbunden mit dem ent-
sprechenden Sicherheitsbewußtsein der Gewerbe-
treibenden, ein hohes Maß an technischer Sicher-
heit.
Die Besatzungsvorschriften für Binnenschiffe sind
wegen des Zusammenhangs mit der Schiffssicher-
heit in den Vorschriften über die Schiffsuntersu-
chung geregelt. Soweit der Einsatz des Besatzungs-
personals von Binnenschiffen besondere Befähi-
gungen voraussetzt, obliegt die Erteilung der ent-
sprechenden Ausweise den Behörden der Wasser-
und Schiffahrtsverwaltung entsprechend den jewei-
ligen Patentvorschriften (Sportbootführerschein s.
Nr. 3.11).
3.8 Transport gefährlicher Güter
Im Binnenschiffsverkehr werden über größere Ent-
fernungen, bezogen auf die Verkehrsträger Straße
und Schiene, die meisten gefährlichen Güter beför-
dert, überwiegend sind es Mineralölprodukte.
Nach jahrelangen Arbeiten konnte die „Verordnung
über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem
Rhein (ADNR)“ von der Zentralkommission für die
Rheinschiffahrt (ZKR) in Straßburg fertiggestellt
werden. Das neue ADNR ist in allen Rheinanlieger—
staaten zusammen mit den ebenfalls revidierten
Vorschriften der ZKR (Rheinschiffsuntersuchungs-
' ordnung und Rheinschiffahrtspolizeiverordnung) am
1. Januar 1995 in Kraft getreten. Die neuen Vor-
schriften sind insgesamt anwendungsfreundlicher,
weil auf Verweisungen innerhalb des ADNR
grundsätzlich verzichtet wird.
In Deutschland wurde das neue ADNR im Rahmen
der „Verordnung zur Inkraftsetzung der Verordnung
über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem
Rhein und der Verordnung über die Beförderung ge—
fährlicher Güter auf der Mosel“ auf Rhein und Mosel
in Kraft gesetzt, auf den übrigen Binnengewässern
(nicht nur Bundeswasserstraßen, wie bisher) durch
die „Verordnung über die Beförderung gefährlicher
Güter auf Binnengewässern (Gefahrgutverordnung
Binnenschiffahrt)“.
In Genf wird bei der UN—Wirtschaftskommission für
Europa (ECE) an einem Übereinkommen für die Be-
förderung gefährlicher Güter auf europäischen Bin-
nenwasserstraßen (ADN) gearbeitet. Die Genfer Ar-
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beiten basieren auf dem fertiggestellten neuen
ADNR, das auch hier eine Pilotfunktion hat. Ziel ist
es, inhaltsgleiche Vorschriften im ADNR und ADN
zu haben, wobei der derzeitige Sicherheitsstandard
des ADNR aber nicht unterschritten werden darf.
Die Ausbildung von Sachkundigen an Bord von
Gefahrgutschiffen hat sich grundsätzlich bewährt,
gleichwohl wurde mit den anderen Rheinanlieger—
staaten ein neues Ausbildungs— und Schulungskon-
zept erarbeitet. Hiernach ist eine Schulung, die auch
praktische Übungen beinhalten muß, vorgeschrie-
ben. Die Schulung erfolgt in allen Rheinanlieger-
staaten einheitlich nach einer in der ZKR erarbeite-
ten Richtlinie.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wasser-
und Schlffahrtsverwaltung (WSV) sowie interes-
sierte Mitarbeiter der Bundesländer wurden durch
Seminare von der Sonderstelle für Aus- und Fortbil-
dung der WSV auf die neuen Vorschriften vorberei-
tet.
Des weiteren wurde vorgeschrieben, daß künftig
Sachkundige an Bord von Gastankschlffen sowie
von Chemietankschiffen eine zusätzliche Ausbil—
dung nachweisen müssen.
Im Rahmen der 1993 in Kraft getretenen Gefahrgut-
Ausnahmeverordnung (GGAV) wurde unter ande-
rem die Beförderung gefährlicher Güter mit Fähren
geregelt.
3.9 Schiffsunfälle
3.9.1 innenwasserstraßen
Der hohe Sicherheitsstandard der Binnenschiffahrt
dokumentiert sich am augenfälligsten an der gerin-
gen Unfallhäufigkeit und an den in aller Regel gerin-
gen Unfallfolgen. Die Zahl der gemeldeten Unfälle
(Bundesgebiet nach dem Gebietsstand bis zum S.
Oktober 1990) hat sich seit Anfang der 70er Jahre
etwa halbiert. Sie bewegt sich seit 5 Jahren bei etwa
1100—1200 pro Jahr. l-lierbei ist hervorzuheben,
daß bei rund 50% dieser Unfälle überhaupt kein er-
kennbarer Schaden eintritt. Es verbleiben somit ca.
500 bis 600 schadensrelevante Unfälle. Hiervon ha-
ben im Mittel
— annähernd 400 leichte Sachschäden zur Folge
(Weiterfahren ohne instandsetzung möglich),
— etwa 150—180 mittleren Sachschaden zur Folge
(Weiterfahrt nur zur Instandsetzung möglich oder
zulässig),
— etwa 5 schweren Sachschaden zur Polge (Weiu
terfahrt ohne vorherige fnstandsetzung nicht
möglich oder zulässig).
So traten z. =:.1993 bei 21 Tankschiffsunfäilen im
gesamten Bundesgebiet rd. 186 m3 flüssige Ladung
aus. Etwa 90% der Ladungsverluste ereigneten sich
bei 2 Unfällen auf dem Bhein und der Unterelbe. Die
ausgetretenen Mengen waren fast ausschließlich
Mineralöle.
in den letzten 10 Jahren wurden pro Jahr im Mittel
100 Personen bei Unfällen verletzt — einschließlich
Leichtverletzte — und 10 Personen getötet. Betrach=
tet man nur die Verkehrsunfälle, läßt also die Unfälle
im Schiffsbetrieb außer acht, so halbieren sich die
letztgenannten Zahlen etwa.
Das Zusammenwirken von
Verbesserung der technischen Schiffssicherheit
Ausbau der Bundeswasserstraßen
verkehrslenkende Maßnahmen und
Eigenaktivitäten des Binnenschiffahrtsgewerbes
gemeinsam mit berufsgenossenschaftlichen ln-
stanzen
hat in diesem Zeitraum offensichtlich positiv gewirkt.
Der erreichte, sehr hohe Sicherheitsstandard im
Verkehrssystem Binnenschiffahrt/Wasserstraße wird
sich, gemessen am Unfallgeschehen, zukünftig nur
noch in kleinen Schritten verbessern lassen.
3.9.2 Seeschiffat‘irtsstraüen
Nach den von den Wasser— und Schiffahrtsdirektio-
nen Nord und Nordwest vorgenommenen Zusam-
menstellungen des Schiffsverkehrs und der Schiffs—
unfälle der Berufs- und Sportschiffahrt auf den See-
schiffahrtsstraßen, in den bundeseigenen l-läfen
und Schleusen in diesem Bereich sowie auf der l—lo-
hen See im Bereich des deutschen Festlandsockels
einschließlich der Verkehrstrennungsgebiete wur-
den in den Jahren 1993 und 1994 folgende Unfälle
der Berufs— und Sportschiffahrt erfaßt:
1993 1994
Berufsschiffahrt: 364 344
Sportschiffahrt: 122 142
Während die Summe aller Unfälle in den Jahren
1993 und 1994 mit jeweils 486 gleich blieb, erhöhte
sich die Anzahl der Unfälle der Sportschiffahrt um
20 (+ 16%) und reduzierten sich die Unfälle der Be-
rufsschiffahrt um 20 (—5,5%).
Besonders stark war der Bückgang der Unfälie im
Jahr 1994 in der Berufsschiffahrt auf den vielbefahu=
renen Bevieren Elbe mit 15 (—18%) sowie Weser
mit 12 (—26%) Unfällen weniger als 1993.
ln der Sportschiffahrt ist die Erhöhung der Unfälle
überwiegend auf die Zunahme um 18 Unfälle in dem
Bereich „Ostsee, außerhalb der Grenze der See—
fahrt“ zurückzuführen.
Auf den übrigen Bevieren hielt sich das Unfallge-
schehen sowohH in der Berufsschiffahrt als auch in
der Sportschiffahrt im Bahmen der Vorjahreswerte.
3.1l technische Entwickfung ilrlrl Farscllrrirlg
Die Ergebnisse des vom Bundesverkehrsministe-
rium von Beginn an unterstützten und vom Bundes-=
forschungsministerium finanziell geförderten For-
schungsvorhabens „Forschung und Entwicklung für
die Binnenschiffahrt“ („Binnenschiff der Zukunft“)
werden in der Zukunft vor allem beim lau von Groß-
motorschiffen mehr und mehr genutzt werden.
Die Binnenschiffahrtsflotte der ehemaligen DDR er—
reichte bislang bei weitem nicht die Transportlei-
stung, die aufgrund ihrer Kapazität erwartet werden
konnte. Als Ursachen sind neben Mängeln in der Or-
ganisationsstruktur und im Ausbau der Wasser—
straßen auch die in weiten Bereichen etwa auf dem
Stand der sechziger Jahre stehengebliebene Tech-
nik der Schiffe anzusehen. Das vom Bundesministe-
rium für Verkehr unterstützte und in Teilbereichen
mitgestaltete Verbundforschungsvorhaben „Verbes-
serung der Effektivität der Binnenschiffahrt unter
Berücksichtigung der besonderen Bedingungen auf
dem Gebiet der neuen Bundesländer (VEBlS)“, wird
durch das Bundesforschungsministerium finanziell
gefördert. Es sollen
— Möglichkeiten zur schnellen antriebstechnischen
Verbesserung vorhandener Schubboote ermittelt
und
— Konzeptionen für neue flachwassergeeignete
Schiffstypen für den wirtschaftlichen Einsatz auf
den Wasserstraßen im Beitrittsgebiet erarbeitet
werden.
Konkret wird angestrebt:
— optimale Anpassung an die vorhandenen und mit-
telfristig (etwa 10 bis 15 Jahre) zu erwartenden
Wasserstraßenverhältnisse in den neuen Bun—
desländern und in Berlin;
— technische Perspektiven für einen wirtschaftli-
chen Einsatz im gesamten west- und mitteleu-
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Verteilung der Schiffsunfälle*) 1993 (1992)
auf Reviere, bundeseigene Häfen und Schleusen, Wattgebiete, Verkehrstrennungsgebiete und
die Hohe See im Bereich des deutschen Festlandsockels
Seeschiffahrtsstraße in bundeseigenen
bzw. Bereich Im ReVIer Häfen Schleusen Gesamt
a) Ostsee
Flensburger Förde 3/— (1/—) 3/— (1/—)
Kieler Förde 5/4 (6/5) 5/4 (6/5)
Trave 8/3 (12/3) 8/3 (12/3)
Ostsee innerhalb
der Grenze der
Seefahrt 22/10 (21/22) 22/10 (21/22)
Ostsee außerhalb
der Grenze der See-
fahrt (bis Hoheitsgrenze) —/— (3/3) —/— (3/3)
Verkehrstrennungsgebiete 4/1 (3/—) 4/1 (3/—)
Hohe See im Bereich
des deutschen Festland-
sockels —/— (—/1) —/— (—/1)
Wismar 2/1 (2/4) 2/1 (2/4)
Zufahrt Rostock 25/4 (13/3) 25/4 (13/3)
Zufahrt Stralsund 5/18 (14/12) 5/18 (14/12)
Zufahrt Wolgast 17/17 (13/7) 17/17 (13/7)
b) Nordsee:
Eider —/— (—-/—) —/— (—/—)
Elbe 85/18 (50/15) 85/18 (50/15)
Nebenflüsse der Elbe 11/4 (2/6) 11/4 (2/6)
Weser 46/20 (49/5) 46/20 (49/5)
Hunte 23/- (14/—) 23/— (14/—)
Jade 8/5 (6/7) —/— (2/—) 1/— (1/—) 9/5 (9/7)
Ems 12/3 (14/5) —/— (1/—) 12/3 (15/5)
Wattengebiete 2/12 (1/9) 2/12 (1/9)
Küstenmeer um Helgoland
(3-sm-Grenze) 1/— (1/—) 1/— (1/—)
Verkehrstrennungsgebiete 3/— (1/—) 3/— (1/—)
Hohe See im Bereich des
deutschen Festlandsockels 2/— (1/—) 2/— (1/—)
Erweiterung des
Küstenmeeres 4/1 (3/—) 4/1(3/—)
c) Nord—Ostsee—Kanal: 31/1 (19/—) 12/1 (13/1) 32/— (40/—) 75/2 (72/1)
Gesamt 319/121 12/1 (16/1) 33/— (41/—) 364/122 (306/108)
(249/107)
*) Durch Schrägstrich unterteilt in Unfälle der Berufsschiffahrt (See- und Binnenschiffahrt) und der Sport-
schiffahrt; erfaßt sind auch Ereignisse, die keine Seeunfälle im Sinne des Seeunfalluntersuchungsgeset-
zes darstellen.
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ropäischen Wasserstraßennetz, möglichst auch
im küstennahen Seebereich, vor allem der Ost—
seeküste.
Die Durchführung erfolgt unter Federführung eines
Rostocker Instituts sowie in Duisburg, Hamburg,
Potsdam, Spey und RoBIau.
3.11 Sportschiffahrt
Die Sportschiffahrt ist mit einem hohen Anteil am
Verkehrsaufkommen auf den Binnenschiffahrts-
straßen des Bundes beteiligt.
Ihre zunehmende Bedeutung für die Freizeitgestal-
tung und auch als Wirtschaftsfaktor wird insbeson-
dere auf den durchgeführten Messen deutlich. Auf
der jährlich in Düsseldorf stattfindenden „boot“ ist
das Bundesministerium für Verkehr mit einem eige-
nen Stand vertreten.
Die Verkehrsvorschriften, die in den jeweiligen
Schiffahrtspolizeiverordnungen enthalten sind, gel-
ten grundsätzlich auch für Wassersportfahrzeuge.
Es bestehen für sie jedoch zahlreiche Sondervor-
schriften, die sich nach der Art der Fahrzeuge oder
auch nach ihrem Einsatzort richten.
Als ein Leitfaden für Wassersportler dient die vom
Bundesministerium für Verkehr herausgegebene
Broschüre „Sicherheit auf dem Wasser“.
Eine Zulassung zum Verkehr auf den Binnenschiff-
fahrtsstraßen in Form einer Fahrtauglichkeitsbe-
scheinigung benötigen nur Fahrzeuge mit einer
Wasserverdrängung ab 15 m3 und — ab 1. Januar
1995 — auf dem Rhein mit einer Länge von 20 m und
mehr. Alle anderen Sportfahrzeuge unterliegen kei-
ner Zulassungspflicht.
Zum Führen eines Wasserfahrzeugs ist je nach sei-
ner Eigenschaft eine Erlaubnis erforderlich. Einzel-
heiten enthalten die Sportbootführerscheinverord-
nung-Binnen sowie die Patentvorschriften, wenn es
sich um Sportboote zwischen 15 und 60 m3 Wasser-
verdrängung handelt. Für sportlich genutzte Fahr-
zeuge von mehr als 60 m3 Verdrängung gelten keine
Sonderbestimmungen. Sie unterliegen den Bestim—
mungen, die auch für die gewerbliche Schiffahrt
zutreffen. Segelboote, Surfbretter, Ruder- und Pad-
delboote sowie motorbetriebene Boote bis ein-
schließlich 3,68 kW sind führerscheinfrei. Im Land
Berlin ist dagegen das Führen aller motorisierten
Boote sowie aller Segelboote und Segelsurfbretter
führerscheinpflichtig.
Mit der Erteilung der Sportbootführerscheine und
der Abnahme der ihr vorausgegangenen Prüfungen
sind der Deutsche Motoryachtverband und der
Deutsche Segler-Verband als Spitzenverbände des
Wassersports gemäß 5 3a des Binnenschiffahrts—
aufgabengesetzes beliehen worden. Sie nehmen in-
soweit staatliche Aufgaben war und unterliegen als
Folge der Beleihung der Rechts- und Fachaufsicht
des Bundesministeriums für Verkehr. Das Verfahren
ist in Richtlinien konkretisiert.
4. Bundeswasserstraßen
4.1 Beschreibung der Bundeswasserstraßen
Bundeswasserstraßen werden entsprechend ihrer
überwiegenden Verkehrsnutzung in Binnenschiff-
fahrtsstraßen und Seeschiffahrtsstraßen eingeteilt.
Einen Überblick über die Bundeswasserstraßen gibt
Anlage 1.
4.1.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Die Hauptstrecken der Binnenschiffahrtsstraßen
sind in der Tabelle S. 24 beschrieben.
Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch die
bundeseigenen Talsperren an Eder (vgl. auch Ab-
schnitt 4.3.3) und Diemel, die zur Wasserversor-
gung des Mittellandkanals in der ersten Hälfte die-
ses Jahrhunderts errichtet wurden. Bedeutung für
die Schiffahrt haben diese Talsperren seit der Stau-
regelung der Mittelweser noch durch die Niedrig-
wasseraufhöhung der Oberweser. Die Talsperren
dienen ferner dem Hochwasserschutz und der
Stromerzeugung. Fremdenverkehr, Wassersport
und Fischerei haben sich dank der Talsperren stark
entwickelt.
Talsperren
Eder Diemel
Mauerlänge: 400 m 194 m
Höhe: 47 m 42 m
Fassungsvermögen: 202 Mio m3 20 Mio m3
Fertigstellung: 1914 1924
Wasserkraftwerke: 2 1
4.1.2 Seeschifiahrtsstraßen
Die Seeschiffahrtsstraßen (Anlage 3), die von der
seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres (Ho—
heitsgrenze der Bundesrepublik Deutschland) bis
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Häupt8’tt’66k61‘1 der unnensentttanrtsstrmen
dan:
Wassern Kanala/
Wasserstraße Lange treielgeregelte staugeregette Kanatm straßenw 8tau=u
11m Ftußstreeke Ftu8streette streetre 14131339 stuten
km 1611 1611
Berlin-Spandauer
Schittahrtskanal 12 — — 12 ttl/lV 1
Dahrne—Wasserstraße 27 10 17 — 1/1V 1
Datteln-Hamm-Kanat 47 — — 47 lV 2
Donau 211 70 141 — V b/Vl a/Vfl b 6
Dortmund-Ems-Kanal 224 18 49 162 lV/V l0 15
Elbe 607 589 18 — V a/Vl b 1
EIbe-Have1=l<anal
einscnl.l\liegr1pper
Verbindungskanal 58 — — 58 1V 4
Elbe—LübeCk-Kanal
und Kanaltrave 68 6 — 62 1V 7
Elbe-Seltenkanal 115 — — 115 V b 2
Havelkanal 35 — — 85 lV 1
HaveI-Oder-Wasser—
straße einscnl. Hohen—
saaten-Friedrichsthaler
Wasserstraße und
Westoder 150 14 89 97 lV 5
Küstenkanal 69 2 —— 67 lV 2
Main 887 2 885 — V a/V b 84
Main—Donau—Kanal 171 — 51 120 V b 16
Mittellandkanal einschl.
Stich- und Verbindungs-
kanäle 888 —— 5 888 tV/V b 18
Mosel 242 2 240 — V b 12
Neckar 203 4 199 — V a 27
Oder 162 162 — — 1V —
Peene 96 96 — — tlt/lV -—
Rhein einschl.
Wehrarme,wenn
Hauptstrecke franz. 695 574 121 — 0/111/Vl b/Vt c 2
Rhein-Herne-Kanal 46 — — 46 lV/Vb 5
Ruhr 12 2 10 -— V a/V lo 2
Saate 124 19 105 — 1/111 12
Saar 105 — 105 — t/Vb 8
Spree—Oder—
Wasserstraße 125 12 58 60 ttl/lV 7
'l'eltowkanal 86 — — 86 1V 1
Untere l-lavel- 148 20 110 18 ttt/lV 6
Wasserstraße
Wesel—Datteln=KanaH 60 — — 60 V b 6
Weser 846 204- 142 — ltt/tV/V b 8
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Hauptstrecken der Seeschiffahrtsstraßen
einschließlich Außenbereiche der seewärtigen Zufahrten
Länge Tiefe Schiffsgröße
Name km m tdw Anmerkungen
Außen- und Unterems 40 12,50 85.000 bis Leichterplatz in
(unter SKN) (tideabhängig) der Alten Ems
40 . 8,50 35.000 bis Emden
(unter SKN) (tideabhängig)
40 4,20 3.000 bis Papenburg
(unter SKN) (tideabhängig)
Jade 50 18,50 250.000
(unter SKN) (tideabhängig)
Außen- und Unterweser 125 12,00 85.000 bis Bremerhaven
(unter SKN) (tideabhängig)
11,00 75.000 bis Nordenham
(unter SKN) (tideabhängig)
9,00 35.000 bis Bremen
(unter SKN) (tideabhängig)
Außen- und Unterelbe 125 13,50 100.000 Länge ohne Delegations-
(unter KN) strecke Hamburg
Nord-Ostsee-Kanal 99 1 1,00 22.000
(NOK) (unter NN-0,2 m)
Untertrave 22 9,50 14.000
(unter NN)
Wismarbucht 32 9,50 14.000 von Ansteuerungstonne
(unter NN) bis Wismar
Fahrwasser Rostock 17 13,00 85.000 bis Überseehafen
(Unterwarnow) 6,00 5.000 bis Stadthafen
(unter NN)
Strelasund Nord 30 4,50 3.000
Strelasund Ost 30 6,00 5.000 bis Stralsund
(unter NN)
Peenestrom 17 6,00 2.500 bis Peenemünde
(nördlicher Teil) 5,50 bis Wolgast
(unter NN)
NN = Normalnuil
KN : Kartennull
SKN = Seekartennull
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tief hinein in die Unterläufe der Flüsse sowie in die
Förden und Buchten des Meeres reichen, dienen in
erster Linie der deutschen und internationalen See-
schiffahrt als Zufahrten zu den deutschen Seehäfen.
Die wichtigsten Daten der Seeschiffahrtsstraßen
sind in der Tabelle auf S. 25 zusammengestellt.
Diese Zufahrten werden, soweit wirtschaftlich ver-
tretbar, für Seeschiffe mit größerem Tiefgang ange—
paßt. Ihre Leistungsfähigkeit hat für die Wettbe-
werbslage der deutschen Seehäfen, über die etwa
ein Drittel des gesamten grenzüberschreitenden
Verkehrs der Bundesrepublik (einschließlich Rohr-
femleitungen) abgewickelt wird, ausschlaggebende
Bedeutung. Seeschiffahrtsstraßen sind mit Schiff-
fahrtszeichen so gekennzeichnet, daß auch bei ho-
her Verkehrsdichte und ungünstigen Wetterverhält-
nissen der Verkehr sicher und leicht stattfinden
kann.
Hörnum, Helgoland, Wangerooge, Borkum
Die Häfen Hörnum und Borkum dienen der Schiff—
fahrt als Schutzhäfen. Die Insel Helgoland hat ihre
besondere Bedeutung als Schutzhafen für die
Hochseefischerei und die Sportschiffahrt sowie als
Standort von Radar- und UKW-Sprechfunkanlagen
für das Verkehrssicherungssystem Deutsche Bucht.
Die Unterhaltung der Seewasserstraßen umfaßt
auch die Arbeiten und Maßnahmen zur Sicherung
des Bestandes der Inseln Borkum und Wange-
rooge. Diese sind Eckpfeiler der Seeschiffahrts-
straßen Ems und Jade. Die stabile Lage der Inseln
sichert stabile Fahrwasserverhältnisse.
4.2 Wasserstraßenhaushalt
Die Ausgaben für die Bundeswasserstraßen umfas-
sen die Bereiche
— Investitionen,
— Betrieb und Unterhaltung,
— Verwaltung
mit einem Gesamtvolumen von 2,6 Mrd. DM im
Jahre 1993 und 2,5 Mrd. DM im Jahre 1994.
Die Gesamtausgaben für Investitionen an Bundes-
wasserstraßen (einschließlich Bauleitungsausga-
ben) betrugen 1993 1248 Mio DM. Davon entfielen
1098 Mio DM auf Ausgaben des Bundes und 150
Mio DM auf die Beteiligung von Bundesländern und
anderen Dritten aufgrund von Regierungsabkom-
men für einzelne langfristig ausgerichtete Wasser-
straßenprojekte. Von den Gesamtinvestitionen ent-
fielen 1993 211 Mio DM auf Seeschiffahrtsstraßen
und 1037 Mio DM auf Binnenschiffahrtsstraßen. Der
Anteil der neuen Bundesländer einschließlich Berlin
lag bei 149 Mio DM.
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Zu den Schwerpunkten der Investitionen an den
Bundeswasserstraßen gehören
— der Ausbau des Binnenschiffahrtsweges in der
West-Ost-Achse von Hannover über Magdeburg
nach Berlin,
— die Fortsetzung der begonnenen Aus- und Neu-
bauvorhaben sowie
— die Erhaltung und Leistungsteigerung der vorhan-
denen Wasserstraßen und ihrer Anlagen, wobei
dem Nachholbedarf im Wasserstraßennetz der
neuen Bundesländer besondere Bedeutung zu-
kommt.
Für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung der Bun-
deswasserstraßen wurden 1993 1332 Mio DM auf-
gewendet.
Im Jahr 1994 betrugen die Gesamtausgaben für In-
vestitionen des Bundes und Dritter an Bundeswas-
serstraßen (einschließlich Bauleitungsausgaben)
1,1 Mrd. DM.
4.3 Aus- und Neubau
4.3.1 Verkehrsproiekt 17 „Deutsche Einheit“
Wasserstraßenverblndung
Hannever—Magdeburg — Berlin
Mit dem Projekt 17 soll die Wasserstraßenverbin—
dung Hannover—Magdeburg—Berlin an vorhande-
nes westeuropäisches Niveau angeglichen werden.
Durch den Anschluß an die wichtigsten Nordseehä-
fen und die lndustriezentren im Westen über lei-
stungsfähige, sichere, wirtschaftliche und umwelt-
freundliche Wasserstraßen sollen für Magdeburg,
für den Großraum und die Stadt Berlin und die an-
grenzenden Regionen zukunftsorientierte Standort-
bedingungen hergestellt werden. Das Projekt 17 be—
steht aus mehreren Teilmaßnahmen. Besondere
Priorität hat der Bau des Wasserstraßenkreuzes
Magdeburg, um den die Elbe kreuzenden Verkehr
sowie den Verkehr von und nach Magdeburg von
den über lange Zeiträume im Jahr niedrigen Elb-
wasserständen unabhängig zu machen. Die Kanal-
strecken werden nach den Richtlinien für Regel-
querschnitte von Schiffahrtskanälen ausgebaut.
Mittel/andkanal—Osfhaltung
In Fortsetzung des laufenden Ausbaus des Mittei-
Iandkanals in den alten Bundesländern wird der Ka-
nalquerschnitt in Sachsen-Anhalt auf 60 km Länge
für den Verkehr mit Großmotorgüterschiffen und
GV".
Wustemarh
ß!Sudtrasse
UntereuHaveI'
Wasserstraße
Wasserstraßen—
kreuz
Magdeburg .2.w>m3.:mEi“
mc:mx:Mitteiiandkanal
27
Schubverbänden verbreitert und vertieft. Das ökolo-
gisch günstige Trapezprofil wird überwiegend beibe-
haken.
Die Baumaßnahmen wurden am 1. Juli 1993 mit
dem Neubau des Sicherheitstors Haidensleben be-
gonnen. 1994 wurden für drei Streckenabschnitte
die Planfeststellungsverfahren eingeleitet, in zwei
Abschnitten und für drei Straßenbrücken wurde mit
den Bauarbeiten begonnen.
Wasserstraßenkreuz Magdeburg
Mit dem Bau der Kanalbrücke über die Elbe wird
eine vom Wasserstand der Elbe unabhängige, voll-
schiffige Querung des Flusses über das ganze Jahr
hinweg möglich. Der Schiffsverkehr über die West-
Ost-Magistrale muß zur Zeit noch den Weg über das
Schiffshebewerk (SHW) Rothensee, den Abstiegs-
kanal bis zur Elbe, dann den Elbstrom abwärts bis
zum Niegripper—Verbindungskanal und über die
Schleuse Niegripp in den EIbe-HaveI-Kanal neh-
men. Die Streckenlänge beträgt ca. 18 km, mit der
Kanalbrücke wird die Strecke um rd. 12 km kürzer.
Auch die Beeinträchtigungen durch wechselnde
Wasserstände oder durch die zu geringen Abmes-
sungen des Schiffshebewerkes Rothensee entfallen
künftig.
-3 ......
Schiffshebewerk Ftothensee
Nach der 1993 begonnenen Ausführungsplanung
wird die Kanalbrücke 918 rn lang sein, davon über-
spannen 690 m das Vorland der Elbe und 228 m die _
Elbe im Bereich des Mittelwasserbettes. Für die Ka-
nalbrücke wurden in der Bundesanstalt für Wasser-
bau in Karlsruhe auch Leitwerke zur Verringerung
der Belastung infolge Schiffsstoß entwickelt (vgl.
Abschnitt 4.11). Anstelle des einst geplanten Dop-
pelhebewerkes in Hohenwarthe wird eine Doppel-
kammer-Sparschleuse (190 m x 12,5 m) den Ab-
stieg von rd. 18 m überwinden. Für die Verbindung
zu den Magdeburger Häfen und zur Elbe wird eine
Sparschleuse (190 m x 12,5 m) in Rothensee ge-
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baut. Die Sparschleusen mit 3 Sparbecken ermög-
lichen eine Wassereinsparung von 60%. Das
Verlustwasser wird über Pumpwerke in den Mittel-
landkanal zurückgepumpt. Das alte Schiffshebe-
werk Rothensee bleibt bestehen. In den Jahren
1993/1994 wurden die Planung fortgeführt, bauvor-
bereitende Maßnahmen wie Baugrunduntersuchun-
gen, Grunderwerb und Beweissicherungsmaßnah-
men durchgeführt und die Planfeststellungsunter-
Iagen vorbereitet.
Elbe-Havel—Kanal (EHK)
Der Kanalquerschnitt des EHK wird in seiner ge-
samten Länge von rd. 55 km von dem vorhandenen
Muldenprofil mit nur 35 m Wasserspiegelbreite und
3,5 m Wassertiefe um 20 m verbreitert und 0,5 m
vertieft, so daß er den modernen Schiffsgrößen ge-
recht wird. Der Ausbau soll vorrangig im Trapezpro-
fil erfolgen.
Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit sollen die
Schleusen Zerben und Wusterwitz jeweils eine neue
Schleusenkammer erhalten. Die notwendigen Bau—
grunduntersuchungen, Vermessungsarbeiten und
Umweltverträglichkeitsuntersuchungen wurden wei-
tergeführt. Die Planungen konzentrieren sich auf
vorrangig auszubauende Streckenabschnitte und
die Beseitigung von Brückenengpässen.
Untere Havel—Wassertraße (UHW)
Der Teilbereich der Unteren Havel-Wasserstraße
vom Plauer See bis zum Jungfernsee besteht aus
Fluß- und Seenstrecken sowie dem Silokanal in
der Stadt Brandenburg und dem Sacrow-Paretzer-
KanaL
Günstige natürliche Bedingungen sowie in der Ver—
gangenheit durchgeführte Ausbaumaßnahmen (15
Durchstiche und Kurvenabflachungen) bieten gute
Voraussetzungen für den geplanten Ausbau. Die er-
forderlichen Baumaßnahmen und Eingriffe sind ver-
hältnismäßig gering. Die Ausbaumaßnahmen um-
fassen FahrwasserenNeiterungen, Kanalverbreite-
rungen, Kurvenabflachungen, Deckwerkserneue-
rung und Deckwerksanpassungen sowie den Neu-
bau einer Schleuse an der Staustufe Brandenburg
und den Neubau des Wehres Bahnitz. Schwer—
punkte der bauvorbereitenden Maßnahmen sind der
Ausbau des Silo— und des Sacrow-Paretzer-Kanals.
Vom Ministerium für Umwelt, Naturschutz und
Raumordnung des Landes Brandenburg wurde be-
schlossen, für den Ausbau der im Land Branden-
burg gelegenen Streckenabschnitte ein Raumord-
nungsverfahren durchzuführen.
Havelkanal (Hi/K)
Der Havelkanal wird von der Unteren HaveI-Was-
serstraBe bis zum geplanten Güterverkehrszentrum
Wustermark auf einer Länge von 14 km einschiffig
ausgebaut. Die Planungen und bauvorbereitenden
Maßnahmen konzentrieren sich auf eine zeitgleiche
Fertigstellung mit dem Güterverkehrszentrum im
Jahre 1998.
Berliner Wasserstraßen - Nordstrecke
Unter der Bezeichnung Berlin-Nord werden die Un-
tere HaveI—Wasserstraße (UHW) von km 16,3 - km
0, die Spree-Oder-Wasserstraße (SOW) von km 0 -
km 6,5 und der Westhafenkanal (WHK) von km 0,01
- km 3 bis zum Westhafen ausgebaut. Von den 13
Brücken haben nur 2 Brücken die erforderliche
Durchfahrtshöhe und Durchfahrtsbreite.
Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit soll auch die
Schleuse Charlottenburg neu gebaut werden. Die
Vorarbeiten mit Umweltverträglichkeitsstudie und
Planungen zum Ausbau der Schleuse wurden fort-
geführt (Anlage 4), so daß Anfang 1995 das Plan-
feststellungsverfahren eingeleitet werden kann.
Berliner Wasserstraßen - Südstrecke
Der geplante Ausbauabschnitt Berlin-Süd beginnt
im Jungfernsee und umfaßt den Teltowkanal (TeK)
bis km 28,3, den Britzer Verbindungskanal (BVK)
von km 28,3 a bis km 31,7 a, die Spree-Oder-Was-
serstraße (SOW) von km 26,5 bis km 20,7 und en-
det am Osthafen. Ausbauarbeiten im Rahmen des
Grundinstandsetzungsprogramms für den Teltow-
kanal wurden fortgeführt (Anlage 4). Aufgrund er-
heblicher Alterungsschäden an der Schleuse Klein-
machnow wurden die Planungen für eine neue
Schleusenkammer aufgenommen. Die Ersatzbrük-
ke für die Ernst-Keller-Brücke wurde fertiggestellt
und mit der Grundinstandsetzung der Baumschu-
Ienbrücke sowie der Wiedererrichtung der Britzer-
Allee-Brücke wurde begonnen.
4.3.2 Übrige Binnenschiffahrtsstraßen in den
neuen Bundesländern
Elbe (EI)
Die Voruntersuchung über Strombaumaßnahmen
an der Elbe zwischen km 0—km 607,5 wurde abge-
schlossen. Hierzu hat die Bundesanstalt für Was-
serbau eine Vielzahl von Varianten sowohl im ma—
thematischen als auch im physikalischen Wasser—
modell untersucht (siehe auch Abschnitt 4.11). Für
die Ausbauarbeiten werden nun zur Optimierung
des Ausbaukonzeptes weitere Detailuntersuchun-
gen durchgeführt und die erforderlichen Entwürfe
aufgestellt.
Havel—Oder-Wasserstraße (HOW)
IVIit dem Ausbau soll die HOW auf rd. 130 km Ge-
samtlänge dem westeurOpäischen Ausbaustandard
angeglichen und damit die Wasserstraßenverbin-
dung zum osteuropäischen Raum verbessert wer-
den. Der Ausbau soll zweischiffig nach Wasser-
straßen-Klasse Va mit eingeschränkter Abladetiefe
von 2,2 m bei einem Investitionsvolumen von rd. 1,2
IVIrd. DlVl erfolgen. Der Ausbau ermöglicht beispiels-
weise eine Tauchtiefenverbesserung des heute zu-
gelassenen 9,5 m breiten und 1,7 m abgeladenen
Europaschiffes um 5 dm.
Vorrangig zu beseitigende Engpässe sind:
— die 23 km lange 1-Richtungsverkehrsstrecke in
der Scheitelhaltung und
— das rd. 60 Jahre alte Schiffshebewerk Niederfi-
now, das an seiner Leistungsgrenze angelangt
ist.
Für den Neubau eines Abstiegsbauwerkes in Nie-
derfinow wurden Voruntersuchungen aufgenom-
men, die die Vorzugstrasse und die Bauwerksart
festlegen sollen. Ferner wurden Umweltverträglich-
keitsuntersuchungen für die Scheitelhaltung und
das neue Hebewerk in Auftrag gegeben.
Die Schleuse Spandau mußte im März 1993 wegen
erheblicher Sicherheitsrisiken gesperrt werden. Der
Ersatz der Anlage befindet sich in der Planungs-
phase. Für die Grundinstandsetzung des Zitadellen-
wehres der Stauanlage Spandau wurden Zustands-
untersuchungen eingeleitet.
Saale (Sl)
Für den Ausbau der Saale zwischen Saalemündung
und Halle-Trotha wurde die Erarbeitung der Haus-
haltsunterlagen und die Vorbereitung der Umwelt-
verträglichkeitsuntersuchung für den vorgesehenen
Neubau der Staustufe Klein-Rosenburg fortgeführt.
4.3.3 Binnenschiffahrtsstraßen in den alten
Bundesländern
Datteln-Hamm-Kanal (DHK)
Der Schwerpunkt der Bauarbeiten lag in der 4,5 km
langen Eingangstrecke zwischen Datteln und
Waltrop. Der Streckenausbau wurde fortgeführt. Die
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Ouerbauwerke sind fertiggestellt. Hierzu zählen die
Eickelweg-Brücke, die Borkerstraßen-Brüke, das Si-
cherheitstor Waltrop und zwei Düker.
Im Stadtbereich Lünen (km 14,1 bis 15,1) wurde der
land- und wasserseitige Ausbau fertiggestellt. Im
Zuge dieser Maßnahme wurde der Düker bei km
14,37 durch einen Neubau ersetzt.
Donau (Do)
Die Donau wird auf der Grundlage des zwischen
Bund und Bayern abgeschlossenen „Duisburger
Vertrages“ vom 16. September 1966 im Streckenab-
schnitt zwischen Regensburg und Vilshofen ausge-
baut. Der Ausbau wird von der Bhein-Main-Donau
AG (RMD) im Auftrag des Bundes durchgeführt.
In der bereits in Betrieb befindlichen Ausbaustrecke
Regensburg—Geisling wurden Restarbeiten durch—
geführt.
Der Abschnitt Geisling—Straubing befindet sich im
Bau. Arbeitsschwerpunkte waren Wehr und RIVID-
Kraftwerk sowie der anschließende Stauraum mit
den Durchstichen Öberau und Obermotzing. Am 30.
September 1993 konnte mit Errichtung eines ersten
Teilstaues an der Staustufe Straubing die Schiffahrt
in die Durchstiche Öberau und Obermotzing geleitet
werden.
IVIit Fertigstellung des Kraftwerkes Straubing im
Sommer 1994 wurde der zweite Teilstau errichtet
und die Stromerzeugung aufgenommen.
Das Planfeststellungsverfahren für den letzten Teil-
abschnitt der Stauhaltung Straubing wurde 1994 ab-
geschlossen und mit den Bauarbeiten begonnen.
Als LückensctB für die deutsche Donaustrecke
läuft für den Streckenabschnitt Straubing — Vilshofen
das Raumordnungsverfahren, dem ein staugestütz-
ter Ausbau als Lösung zugrunde liegt. Zur Klärung
der Frage, ob die Ausbauziele für diesen Strecken-
abschnitt auch ohne Staustützung erreicht werden
können, werden zur Zeit ergänzende Untersuchun-
gen durchgeführt.
Dorfmund—Ems-Kanal (DEK)
Der Ausbau des DEK hat auch bezüglich der West-
Ost-WasserstraBenmagistrale eine besondere Be-
deutung: die optimale Anbindung des westdeut-
schen Kanalnetzes an das Verkehrsprojekt 17
„Deutsche Einheit“ (vgl. Abschnitt 4.3.1).
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IVIehrere Lose in der Südstrecke des DEK (Dat-
teln—Bergeshövede) befinden sich in der Planfest-
stellung.
Die Bauarbeiten im Streckenabschnitt km 21,4 bis
23,2 (Dammstrecke Neue Fahrt Olfen) einschließ-
lich der Errichtung von Kanalseitendämmen wurden
fortgeführt. Die Ouerbauwerke in diesem Strecken-
abschnitt — Sicherheitstor Datteln und Kanalbrücke
Klauke — sind fertiggestellt.
Küstenkanal (KK)
Für den geplanten Ausbau des Küstenkanals im Be-
reich der Stadtstrecke Oldenburg hat das Verwal-
tungsgericht Oldenburg die Anordnung der soforti-
gen Vollziehung des PlanfeststelIungsbeschlusses
aufgehoben und die aufschiebende Wirkung der
Klagen wieder hergestellt.
Main (II/1a)
Am Untermain wurde die Verlängerung und Vertie-
fung der Nordschleuse Offenbach und der Umbau
ihrer Vorhäfen abgeschlossen. Die Schleuse wurde
im Februar 1994 in Betrieb genommen.
Im Streckenabschnitt Aschaffenburg—Würzburg
wurde nach dem PlanfeststelIungsbeschluß vom
April 1993 in den Stauhaltungen Heubach, Freuden-
berg und Eichel mit den Bauarbeiten zur Vertiefung
der Fahrrinne auf 2,90 m bei gleichzeitiger Verbrei-
terung auf mindestens 40 m begonnen. Als ökologi-
sche Ausgleichsmaßnahmen wurden im Zuge der
Baggerarbeiten Parallelwerke eingebaut. Für die
Stauhaltungen Lengfurt, Rothenfels und Steinbach
wurde das Planfeststellungsverfahren vorbereitet.
Für die Stadtstrecke Würzburg sind die Abstim-
mungsverhandlungen zur Vorbereitung des Plan-
feststellungsverfahrens angelaufen. Im Streckenab-
schnitt Würzburg—Bamberg wurde die Planung fort—
geführt.
Main-Donau-Kanal (MDK)
Nach Eröffnung des Main-Donau-Kanals am 25.
September 1992 wurden die noch ausstehenden
Anpassungs- und Ausgleichsmaßnahmen in den
freien Strecken der Kanalhaltungen Berching, Diet-
furt und der Stauhaltung Riedenburg fortgesetzt
(Anlage 12).
Für die Betriebszentrale in der Gösseltalmühle zur
Wasserbewirtschaftung des IVIDK, für den II. Bauab-
schnitt des Bauhofes Nürnberg und für die Außen-
bezirke Biedenburg und Hilpoltstein wurden die Pla—
nungen und Vorarbeiten fortgeführt.
Am Dürrlohspeicher (Wochenspeicher) im Bereich
der Schleuse Bachhausen wurde 1994 mit den Bau-
arbeiten begonnen.
Mittellandkanal (MLK) mit Stichkanälen
Der Mittellandkanal wird seit 1965 für den Verkehr
von Großmotorschiffen bis 2.000 t und Schubver-
bänden bis 3.300 t Tragfähigkeit ausgebaut. Dazu
wird der Kanalquerschnitt auf 172 m2 vergrößert.
1993/94 wurden Teilstrecken mit einer Gesamt-
länge von 29 km fertiggestellt. Außerdem wurden an
7 Brücken und 3 Dükern die Bauarbeiten abge-
schlossen.
Im Sommer 1993 wurde der Bauauftrag für die neue
Kanalbrücke in Minden erteilt, die den MLK über die
Weser führt. Die neue, insgesamt 341 m lange
Brücke hat einen Querschnitt von 42 m Breite und
4 m Wassertiefe. Das neue Bauwerk entsteht unmit-
telbar neben der vorhandenen Kanalbrücke am
Ortsrand von Minden. Hierzu hat die Bundesanstalt
für Wasserbau in Karlsruhe auch umfangreiche Vor-
untersuchungen zur Berücksichtigung eines mög-
lichen Schiffsstosses durchgeführt (vgl. Abschnitt
4.11).
Die Osthaltung des MLK wird im Rahmen des Ver-
kehrsprojektes 17 „Deutsche Einheit“ ausgebaut
(vgl. Abschnitt 4.3.1).
Mosel (ll/lo)
Die Vertiefung der Fahrrinne von 2,70 m auf 3,00 m
in der Stauhaltung Detzem wurde abgeschlossen.
Die Arbeiten zur Vertiefung der Fahrrinne in der
Stauhaltung Fankel wurden aufgenommen.
Für den Bau der zweiten Schleuse Zeltingen wurde
mit den Vorarbeiten begonnen.
Das Planfeststellungsverfahren für die Stauhaltung
Wintrich wurde eingeleitet.
Neckar (Ne)
Die Fahrrinnenvertiefung auf 2,80 m in den Stauhal-
tungen Horkheim, Lauffen, Besigheim und Hessig-
heim wurde abgeschlossen. Für die Vertiefung im
Unterwasser der Schleuse Lauffen wurde der Bau-
auftrag erteilt.
Für die Fahrrinnenvertiefung in den Haltungen Plei-
delsheim, Marbach, Poppenweiler und Aldingen ist
das Planfeststellungsverfahren abgeschlossen. Mit
den Bauarbeiten soll im März 1995 begonnen wer-
den.
Für das Modell einer automatischen Abfluß- und
Stauzielregelung mit zentraler Überwachung am
Neckar wurde die umfangreiche Datenerfassung
abgeschlossen, für die Stauhaltungen liegen inzwi-
schen Bechenmodelle zur Abflußsteuerung vor. Die
Planungen für die Realisierung sind im Gange.
Flhein (Rh)
Unterhalb der letzten Oberrheinstaustufe in Iffez-
heim wurden neben den regelmäßigen Geschiebe-
zugaben Engstellen durch Nachregulierungen be-
seitigt. Damit werden die vertraglichen Verpflich-
tungen zwischen Deutschland und Frankreich zur
Aufrechterhaltung einer 2,10 m (unter GLW) tiefen
Fahrrinne in der Grenzstrecke vollzogen (An-
lage 11).
In der Binger-Loch-Strecke wurden die Baumaß-
nahmen zur Herstellung eines 1,7 km Iangen Paral—
Ielwerks im Frühjahr 1993 begonnen und zum Jah-
resende 1994 abgeschlossen. Mit der erreichten
Vergrößerung der Wassertiefe auf der Binger
Reede wurde eine wesentliche Schwelle zwischen
Mainz und St. Goar beseitigt.
Zur Verringerung der Erosion und des damit ver-
bundenen Absinkens des Wasserspiegels wurden
Maßnahmen zur Stabilisierung der Flußsohle durch-
geführt. Der Schwerpunkt dieser Sohlenstabili-
sierungsmaßnahmen lag am unteren Niederrhein:
— Kolkverbau und Uferstabilisierung bei Xanten
— Bau von Grundschwellen als Alternative zum
Kolkverbau bei Obermörmter
— Kolkverbau und Sohlensicherung bei Mahnen-
burg
— Sohlensicherung bei Duisburg (Bereich Schreck-
Iing)
— Kolkauffüllung und Sohlensicherung bei Düssel-
dorf-Flehe.
Rhein-Herne—Kanal (RHK)
Die neue Südschleuse Wanne-Eickel wurde am 17.
August 1994 offiziell in Betrieb genommen. Damit ist
die Erneuerung der aus dem Jahre 1914 stammen-
den Schleusen am RHK beendet. Mit dem Ersatz
der Schleuse Duisburg-Meiderich war im Jahre
1976 begonnen worden; es folgten die Neubauten in
Oberhausen, Gelsenkirchen und Herne-Ost.
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Die Ausschreibungen für den restlichen Strecken-
ausbau der Weststrecke des RHK (Los 1: Duisburg-
lVleiderich, Los 2: Oberhausen) wurden vorbereitet.
Saar (Sa)
Die Arbeiten zum Ausbau der Saar für den Verkehr
mit großen Schubverbänden konzentrieren sich,
nachdem die Strecke zwischen Mündung und Dillin-
gen seit dem 28. Oktober 1987 für den Schiffsver-
kehr nutzbar ist, auf die Strecke oberhalb Diliingen
bis Saarbrücken. Von der 91,4 km langen Strecke
zwischen Konz und Saarbrücken/St. Arnual sind
noch ca. 15,2 km auszubauen.
Das PlanfeststelIungsverfahren für die Teilstrecke
Hostenbach-Luisenthal (Bau—km 72,5 - 79,0) wurde
1993 abgeschlossen, der Beschluß ist am 25. Ja-
nuar 1994 ergangen. Der Auftrag für den 1. Bau-
abschnitt wurde Ende 1994 erteilt. Die Bauarbeiten
an der Staustufe Saarbrücken und die Ausbauarbei-
ten für die unterhalb der Staustufenbaustelle an-
schließende 1,8 km lange Teilstrecke Luisenthal-
Burbach wurden 1994 fortgeführt. Damit befindet
sich noch rd. 1/3 der Reststrecke im Bau.
WeseI-DatfeIn-Kana/ (WDK)
Die Ausbaumaßnahmen sind bis auf Restarbeiten
abgeschlossen.
Weser (We)
Das neue Bremer Weserwehr wurde am 12. Juni
1993 eingeweiht. lVlit den restlichen Baumaßnah-
men an den Ufern und der Anlage eines Fischpas-
ses konnten die Baumaßnahmen an der Wehrbau-
stelle im wesentlichen abgeschlossen werden. lViit
dem Abbruch des Altwehres wurde 1993 begonnen.
Der Planfeststellungsbeschluß zum Ersatz der Bre-
mer Weserschleuse ist bestandskräftig. Die Aus-
schreibung der Einkammerschleuse (225 m lang,
12,50 m breit, 7,60 m tideabhängige Hubhöhe), ei—
ner Bootsschleuse, der Vorhäfenumgestaltung und
einer neuen Betriebsbrücke über die Schleusenan-
Iage ist erfolgt. Der Baubeginn ist für den Sommer
1995 vorgesehen. Die Verhandlungen mit der Stadt
Bremen über die Anlage eines Wasserkraftwerkes
wurden fortgeführt.
Edertalsperre
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Im Bereich der Mittelweser wurden die Arbeiten für
die Anpassung an den Verkehr mit Europaschiffen
mit einer ganzjährigen Mindestabladetiefe von
2,50 m fortgesetzt.
Im oberen Schleusenkanal Petershagen wurde die
Sohlenvertiefung und Böschungssicherung 1993
abgeschlossen. IViit den Baggerungen und Deck-
werksarbeiten in den Schleusenkanälen Schlüssel-
burg und Landesbergen wurde 1994 begonnen.
Die über 80 Jahre alte Ederstaumauer (vgl. Ab-
schnitt 4.1.1) mußte wegen — entgegen den Annah—
men der ursprünglichen Statik — gemessener Sohl-
wasserdrücke und innerer Wasserdrücke saniert
werden. Aus Standsicherheitsgründen muBte der
höchste zulässige Talsperrenwasserstand bis dahin
gegenüber dem bisherigen Vollstau um 1,50 m ab-
gesenkt werden. Unter der fachlichen Betreuung, u.
a. durch die Bundesanstalt für Wasserbau in Karls—
ruhe, wurde die Staumauer mit 104 Dauerfelsan-
kern mit jeweils bis zu 4 500 kN Gebrauchslast sa-
niert. Am 6. Mai 1994 wurde die Edertalsperre wie-
der für die uneingeschränkte Nutzung freigegeben
(Bild S. 32).
4.3.4 Seeschiffahrtsstraßen
Außen- und Unterelbe
Die Planungen für die Anpassung der Fahrrinne der
Außen- und Unterelbe an die Entwicklung der Con—
tainerschiffe der 4. Generation wurden fortgesetzt.
lVlit den erforderlichen Untersuchungen zur Umwelt-
verträglichkeit wurde begonnen.
Das „Verkehrssicherungssystem Elbe“ wurde nach
erfolgreicher Erprobung im Sommer 1994 in Betrieb
genommen (vgl. Abschnitt 4.8).
Außen- und Unterems
Die Strandschutzmauer auf der Insel Borkum wurde
fertiggestellt. Zur Stabilisierung des lnselsockels
wurde zwischen den Buhnen 15 r bis 24 Sand auf-
gespült.
Die Vertiefungsarbeiten der Unterems für die Über-
führung des 7,30 m tiefgehenden Kreuzfahrtschiffes
„Oriana“ der Meyer-Werft von Papenburg nach Em-
den, die vom Landkreis Emsland und der Stadt Pa-
penburg lVlitte1994 vergeben wurden, konnten plan-
mäßig durchgeführt werden. Die Überführung er—
folgte am 26. Februar 1995.
An den Kosten des „7,30 m—Ausbaus“ hat sich der
Bund mit einem Zuschuß von 25 lVlio DlVl beteiligt.
Damit betragen die Leistungen des Bundes für den
Ausbau der Unterems seit 1984 rd. 90 Mio DlVl.
Außen- und Unterweser
Der Fahrwasserausbau der Außenweser auf 12 m
unter SKN wurde durch Erhöhung und Verlänge-
rung von Buhnen fortgesetzt.
Die vorbereitenden Arbeiten zur Anpassung des
Fahrwassers der Außenweser an die Anforderun—
gen der modernen Containerschiffahrt, d.h. Vertie-
fung der Fahrrinne von derzeit 12,0 m auf 14,0 m
unter SKN, wurden weiter verfolgt. Das Planfeststel-
Iungsverfahren soll Anfang des Jahres 1995 einge-
leitet werden. Die Vertiefung steht in Verbindung mit
der Erweiterung des Container-Terminals in Bre-
merhaven (CT III), die von Bremerhaven durchge-
führt wird. Der Planfeststellungsbeschluß hierfür
liegt vor, mit den Bauarbeiten wurde begonnen.
Ostsee
Die Vorarbeiten für den Ausbau der Zufahrten zu
den Häfen Wismar und Rostock sowie des nördli—
chen Peenestroms vom Greifswalder Bodden bis
Hafen Wolgast wurden u.a. mit Umweltverträglich-
keitsuntersuchungen und Modellversuchen fortge—
setzt.
Für Rostock und Wolgast sind die Planfeststellungs-
verfahren eingeleitet worden.
Wangerooge
Auf der Insel Wangerooge wurde mit der Instandset-
zung der Nordufermauer begonnen.
Minsener Oog
Nach Sturmflutschäden wurden die Buhne A und
der Hauptdamm instandgesetzt.
4.4 Bestandserhaltung und Betrieb
4.4.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Berlin-Spandauer Schiffahrtskanal (BSK)
Die Grundinstandsetzung des seit dem 19. Jahrhun-
dert teilweise unveränderten Teils des Berlin-Span-
dauer Schiffahrtskanals vom Humboldthafen bis zur
Kieler Brücke wurde genehmigt. lViit vordringlichen
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Bauarbeiten zur Ufersicherung wurde 1994 begon-
nen. Die aus Bundesmitteln mitfinanzierte Sand-
krugbrücke wurde dem Verkehr übergeben.
Datteln-Hamm-Kanal (DHK)
Im Rahmen des Bauprogramms zur Bergschadens-
beseitigung wurden am DHK folgende bestandser-
haltende Maßnahmen durchgeführt:
Spundwandaufständerungen und -verankerungen,
Dammaufhöhungen und —verstärkungen, Aufbrin-
gen von Sohlendichtungen aus Ton, Dükerverlänge—
rungen und Brückenhebungen.
So wurden u. a. zwischen km 27,8 und 29,2 Vor-
ratshöhen von bis zu 2 Metern für Bergsenkungen
der Zeche Heinrich-Robert (Hamm) eingebaut.
Die Maßnahmen zur Anpassung des Seseke—
Dükers an Bergsenkungen wurden weitergeführt. Im
Zuge dieser Maßnahme werden die Ein- und Aus-
laufschwellen aufgehöht, die Ein- und Auslauftrom-
peten durch eine Pflasterung gesichert und eine Re-
chenreinigungsanlage vor den mittleren 3 Röhren
installiert.
Zwischen km 35,9 und 37,0 wurde der Mitteldamm
zwischen Lippe und DHK instandgesetzt. Die
Schleusen Hamm und Werries wurden grundin-
standgesetzt, die Schleuse Hamm erhielt eine neue
Kammerauskleidung (Vorsatzschale aus Stahlbe-
ton).
Donau (D0)
Im Rahmen der Grundinstandsetzung der Staustufe
Kachlet wurden 1993 die Arbeiten am Wehrfeld „F“
abgeschlossen. In 1994 wurden am Wehrfeld „E“
der Antrieb und die Luftsprudelanlage erneuert und
zum Erhalt der Standsicherheit im Unterwasser
mehrere bis zu 5 m tiefe Kolke verfüllt. An der Nord-
schleuse wurden die Torantriebe und Torlagerun—
gen erneuert.
An den Schleusen Regensburg und Bad Abbach
wurde das Ober- und Untertor ausgewechselt.
Die Dammsanierungsmaßnahmen bei Schalding in
der Haltung Kachlet mit Verstärkungen und Abfla-
chungen der Iandseitigen Böschungen wurden ab-
geschlossen.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK)
An den großen Schleusen Bevergern, Rodde, Alten-
rheine wurden Grundinstandsetzungsmaßnahmen
durchgeführt.
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Elbe (EI)
Die Arbeiten zur Instandsetzung bzw. Wiederher-
stellung von Strombauwerken sowie die Durch-
führung von Naßbaggerarbeiten wurden fortgeführt.
Die Sanierungsarbeiten an der Mittelmauer der
Schleusenanlage Geesthacht wurden abgeschlos-
sen.
Elbe-Ha vel—Kanal (EHK)
An der Schleuse Zerben wurde der Kantenschutz
einschließlich Leiternischen erneuert. Die Erneue-
rung der Schiffahrtszeichen wurde fortgeführt.
Elbe-Lübeck-Kana/ (ELK)
Im Rahmen der „Mindestinstandsetzung ELK“ Wur-
den auf insgesamt 7 km Länge Ufersicherungsmaß—
nahmen in Pfahlwandbauweise zwischen Mölln und
der Donnerschleuse sowie Gabionensanierung in
der Scheitelhaltung durchgeführt. Darüber hinaus
wurden die Stemmtore der Schleuse Lauenburg in-
standgesetzt.
Elbe-Seifenkanal (ESK)
Infolge von Setzungen im Bereich des Unterhauptes
war die Schleuse Uelzen bis Anfang März 1993
außer Betrieb. Zur Wiederherstellung der Standsi-
cherheit der Schleuse wurden die Hohlräume unter
der Kammersohle verpreßt und umfangreiche In-
standsetzungen an der Beton- und Stahlkonstruk-
tion vorgenommen. Zur Überwachung und Kontrolle
der Bauwerksbewegungen wurde ein umfangrei-
ches Meßprogramm erarbeitet. 1994 wurden die Si-
cherungs- und Sanierungsmaßnahmen auch an den
Sparbecken der Schleuse fortgeführt.
Am Schiffshebewerk Lüneburg wurde am Westtrog
das Antriebssystem instandgesetzt und der Korrosi—
onsschutz erneuert.
Ems-Seitenkanal
lm Bereich des Ems-Seitenkanals wurden umfang—
reiche Ufersicherungsarbeiten ausgeführt.
Die Instandsetzung der Schleuse Oldersum wurde
mit dem Einbau von zwei Schwimmfendern für den
Sportbootbetrieb in der Schleusenkammer abge-
schlossen.
Gosener Kanal (GoK)
Der 2,3 km lange einseitige Uferausbau einschließ-
lich Sohlbaggerung wurde abgeschlossen. Damit ist
eine durchgehende Wassertiefe von 2,80 m vorhan-
den.
Havelkana/ (HVK)
An der Schleuse Schönwalde wurde der Kanten-
schutz erneuert, und die Betriebswege wurden neu
hergestellt.
Ha vel-Ooler-Wasserstraße (HOW)
Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Ausbau-
arbeiten wurden Unterhaltungsmaßnahmen auf der
Strecke nur im unbedingt erforderlichen Umfang
durchgeführt. Zur Ufersicherung wurden rd. 11 000t
Wasserbausteine eingebaut und im Bereich der
Scheitelhaltung rd. 25 000 m3 Boden gebaggert.
Am 60 Jahre alten Schiffshebewerk Niederfinow
wurden die Grundinstandsetzungsarbeiten fortge-
setzt.
Küstenkanal (KK)
Zur Sicherung und Verstärkung der vorhandenen
Deckwerke wurden rd. 10 000 t Wasserbausteine
eingebaut.
Die Straßenbrücke Edewechterdamm wurde grund-
instandgesetzt.
Lahn (La)
Im Regiebetrieb wurden rund 9 000 m3 Lockerge-
stein gebaggert.
An der Staustufe Dausenau sind 2 Wehrverschlüsse
instandgesetzt worden.
An der Staustufe Lahnstein wurden an beiden Weh-
ren der Korrosionsschutz und die Dichtungen er-
setzt.
Landwehrkanal (l. WK)
Wegen der Inanspruchnahme des Landwehrkanals
für Baustofftransporte in Berlin im Zusammenhang
mit den Großbaustellen am Potsdamer Platz wer—
den Maßnahmen zur Sicherung abgängiger Uferein-
fassungen durchgeführt.
Leo’a
Im Rahmen der Unterhaltung wurden Fehltiefen zwi-
schen der Seeschleuse Leer und der Ledamündung
durch Baggerungen beseitigt.
Main (Ma)
An den aus den 30er Jahren stammenden Staustu-
fen am Untermain wurden umfangreiche Instandset-
zungs— und Erneuerungsarbeiten zur Erhaltung der
Verkehrs- und Betriebssicherheit durchgeführt. So
wurde u.a. die durch Schiffsanfahrungen stark be-
schädigte Trennmole im unteren Vorhafen der
Schleusengruppe Kostheim ersetzt.
Aus betrieblichen Gründen wurde an den Staustu-
fen Kostheim und Griesheim die Zentralsteuerung
erneuert. 1994 wurden an den Nord- und Süd-
schleusen die Tore und Notverschlußauflager
grundinstandgesetzt.
An den Schleusen oberhalb von Aschaffenburg Iie-
fen die Arbeiten zur Instandsetzung der Tor- und
Schützantriebe planmäßig weiter. An den dortigen
Wehranlagen wurde neben der laufenden Grundin-
standsetzung der Wehrverschlüsse die Ausrüstung
für den Fernwirkbetrieb fortgesetzt.
In Faulbach wurde im Anschluß an den oberen Vor-
hafen eine Liegestelle für Gefahrgutschiffe einge-
richtet.
Im Oktober 1994 wurde das durch eine Havarie be-
schädigte Drehsegmenttor einschließlich Antrieb
und Steuerung am Oberhaupt der Schleuse Würz-
burg ersetzt.
Main-Donau-Kanal (II/IDK)
An den Schleusen Forchheim und Hausen wurden
die Lauf- und Führungsschienen derSchIeusentore
und an der Schleuse Bamberg der Wehrsteg erneu-
ert.
Die Straßenbrücke Baiersdorf (nördlich von Erlan-
gen) konnte nach umfangreichen Voruntersuchun-
gen durch die Bundesanstalt für Wasserbau in
Karlsruhe aufgrund einer ergänzenden experimen-
tellen Ermittlung der vorhandenen Tragfähigkeit
durch computergestützte Probebelastung wieder für
den Verkehr entsprechend Brückenklasse 16/16
freigegeben werden. Die Brücke war zuvor wegen
Bauschäden mit unklaren Auswirkungen auf den
Verbund zwischen Spanngliedern und Beton auf
Brückenklasse 6 herabgestuft worden.
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Mittellandkanal (MLK)
Im Bereich des Mittellandkanals sowie seiner Stich-
und Verbindungskanäle wurden etwa 65 km Ufer mit
rund 17.500 t Wasserbausteinen instandgesetzt.
Zur Wiederherstellung der Fahrrinnentiefe wurden
74.000 m3 Sand und Schlamm gebaggert und auf
vorbereiteten Flächen abgelagert.
An den Schleusen Minden und Hollage wurden zur
Erhaltung der Betriebs- und Funktionssicherheit die
Schleusentore und deren Antriebe instandgesetzt.
Mosel (lI/lo)
Die Hochwässer der Mosel im Dezember 1993/Ja-
nuar 1994 führten zu beträchtlichen Schäden auch
an technischen Einrichtungen der Wasserstraße. So
wurde das Schleusenbetriebsgebäude der Stau-
stufe Zeltingen überflutet, was zur Zerstörung der
Steuereinrichtungen für die Schleuse und die Wehre
führte. Außergewöhnliche Ablagerungen in den
Schleusenvorhäfen machten umfangreiche Bagge-
rungen erforderlich, Schiffahrtszeichen mußten er-
neuert werden. Die Schadenssumme belief sich auf
rd. 3,7 Mio DM.
An den Schleusen Detzem, Grevenmacher und Pal-
zem wurden zur Verhinderung von Eisbildung Luft—
sprudelanlagen eingebaut.
Mürltz—Elde—Wasserstraße _(lI/lEW)
Der Schwerpunkt der Unterhaltungsarbeiten lag
in der Fortführung von Maßnahmen zur Ufersiche-
rung und Erhöhung der Dammsicherheit sowie
rd. 70 000 m3 Fahrwasserbaggerungen. In Grabow
wurde eine einsturzgefährdete Ufermauer rückwär-
tig gesichert. Die' Schleusen Hechtsforth und Fin-
denwirunshier sowie die Wehre Plau und Neustadt-
Glewe wurden instandgesetzt.
lI/lüritz—Ha vel-Wasserstraße (lI/lHW)
Verschiedene Uferabschnitte wurden naturnah in-
standgesetzt.
Neckar (Ne)
Im Rahmen der Unterhaltung der Fahrrinne wurden
rd. 166.000 m3 Geröll, Kies, Sand und Schluff ge-
baggert. Um den Bestand, die Verkehrs- und Be-
triebssicherheit der zum Teil fast 70 Jahre alten
Schleusen, Wehre und Kanalstrecken zu sichern
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und zu erhalten, wurden umfangreiche Baumaßnah-
men durchgeführt:
— Am Seitenkanal Wieblingen wurden von den ins-
gesamt rd. 7 km Uferböschung, die durch eine
senkrechte Uferspundwand zu ersetzen sind, 3,7
km fertiggestellt.
— In der rechten Kammer der Schleuse Bockenau
wurden neue Tore mit ölhydraulischen Antrieben
eingebaut und die elektronischen Anlagen erneu-
ert. .
— Die Antriebshäuser der Schleuse Neckarsteinach
wurden für den Ersatz der Tore, der Antriebe und
der elektrotechnischen Anlagen umgebaut und
erweitert.
— Unter Sperrung je einer Schleusenkammer wur-
den umfangreiche Reparaturarbeiten an den
Schleusen Schwabenheim, Heidelberg, Neckar-
steinach, Hirschhorn, Neckarzimmern, Gundels—
heim, Kochendorf, Rockenau, Heilbronn, Hork-
heim, Lauffen, Besigheim, Hessigheim, Marbach,
Poppenweiler, Aldingen, Cannstatt, Untertürk—
heim und Esslingen durchgeführt.
— An den Wehren Wieblingen, Neckargemünd,
Neckarsteinach, Heilbronn, Ladenburg und Ess-
Iingen wurden Grundinstandsetzungen durchge—
führt. Die im Jahre 1992 am Wehr Hessigheim
begonnene Grundinstandsetzung wurde abge-
schlossen.
— An den Pfeilern des Wehres Neckarsteinach, auf
der Trennmole im Unterwasser der rechten
Sohleusenplattform der Schleuse Rockenau und
an der Stahlbetonbrücke der Schleuse Schwa-
benheim wurden Betonsanierungen durchge-
führt.
— Die in den Gipsschichten des Untergrundes der
Staustufe Hessigheim entstandenen Hohlräume
wurden im Bereich des Wehres, der Doppel-
schleuse und unter dem Krafthaus der Neckar AG
durch Injektionen geschlossen. Die Erkundungs-
bohrungen für eine Verlängerung des Dichtungs-
schleiers auf dem rechten Ufer sind ausgeführt.
— Zur Wiederherstellung der ursprünglichen Ab—
flußverhältnisse wurden am Wehr Wieblingen
Durchforstungsarbeiten durchgeführt und Anlan-
dungen beseitigt.
— Am Wehr Neckarsulm wurden die Antriebe und
die Elektrotechnik erneuert. Durch die eingebaute
Fernsteuerung werden die Überwachung und der
Betrieb von der Schleuse Kochendorf aus ermög-
licht. Es wurde hier erstmals am Neckar die Bild-
schirmtechnik eingesetzt.
Niegripper Verbindungskanal (NVK)
Das Schleusentor am Binnenhaupt der Schleuse
Niegripp wurde nach einer Havarie durch ein neues
Tor ersetzt.
Einfahrt in den Niegrr'pper-Verbindungskanal
Obere Havel-Wasserstraße (OHW)
In der OHW einschließlich Voßkanal wurden Ufer-
abschnitte naturnah instandgesetzt. Die Schleuse
Zehdenick erhielt neue Tore und im Unterhafen eine
neue Spundwand.
Oder (Od)
Im Rahmen der Unterhaltung wurden 680 m Deck-
werk und 24 Buhnen instandgesetzt.
Oder-Spree-Kanal (08K)
Die Zwillingsschachtschleuse und das Kanalspei-
sungspumpwerk Eisenhüttenstadt werden zur Zeit
grundinstandgesetzt. Die Planungen für den Ersatz
des Wehres Fürstenwalde wurden abgeschlossen.
Rhein
An der Staustufe Iffezheim wurde die Ersatzbe—
schaffung der beiden Schleusenuntertore durchge-
führt. Der Ersatz wurde notwendig, weil an den aus
hochfestem Stahl gefertigten Toren betriebsbe-
dingte Ermüdungserscheinungen festgestellt wur-
den.
Während der dafür notwendigen lnspektionsarbei-
ten ereignete sich am 30. April 1993 am linken
Obertor ein Unfall, der Schäden am Tor und an den
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Antriebsanlagen zur Folge hatte. Durch Riß der An-
triebsketten und Gegengewichtsseile stürzte das
Obertor nach unten in die Tornische. Wegen der
schnell erforderlichen Absenkung der gesamten
Stauhaltung wurde die Schiffahrt 34 Stunden ge-
sperrt. Die Reparatur des linken Obertores ein-
schließlich Anpassung der Antriebsanlagen sowie
vorsorgliche Überarbeitung des rechten Obertoran—
triebes dauerte bis Mitte 1994 an. ln dieser Zeit
stand der Schiffahrt jeweils nur eine Schleusenkam-
mer zur Verfügung.
Der im Rheingau seit 1989 betriebene Geschiebe—
fang wird weiterhin kontinuierlich zur Verbesserung
der Fahrrinnensituation geräumt. Die Anzahl der
strömungsbedingten Untiefen durch Transportkör-
per aus Sand und Kies hat sich merklich reduziert.
Das aus dem Geschiebefang entnommene Material
wurde dem Rhein mit Rücksicht auf den Geschiebe—
haushalt an geeigneten Stellen wieder zugegeben.
lm Mittel- und Niederrhein wurden 1993 und 1994
insgesamt 665 000 m3 Anlandungen aus der Fahr—
rinne gebaggert und an geeigneten Stellen im Strom
verklappt.
ln den Bergsenkungsgebieten am Niederrhein wur—
den auch 1993 und 1994 die bergbaubedingten Ab—
senkungen der Rheinsohle ausgeglichen, indem
kontinuierlich rd. 383 000 m3 Waschbergmaterial un-
ter laufendem Schiffsverkehr auf die Rheinsohle
verklappt wurden. Damit konnte ein weiteres Absin—
ken der Wasserspiegellage sowie die senkungsbe-
dingte Sohlenerosion gemindert werden. ln dem
bergbaubeeinflußten Rheinabschnitt wurden die
Strombauwerke den Sohlabsenkungen angepaßt.
in diesem Zusammenhang wurden auch die Planun-
gen und die Umweltverträglichkeitsuntersuchungen
für verschiedene Vorland- und Banndeichumgestal—
tungen zur Wiederherstellung der vor den Bergsen-
kungen vorhandenen Topographie fortgesetzt.
Rüdesdorfer Gewässer (RüG)
In den Rüdesdorfer Gewässern wurde mit der Er-
neuerung der senkrechten Ufereinfassung durch
eine Holzpfahlreihe auf einer Länge von 360 m be-
gonnen.
Saale (3/)
An der Saale wurden für Instandsetzungsmaßnah-
men an Buhnen und Uferdeckwerken rd. 10 000 t
Wasserbausteine eingebaut und Fahrwasserbagge-
rungen durchgeführt.
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Saale—Leipzig-Kanal (SLK)
Zur Erhöhung der Dammsicherheit erfolgten Hol-
zungen und die Räumung des Kanalseitengrabens
auf einer Länge von 3 km. Für die Dammstrecken
wurde ein Baugrund- und Gründungsgutachten in
Auftrag gegeben.
Saar
An der Saar entstanden durch Hochwassereinwir-
kung Schäden in Höhe von rd. 3,8 Mio DM, insbe—
sondere durch Ablagerungen in der Fahrrinne und
Schäden an den Uferdeckwerken.
Spree-Oder—Wasserstraße (SOW)
Aufgrund festgestellter Schäden an den Stahlwas—
serbauteilen und den Häuptern der Schleuse
Mühlendamm wurden 1994 beide Kammern in-
standgesetzt.
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Storkower Gewässer (SkG)
ln den Storkower Gewässern wurde das Ufer auf rd.
8 400 m Länge mit einer Holzpfahlreihe eingefaßt.
Untere Havel-Wasserstraße (UHW)
Für die Instandsetzung der Staustufe Rathenow
(Hauptschleuse, Schützenwehr, Segmentwehr,
Mühlenwehr) wurde mit vorbereitenden Untersu-
chungen begonnen.
Wesel-DafteIn-Kanal (WDK)
An den Schleusen Dorsten, Ahsen und Datteln
wurde 1993 mit dem Ersatz der stahlbau- und elek-
trotechnischen Anlagenteile (Hubtore, Hubgerüste,
Antriebe, Bedienungsstand und Steuerung) die Er-
neuerung der Hubtore an den großen Schleusen
des WDK abgeschlossen.
Zwischen WDK km 37,935 und km 39,200 erfordert
der untertägige Kohlenabbau und die damit verbun—
denen Bergsenkungen eine Aufhöhung des nördli-
chen Kanaldammes um ca. 2,50 m. Die 1991 be-
gonnenen Arbeiten wurden weitergeführt.
Weser
Zur Erhaltung der Fahrrinnentiefe wurden in der
Ober- und Mittelweser und in der unteren Fulda rd.
90 000 m3 Geschiebe gebaggert und im FIuB umge-
lagen.
1994 wurden die Stauverschlüsse der Wehranlage
Dörverden ersetzt. In den Vorhäfen der Schleusen
Petershagen, Schlüsselburg und Landesbergen
wurden Anlegedalben erneuert.
4.4.2 Seeschiffahrtsstraßen
Außen— und Unterems
Im Rahmen der Fahrwasserunterhaltung wurden in
der Außenems 1993 rd. 8,2 Mio m3 und 1994 rd.
10,6 Mio m3 Sand und Schlick gebaggert. Für ge-
werbliche Zwecke wurden im Bereich des Gatjebo-
gens 0,4 Mio m3 Sand entnommen. In der Unterems
wurden 0,2 Mio m3 gebaggert. Das Baggergut wurde
verklappt bzw. verspült.
Außenelbe, Unterelbe und Nebenflüsse
Zur Erhaltung der Fahrwassertiefe von 13,5 m bei
Hamburg mußten in der Außen- und Unterelbe 1993
15,5 Mio m3, 1994 13,5 Mio m3 gebaggert werden.
Außenweser, Unterweser und Nebenflüsse
In der Außenweser wurden die Unterhaltungsarbei-
ten an den Strombauwerken, insbesondere an den
fahrwassernahen Buhnen, fortgeführt.
In der Unterweser mußten ebenfalls an vielen Stel-
len Schäden an Deckwerken, Unterwasserböschun-
gen (Flußsicherungen) und Buhnenköpfen durch
den Einbau von Schüttsteinen beseitigt werden.
Für den Erhalt der 9 m bzw. 12 m Fahrwassertiefe
wurden Unterhaltungsbaggerungen im Unterneh-
merbetrieb durchgeführt. lnsgesamt wurden 1993
rd. 1,8 Mio m3 und 1994 rd. 1,1 Mio m3 Sand und
Schlick gebaggert.
Eider
Die flexible Sohlensicherung des Eider-Sperrwerkes
wurde verstärkt und die bauwerksseitigen Kolkbö-
schungen stabilisiert.
In der Eider zwischen Nordfeld und Lexfähr sind im
Rahmen der Unterhaltung die Uferinstandsetzun-
gen fortgeführt worden.
Hunfe
Zum Erhalt der Solltiefe des Huntefahrwassers
muBten im Bereich von Oldenburg rd. 100 000 m3
Sand und Schlick gebaggert und in Übertiefen der
Weser verklappt werden. Die Unterbringung des
Baggergutes in Übertiefen der Weser hat sich trotz
des relativ weiten Transportweges im Vergleich zum
Spülfeldbetrieb als kostengünstiger erwiesen.
Jade
Zur Gewährleistung des tidegebundenen Verkehrs
von Großtankern mit maximal 20 m Tiefgang wur-
den 1993 rd. 14,5 Mio rn3 und 1994 rd. 13,3 Mio m3
Bodeneintreibungen gebaggert.
Nordsee
„
Im Busetief wurden die Fahrwasserverhältnisse
sowohl im südlichen als auch im nördlichen Bereich
entscheidend verbessert. Hierfür wurden ca. 0,2 Mio
m3 Sand gebaggert. Das Baggermaterial wurde in
unmittelbarer Nähe des Baggergebietes umgela-
gert.
Nord-Ostsee-Kanal
Im Zuge der Grundinstandsetzung der Eisenbahn-
hochbrücke Rendsburg werden die rd. 800 Brücken-
lager der Brückenrampen und die Stelzenlager der
Kanalbrücke erneuert.
Für die neue Straßenhochbrücke Kiel-Holtenau
wurde nach Fertigstellung von Widerlager und Pfei-
ler mit der Montage des Stahlüberbaus begonnen.
Im Rahmen des NOK-Sicherungsprogramms wur-
den die Ausbauarbeiten in der Mittelstrecke, die den
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Bodenaustausch bis f8 m Tiefe für die Gründung
des Kanalseitendammes, Baggerungen zur Vorhal-
tung der Fahrwassertiefe und den Neubau der Fähr-
landeanlagen für eine Fährstelle umfassen, begon-
nen. Zwei Molenköpfe der Vorhäfen der Schleusen—
gruppe Brunsbüttel wurden erneuert. Eine weitere
Mole ist im Bau. Die Arbeiten zur Grundinstandset-
zung der Schleusen Kiel-Holtenau und Brunsbüttel
wurden vergeben.
Ostsee
Zur Sicherung der Hafenzufahrten nach Rostock
(Seekanal), Stralsund (Nord- und Ostzufahrt), Barth,
Berndshof, Wolgast und nach Ladebow wurden
Baggerungen durchgeführt.
Die lnstandsetzungsarbeiten an Wehr und Schleuse
Rostock in der Unterwarnow wurden abgeschlos-
sen.
4.5 Baumaßnahmen für die Bundeswehr
Die Planung und Durchführung wasserbaulicher
Maßnahmen für die Bundeswehr erfolgt durch die
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
(WSV). Es handelt sich überwiegend um Hafenanla—
gen für die Marine sowie um Pionierübungsplätze.
Die hierfür erforderlichen Ausgabemittel werden von
der NATO oder dem Bundesministerium der Vertei—
digung zur Verfügung gestellt. In den Jahren
1993/94 wurden Vorhaben in Höhe von rd. 56 Mio
DM ausgeführt:
- Herstellung eines Uferdeckwerkes und Bau
zweier Schwimmbrücken einschließlich Strom-
versorgung im Marinestützpunkt Warnemünde
— Abbau alter Anlagen in Warnemünde und Glücks-
burg/Meierwik
— Sicherungsmaßnahmen an der Tirpitzmole im
Marinestützpunkt Kiel
— Untersuchungen zur Grundinstandsetzung der
Munitionsverladepier in Kiel-Jägersberg
— Grundinstandsetzung des Deckwerks der Hafen-
mole im Marinearsenal Kiel
— Betonsanierung an Schwimmbrücken in Neustadt
— Sanierung von Spundwänden im Vorhafen der
Seeschleuse Wilhelmshaven
— Baggerungen im „Neuen Vorhafen“ Wilhelmsha-
ven
— Erneuerung von Kranschienen auf der Südkaje
des Marinearsenals Wilhelmshaven
— Untersuchungen zur Wiederherstellung der Soll—
tiefe im Arsenalhafen Wilhelmshaven
— Sanierung von Kajenbereichen im Marinestütz-
punkt Emden.
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4.6 Gewässerkunde und Wasserhewirtschaftung
Durch gewässerkundliche Messungen erhält die
WSV die für Bau, Unterhaltung und Betrieb der Bun-
deswasserstraßen notwendigen lnformationen über
die veränderlichen Gewässerzustände. Die Wasser—
bewirtschaftung der Kanäle und staugeregelten
Flüsse dient allen im Zusammenhang mit den Was-
serstraßen als Verkehrsweg stehenden Aufgaben.
Es werden vorwiegend folgende Tätigkeiten wahr—
genommen:
— Messen von Wasserständen, Ermitteln von Was-
serspiegellagen
— Abfluß, Durchfluß- und Geschwindigkeitsmes—
sungen
— Wellenmessungen
— Schwebstoff— und Sedimenttransportmessungen
— Bewirtschaftung des Betriebswassers der Kanäle
und des Abflusses staugeregelter Flüsse.
Hierfür stehen der WSV eine große Anzahl speziel—
ler Einrichtungen wie Steuerzentralen, Pegel, Meß-
schiffe und Abflußmeßgeräte zur Verfügung. Die in
der Gewässerkunde anfallenden Meßwerte werden
mit dem im Aufbau befindlichen DV-System soweit
möglich automatisch erfaßt, vor Ort ausgewertet zur
Verfügung gestellt. Wegen der engen sachlichen
Verbindung zur allgemeinen Wasserwirtschaft stellt
die WSV ihre Meßwerte auch den Ländern — z. B.
für den Hochwasserwarndienst — zur Verfügung.
lm Dezember 1993 lief im Rheingebiet ein Hoch-
wasser ab, das vor allem in Mosel und Rhein (unter-
halb der Moselmündung) Rekordmarken erzeugte
(Abb. S. 41). Es stellten sich die höchsten (Mosel)
bzw. die zweithöchsten (Niederrhein) Abflüsse die—
ses Jahrhunderts ein. Durch Einsatz des bei der BfG
seit knapp zwei Jahren in Erprobung befindlichen
neuen Ultraschall-Doppler-Gerätes (ADCP) zur
Durchflußermittlung konnten sowohl in der unteren
Mosel als auch im Rhein zwischen Koblenz und
Duisburg-Ruhrort erstmals die Abflüsse des Haupt—
scheitels erfaßt werden. Damit liegt eine Meßserie
mit den höchsten bisher in Deutschland gemesse-
nen Abflüssen vor. Sie ermöglichen eine Verifikation
der entsprechenden Abflußkurven bis in die Extrem-
bereiche.
Das statistische Hochwasser-VorhersagemodelI der
BfG für das Rheingebiet wurde im Januar und De-
zember erfolgreich eingesetzt. Zur Erarbeitung
eines Niedrigwasser-Vorhersagemodells für den
Rhein wurden verschiedene Verfahren getestet und
für die Integration der Modellbausteine zu einem
operationellen Gesamtmodell die notwendigen
Steuerprogramme erstellt.
Hochwasserwelle des Rheins 1993 - 1994
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Seit 1988 wird bei der BfG das Weltdatenzentrum
„Abfluß“ (Global Runoff Data Centre, GRDC) unter
der Schirmherrschaft der WlVlO betrieben. In dieser
Datenbank werden die Tages- und Monatswerte
von 3347 Abflußmeßstationen aus aller Welt vorge-
halten. Der Datenbestand wird laufend ergänzt und
aktualisiert. Umfangreiche Anfragen nach Daten
aus dem GRDC belegen die internationale Reso-
nanz auf die Einrichtung des Weltdatenzentrums
„Abfluß“.
Die Untersuchungen zum Geschieberegime des
Rheins haben sich im laufenden Jahr auf konkrete
Unterhaltungseingriffe konzentriert. Der seit 1989
betriebene Geschiebefang bei Mainz-Weisenau be-
währt sich als sinnvolle Ergänzung zur konventio-
nellen Baggerstrategie und hat bereits spürbare
Verbesserungen für die Schiffahrt gebracht.
In einer Vorstudie für die Elbe zur Verbesserung der
Schiffahrsverhältnisse wurde 1992 von der BfG ein
langfristiges gewässerkundliches Untersuchungs-
programm zur Erfassung, Analyse und Bewertung
des Ist-Zustandes initiiert. Schwerpunkte liegen u. a.
in der Erfassung der hydrologischen und morpholo-
gischen Verhältnisse.
Das Untersuchungsprogramm zur Erfassung der
Schadstoffe in den Sedimenten der Elbe wurde fort-
geführt. Dabei wurden insbesondere die Arbeiten
zur Erfassung antropogener und natürlicher Stoff-
muster durch intensive Untersuchungen in vier Bei-
spielgebieten der Elbe und einem Referenzgebiet
an der Spree weiter vorangetrieben. Zur Verbesse-
rung der Datenbasis über die Schadstoffbelastung
von Elbe—Schwebstoffen wurden lVleBstellen bei
Aken, Sandau und Wittenberge in Betrieb genom-
men.
Aufbauend auf der wasserwirtschaftlichen Grobbi-
Ianz für die Bundeswasserstraßen im Bereich der
WSD Ost wurden für das Projekt 17 und die Havel-
Oder-Wasserstraße Langfristmodelle erstellt, um
verschiedene Bewirtschaftungsszenarien auf der
Basis von Monatswerten durchzurechnen und dar-
aus ein Konzept für die Wasserbewirtschaftung ent-
wickelt.
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Für die Oder wird zur Zeit in einer Arbeitsgruppe un-
ter Leitung der WSD Ost aus gewässerkundlicher
(BfG) und wasserbaulicher (BAW) Sicht eine von
polnischer Seite vorgelegte Stromregelungskonzep-
tion bewertet. Ziel ist es dabei, gemeinsam mit den
polnischen Dienststellen primär einheitliche Unter-
haltungsgrundsätze für die Oder zur vereinbaren.
Um über die Oder entsprechende Kenntnisse zu er-
langen, wurde zum einen begonnen, die Sohlzu—
sammensetzung im Längsschnitt zu untersuchen,
zum anderen wurden erste Geschiebemessungen
an 5 Ouerschnitten (Bereich Eisenhüttenstadt-
Frankfurt; Hohensaaten) durchgeführt.
Die Arbeiten zum Sedimentkataster der Bundes-
wasserstraßen in den neuen Bundesländern fanden
mit systematischen Bestandsaufnahmen in Saale
und Havel sowie ersten Untersuchungen in der
Oder ihre Fortführung. Wesentliche Ergebnisse zur
Sedimentbeschaffenheit, zur Baggergutproblematik
und zur Gewässergüte in den Bereichen der Häfen
Wismar, Rostock, Wolgast und des Peenestromes
konnten anläßlich eines Ostseesymposiums der
BfG vorgestellt werden.
Die Überwachung der Bundeswasserstraßen auf ra-
dioaktive Stoffe gehört ebenfalls zu den ständigen
Aufgaben der BfG. Die Auswertung der von 1976 bis
1992 am Rhein durchgeführten Dispersionsmes-
sungen mit Tritium als Tracer wurden inzwischen er-
folgreich abgeschlossen. Die gewonnenen Kennda-
ten bilden die unverzichtbare Grundlage für in einem
Ereignisfall zu erstellende Ausbreitungsprognosen.
4.7 Wasserstraßen und Umwelt
Das Netz der Wasserstraßen verknüpft verschie-
dene Landschaftsräume und Biotope miteinander.
Sie bilden wichtige Lebensräume für die Tier- und
Pflanzenwelt, darunter auch für seltene und unter
Schutz stehende Arten. Zehn bis fünfzehn Prozent
aller heute in den Bundeswasserstraßen vorkom—
menden Tierarten gehören der Roten Liste an. Bei
der Unterhaltung der Bundeswasserstraßen muß
der Bund den Belangen des Naturhaushaltes Rech-
nung tragen, das Landschaftsbild berücksichtigen
und die natürlichen Lebensgrundlagen bewahren.
Um dies in der Praxis zu gewährleisten, wurden
Grundsätze und Handlungsanweisungen erarbeitet.
Für die Bearbeitung von Umweltverträglichkeitsun-
tersuchungen im Rahmen von Planfeststellungsver-
fahren hat die BfG Grundlagen für einheitliche Be-
wertungsverfahren zur Beschreibung der Auswir—
kungen von geplanten Maßnahmen erarbeitet.
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Große Vorsorge gilt auch der Vermeidung und
Bekämpfung von unfallbedingten Umweltschäden.
Unfälle wirken sich in den Küstenmeeren und auf
den Bundeswasserstraßen fast immer grenzüber-
schreitend aus. Vorsorgemaßnahmen müssen da-
her, wenn sie effektiv sein sollen, mit den Nachbar—
staaten und — bezogen auf die Schiffahrt — auch in—
ternational abgestimmt sein. Die Bundesrepublik ist
Vertragsstaat der entsprechenden internationalen
Abkommen und wirkt an deren Weiterentwicklung
maßgeblich mit. Als Beispiele seien genannt:
— für die Hohe See und die Küstenmeere
* das Internationale Übereinkommen von 1990
über die Zusammenarbeit bei der Vorberei-
tung auf Ölverschmutzungen und bei deren
Bekämpfung (tritt am 13. Mai 1995 in Kraft),
* das Helsinki—Übereinkommen von 1974 über
den Schutz der Meeresumwelt des Ostseege-
biets (das neue Helsinki-Übereinkommen von
1992 ist noch nicht in Kraft),
* das Bonn-Übereinkommen von 1989 zur Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung der Ver-
schmutzung der Nordsee durch Öl und andere
Schadstoffe,
* die bilateralen Vereinbarungen mit den Nach-
barländern Dänemark und Niederlande über
die gemeinsame Bekämpfung von Meeresver—
schmutzungen und die Zusammenarbeit bei
der Luftüberwachung;
— für die Binnenwasserstraßen
die Abkommen zwischen den Anliegerstaaten
zum Schutz des Rheins, der Mosel, der Saar und
seit 1990 auch der Elbe (Verhandlungen über
gleichartige Abkommen für die Oder und die Do-
nau stehen vor dem Abschluß).
Weitere Aktivitäten im Bereich des Umweltschutzes:
— Seit 1975 wurde auf der Grundlage eines zwi-
schen dem Bund und den Küstenländern abge-
schlossenen Verwaltungsabkommens bei hälfti-
ger Kostenteilung von Ölverschmutzungen ge-
schaffen und ein Beschaffungsprogramm über
200 Mio DM abgewickelt. 22 Bekämpfungsfahr-
zeuge stehen jetzt an strategischen Punkten ent-
lang der Küste bereit, damit bei Ölverschmutzun-
gen sofort eingegriffen werden kann. Drei dieser
Fahrzeuge sind als Mehrzweckfahrzeuge rund
um die Uhr vor den seewärtigen Zufahrten einge-
setzt.
Die Verhandlungen über eine neue Verwaltungs-
vereinbarung konnten Ende 1994 mit den Küsten-
ländern abgeschlossen werden. Die neue Verein-
barung soll Anfang 1995 unterzeichnet werden.
Die wesentlichen Neuerungen sind:
*Einbeziehung des Landes Mecklenburg—Vor-
pommern,
* Erweiterung auf _die Bekämpfung auch anderer
Schadstoffe als OI,
* flexiblere Regelung bei der Finanzierung künfti-
ger Beschaffungen,
* Straffung der Organisation.
— Ein Luftüberwachungssystem, das mit besonde-
ren Sensoren auch bei Nacht und unsichtigem
Wetter verbotene Einleitungen erkennen kann,
hat bereits zu einer erheblichen Verringerung der
Meeresverschmutzungen geführt. Im Falle eines
ÖIunfaIIs werden von den Flugzeugen aus die
Ausbreitung und die Treibrichtung des Ölteppichs
festgestellt sowie die Bekämpfungsfahrzeuge
herangeführt und koordiniert.
— Ende 1993 ist ein neues Luftüberwachungssy-
stem in Dienst gestellt worden, das bei gesteiger-
ter Flugleistungsfähigkeit mit modernsten Sen-
soreinrichtungen nicht nur Öl, sondern auch an-
dere schädliche Stoffe erkennen und identifizie—
ren kann. Daneben kann dieses System auch die
Ausbreitung von Algenblüten und die Ausbreitung
der durch die Flüsse eingetragenen schädlichen
Stoffe in das Meer erkennen. Dieses System soII
weiter verbessert werden. Hierzu wurde 1994 ein
Optimierungsprogramm mit folgenden Zielvorga-
ben in Auftrag gegeben:
*Erprobung des Gesamtsystems unter prakti-
schen Einsatzbedingungen,
* Prüfen von Möglichkeiten zur Mehrzweckung
des Systems auch für andere Aufgaben (z. B.
Monitoring),
*Aufstellen von Leistungskriterien für eine Er-
satzbeschaffung,
*weitere Verbesserung des Anzeigekonzeptes
und der Datenauswertung.
Für den erweiterten Bereich der gemeinsamen Vor-
sorgemaßnahmen des Bundes und der Küstenlän-
der sind bereits folgende Maßnahmen durchgeführt
bzw. vorbereitet:
— Umbau des Mehrzweckschiffes „Scharhörn“ für
den Einsatz auch bei Chemikalienunfällen im
Seebereich. Das Mehrzweckschiff „MeIIum“ soll
für diesen Zweck 1995 umgebaut werden.
— Neubau „Knechtsand“ (1994 in Dienst gestellt) für
den Einsatz bei OI- und Chemikalienunfällen im
Küstenbereich.
— Neubau eines Mehrzweckschiffes (voraussicht-
Iich 1996/97) für den Einsatz bei ÖI- und Chemi-
kalienunfällen sowie als Bergungsschlepper im
Seebereich.
— Für die bei Schadstoffunfällen im See- und
Küstenbereich einzuberufene Einsatzleitungs-
gruppe soll ein rechnergestütztes maritimes Un-
fallmanagement-System eingerichtet werden. Mit
Hilfe dieses Systems sollen die bei einem Unfall
erforderlichen Informationen, Verarbeitungspro-
zesse, Analysen und Entscheidungen unter
Berücksichtigung aller Belange, d. h. Rettungs—
und Bergungsmanöver, Schadstoffbekämpfung
und schiffahrtspolizeiliche Maßnahmen auf rech-
nergestütztem Wege schneller und sicherer als
bisher verarbeitet, aufeinander abgestimmt und
veranlaßt werden. Der Auftrag für diese Maß-
nahme wurde Ende 1993 erteilt, die Arbeiten wer-
den 1996 abgeschlossen sein. Es ist beabsich-
tigt, das System anschließend weiter auszu-
bauen.
Im Rahmen der jährlichen Übungen zur Abwehr von
Meeresverschmutzungen wurde unter der Leitung
der Sonderstelle des Bundes „ÖIunfäIIe See/Küste“
am 17. und 18. Mai 1994 in der Deutschen Bucht
eine Großübung durchgeführt. Schwerpunkt war
das Herstellen einer Schleppverbindung zu einem
Tanker und die Abgabe von aufgenommenem Öl—
Wasser-Gemisch an einen Tanker. Während der
Übung wurde auch deutlich, welche Bedeutung eine
auf dem Havaristen vorhandene Notschleppeinrich-
tung hat. Die Bundesrepublik Deutschland wird sich
deshalb im Rahmen der IMO für eine möglichst
schnelle Umsetzung der diesbezüglichen Resolu-
tion einsetzen. Die Auswertung der Übung wird zu
weiteren Verbesserungen der Vorsorge gegen un-
fallbedingte Meeresverschmutzungen führen.
Mit Schadstoffen aus Einleitungen belastete Ge-
wässer führen zur Kontaminierung der Gewässer-
sohle und damit auch zu kontaminiertem Baggergut.
Regelmäßige Untersuchungen über die Schadstoff-
belastung und Sauerstoffzehrung des Baggergutes
durch die Bundesanstalt für Gewässerkunde stellen
sicher, daß belastetes Baggergut erkannt und um-
weltverträglich untergebracht wird. Die WSV strebt
an, daß die Einleiter Gewässerbelastungen reduzie-
ren und daß auch grenzüberschreitende Gewässer-
verunreinigungen, die als Vorbelastung eine Haupt-
ursache für die Kontaminierung des Baggergutes
sind, abgebaut werden. Für die Umlagerung von
Baggergut im Gewässer hat die BfG Grenzwerte —
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aufgrund von Auflagen des Helsinki-Übereinkom-
mens — in einer Handlungsanweisung festgelegt.
Für eine Gesamtregelung der Binnenschiffsentsor-
gung, die neben Abfällen und Abwässern aus dem
Schiffsbetrieb auch solche aus dem Ladungsbe-
reich sowie häusliches Abwasser von Fahrgast-
schiffen und Hausmüll umfaßt, bereitet die Zentral-
kommission für die Rheinschiffahrt z. Z. ein Überein—
kommen der Rheinuferstaaten und Belgiens vor.
Seine wesentlichen Inhalte sind:
— Einleiteverbote und Entsorgungsgebote für alle
Abfälle und Abwässer, insbesondere soweit diese
wassergefährdende Stoffe enthalten,
— Gebot zur Führung eines Entsorgungsnachwei-
ses für Abfälle und Abwässer aus dem Schiffsbe-
trieb (bereits in Kraft) und aus dem Ladungsbe-
reich,
— indirekte Finanzierung der Entsorgung nach dem
Verursacherprinzip, damit illegale Einleitungen
vermieden werden,
-— Verpflichtung der Anrainerstaaten zur Schaffung
rechtlicher und infrastruktureller Voraussetzun-
gen für die Annahme der Abfälle und Abwässer.
Die letztgenannten Voraussetzungen sind in
Deutschland durch die Bundesländer zu schaffen.
Die Arbeiten werden durch eine Bund-Länder—Ar—
beitsgruppe unter Federführung des BMV koordi-
niert. Es ist beabsichtigt, die betreffenden Regelun-
gen nicht nur auf dem Rhein, sondern auf allen Bun-
deswasserstraßen einzuführen.
4.8 Schiffahrtszeichenwesen, Verkehrssicherungs-
systeme
Schiffahrtszeichen geben der Schiffahrt optische,
akustische und funktechnische Informationen, Hin-
weise und Anweisungen für eine sichere Fahrt. Sie
ermöglichen und erleichtern nicht nur die Navigation
auf den Bundeswasserstraßen und der Hohen See,
ihre Wirkung erstreckt sich auch auf die Gestaltung
von Verkehrsabläufen.
Mit der Zunahme großer Schiffe und dem wachsen—
den Transport gefährlicher Güter kommt dem siche-
ren Betrieb und der Zuverlässigkeit der Schiffahrts-
zeichen erhöhte Bedeutung zu.
Für Entwicklungs- und Erprobungsarbeiten, die Mit-
wirkung bei PIanungs-, Durchführungs- und Kon-
trollaufgaben des Baus, der Unterhaltung und des
Betriebes im Schiffahrtszeichenwesen sowie die
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Betreuung von Verkehrssicherungssystemen be-
steht als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der
WSV das Seezeichenversuchsfeld in Koblenz.
Die in den Jahren 1993/94 systematisch fortgeführ-
ten Maßnahmen zur Verkehrssicherung werden
nachfolgend getrennt für die Bereich Seeschiffahrts-
straßen/Hohe See und Binnenschiffahrtsstraßen
beschneben.
Seeschiffahrfssfraßen/Hohe See
Auf den Seeschiffahrtsstraßen dienen Schiffahrts-
zeichen in erster Linie der Bezeichnung des Fahr-
wassers und auf der Hohen See zur Bezeichnung
von Verkehrswegen sowie von Wracks, Untiefen
und sonstigen Schiffahrtshindernissen. An den ver—
kehrsreichen Seeschiffahrtsstraßen und in der inne-
ren Deutschen Bucht sind Ortungsfunkanlagen und
Landradarketten errichtet worden, die mit der Be—
zeichnung der Wasserstraßen zusammen als Ver-
kehrssicherungssystem verstanden werden. Alle
verkehrs- und wasserstraßenbezogenen Daten wer-
den in Revierzentralen zusammengefaßt, von wo
aus die Verkehrsbeobachtung, Verkehrsinformation
und Verkehrsberatung sowie die Fernüberwachung
und Fernsteuerung von Schiffahrtszeichen durchge-
führt wird. Über Kommunikationsnetze werden der
Schiffahrt alle für eine sichere Navigation benötigten
Informationen mitgeteilt. Dadurch gewährleisten
Verkehrssicherungssysteme dem maritimen Ver-
kehr nicht nur ein hohes Maß an Sicherheit und eine
leichte Ansteuerung der Häfen, sondern schützen
gleichzeitig präventiv die Umwelt.
Im Bereich der Seeschiffahrtsstraßen und der Ho-
hen See wurden folgende Maßnahmen durchge-
führt:
— Verkehrssicherungssysteme
* Im Rahmen der Maßnahme „Ersatz der Radar-
anlagen an der Elbe“ fand im Dezember 1993,
nach erfolgreicher Erprobung und Optimierung
der Teilsysteme die Betriebsabnahme des Ge-
samtsystems „Verkehrssicherungssystem Elbe“
(VSS Elbe) statt. Mit der offiziellen Inbetrieb-
nahme des VSS Elbe am 23. August 1994 ste-
hen in den Verkehrszentralen Cuxhaven und
Brunsbüttel moderne DV-gestützte Einrichtun-
gen zur Verkehrserfassung, -beratung und
-analyse zur Verfügung. Dieses leistungsfähige
System ist das Ergebnis langjähriger Tätigkeit
der WSV gemeinsam mit deutschen Firmen auf
diesem speziellen Gebiet.
* Die beim VSS Elbe erfolgreich eingeführten Sy-
stemverbesserungen und -änderungen werden
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schrittweise auch in den Verkehrssicherungssy-
stemen Jade, Weser und Deutsche Bucht reali—
siert. Für die Weser erfolgt dies im Rahmen der
Erweiterung der Revierzentrale (RVZ) Bremer-
haven. Die Rohbauarbeiten hierzu sind abge-
schlossen, der Innenausbau wird zur Zeit durch-
geführt.
In den automatischen Schiffsdatenaustausch
zwischen allen RVZn sind neben dem Hafen
Hamburg jetzt auch die bremischen Häfen stän-
dig eingebunden.
Ein weiterer Schritt für die volle Nutzung der
neuen technischen Anlagen ist die Aus- und
Fortbildung des Betriebspersonals der Revier-
zentralen. Ein entsprechender Pilotlehrgang
wurde im November 1993 beim Seezeichenver-
suchsfeld mit Erfolg veranstaltet. Im künftigen
Schulungszentrum an der Hochschule Wismar,
Fachbereich Seefahrt in Warnemünde, wurden
1994 weitere Lehrgänge ausgerichtet.
— Visuelle Schiffahrtszeichen
Die Modernisierung und Rationalisierung der
Schiffahrtszeichen im Küstenbereich Mecklen-
burg-Vorpommern wurde fortgesetzt. Hier ist
besonders die Fortführung der Umstellung auf
umweltverträgliche Energieversorgung und der
Abschluß der Instandsetzung des Leuchtturmes
Dornbusch zu nennen.
* Die Entwicklung und Erprobung eines solaren
Versorgungssytems für elektrische Kennungs-
geber in Seelaternen wurde erfolgreich abge-
schlossen. Damit fallen künftig auch keine Luft-
/Sauerstoffbatterien mehr als Sondermüll an.
* Ebenfalls erfolgreich verlief die Erprobung der
großen, solarbetriebenen Leuchttonnen „Solar-
LT 250“ hinsichtlich der Nachtsichtbarkeit und
Erkennbarkeit bei Tag, auch bei unsichtigem
Wetter. Die Tonne hat sich in Bereichen der
Außenems bei Borkum als tauglich erwiesen
und kann nun auf geeigneten Positionen einge-
'k Zur Ausweitung des lnnenbogens im „Wremer
Loch“ im Rahmen des 12 m-Ausbaus der Weser
wurden die drei Feuerträger „Dwarsgat-OF“,
„Wremerloch-OF“ und „Wremerloch-UF“ ver-
setzt.
Funknavigations- und Ortungsverfahren
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Die SYLEDIS—Funkortungskette Stralsund mit
11 Antennenstandorten wurde in Betrieb ge-
nommen.
In Wustrow wurde eine Weitbereichs-DGPS-
Referenzstation für die Satellitenpositionierung
in Betrieb genommen, eine weitere Station be-
findet sich auf Helgoland im Aufbau. Die Statio-
nen sind Bestandteil eines im Aufbau begriffe-
nen europäischen Netzes von Referenzstatio-
nen.
Für die LORAN-C-Funknavigationskette, die
den Nordatlantik und die Nordsee sowie ent-
sprechende europäische Landbereiche von der
französischen Küste über Irland bis zur Nord-
spitze Norwegens abdeckt und als Navigations-
hilfe zur Standortbestimmung für die zivile
Schiffahrt, Luftfahrt und den Landverkehr dient,
wurde für die von der US Coast Guard über-
nommene Station auf Sylt ein neues Senderge-
bäude erstellt und die technischen Anlagen er-
neuen.
— Automatische Überwachung und Steuerung von
Schiffahrtszeichen
1k
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Zur automatischen Überwachung und Steue-
rung der Schiffahrtszeichen im Küstenbereich
Mecklenburg—Vorpommern ist ein wirtschaftli-
ches Fernwirkkonzept erarbeitet worden, das
zur Zeit umgesetzt wird. Danach werden Fern-
wirkdaten im Spontanbetrieb über das öffent—
liche Telefonnetz übertragen.
Die automatische Überwachung und Steuerung
von Schiffahrtszeichen im Bereich des WSA
Bremen wurde abgeschlossen.
setzt werden. Binnenschiffahrtsstraßen
Auf den Binnenschiffahrtsstraßen werden Fahrrin-
nen, Eng- und Gefahrenstellen bezeichnet und son—
stige Hinweise und Empfehlungen an die Schiffahrt
gegeben. Außerdem werden Schiffahrtszeichen zur
Verkehrsregelung eingesetzt.
* Aus Standsicherheitsgründen wurde im Bereich
des WSA Brunsbüttel das Leuchtfeuer „Mole I“
versetzt.
*Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des
Naturschutzgebietes „Untere Wümme“ wurden
umfangreiche Bezeichnungsmaßnahme durch-
geführt.
Zum Austausch von Nachrichten zwischen Schiffs-
funkstellen und den für die Wasserstraße zuständi-
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gen Behörden ist der Nautische Informationsfunk
eingerichtet worden. Er dient der Übermittlung von
Nachrichten, die sich auf die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs und in Notfällen auf den Schutz
von Personen und Einrichtungen beziehen.
Im Bereich der Binnenschiffahrtsstraßen wurden
1993/94 folgende Maßnahmen durchgeführt:
—— Melde- und Informationssystem Binnenschiffahrt
Das Melde- und Informationssystem für die Erfas-
sung von Transporten mit gefährlichen Gütern auf
Binnenschiffahrtsstraßen (MIB) ist Bestandteil
des Verkehrssicherheitsprogramms der Bundes-
regierung. Das System mit den beiden Meldezen-
tralen in Duisburg und Oberwesel ist am 10. Ja-
nuar 1995 offiziell in Betrieb genommen worden.
Es erstreckt sich auf den unteren Main bis Hanau,
den Rhein sowie Teile des westdeutschen Kanal—
netzes. Hierin eingeschlossen ist ein Datenaus-
tausch mit den Niederlanden und Frankreich.
— Nautischer Informationsfunk (NIF)
* Am 15. März 1993 wurde in der Revierzentrale
(RVZ) Duisburg der Nautische Informationsfunk
(NIF) aufgenommen. Die Funkstellen im Be-
reich der westdeutschen Kanäle südlich Ber-
geshövede wurden am 1. August 1993 ange-
schlossen. Die Zentrale ist rund um die Uhr be-
setzt. Auf Anforderung der Wasserschutzpolizei
(WSP) können Funkverbindungen zwischen
WSP und einer Schiffsfunkstelle und umgekehrt
oder allen Sendern für Mitteilungen der WSP
geschaltet werden. Die RVZ Duisburg ist für den
Bereich der Wasser- und Schiffahrtsdirektion
West auch Notfall-Meldestelle für den Warn-
dienst Rhein (Nordrhein-Westfalen).
Zusammen mit der RVZ Oberwesel steht damit
für die gesamte deutsche Rheinstrecke ein wir—
kungsvolles Instrument zur schnellen Kommuni-
kation zwischen Schiffahrt und Wasser- und
Schiffahrtsverwaltung zur Verfügung.
* Auf der Havel-Oder-Wasserstraße und an den
Berliner Schleusen wurde der Nautische Infor—
mationsfunk in einer ersten Ausbaustufe als
Schleusenfunk eingerichtet.
— Bezeichnungen für die Radarschiffahrt
* Die Teilstrecke zwischen dem Pichelsdorfer
Gmünd und der Einfahrt in den EIbe-HaveI-Ka-
naI und der Unteren HaveI-Wasserstraße wurde
für die Radarschiffahrt bezeichnet. Damit wird
für die ökologisch besonders sensiblen Seen-
strecken der Unteren HaveI-Wasserstraße eine
höhere Verkehrssicherheit erreicht.
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* Der Elbeabschnitt zwischen Rothenseer Verbin-
dungskanal (Elbe-km 333,60) und Einfahrt in die
Schleuse Niegripp (Elbe-km 343,86) wurde im
Rahmen eines Versuchs durch Tonnen mit Ra-
darreflektoren bezeichnet.
— Verkehrssicherungssystem Kanalbrücke Magde-
burg
Im Rahmen des Verkehrsprojektes 17 (vgl. Ab-
schnitt 4.3.1) erarbeitet das Seezeichenversuchs-
feld in Koblenz zur Zeit ein Konzept zur automati—
schen Erfassung und bedarfsabhängigen Len-
kung des Verkehrs über die Kanalbrücke Magde-
burg.
4.9 Maschinenwesen
Bau, Betrieb und Unterhaltung l
Im Maschinenwesen setzte sich die Verschiebung
des Aufgabenschwerpunktes von der technischen
Verwaltung der Wasserfahrzeuge hin zum Betrieb
und zur Unterhaltung der maschinen- und elektro-
technischen Einrichtungen sowie der Landanlagen
fort. Dementsprechend wurden Voraussetzungen
zur Neuorganisation der Aufgaben des Maschinen-
wesens in der Wasser— und Schiffahrtsverwaltung
des Bundes geschaffen.
Die neue Aufgabenzuordnung sieht bei allen Was-
ser- und Schiffahrtsdirektionen jeweils ein Wasser-
straßen-Maschinenamt vor, das die Ersatzinvestitio-
nen im Maschinenwesen durchführt und darüber
hinaus die ingenieurmäßige Planung der Unterhal-
tung nachrichtentechnischer Einrichtungen erledigt.
Die Sonderstellen für Maschinenwesen bei den
Wasser- und Schiffahrtsämtern Bremen und Nürn—
berg wurden deshalb aufgelöst und als eigenstän-
dige Wasserstraßen-Maschinenämter weiterge-
führt.
Die allgemeinen Aufgaben des Maschinenwesen
sowie die Unterhaltung der festen Anlagen und
Fahrzeuge wurden ausschließlich den Wasser- und
Schiffahrtsämtern übertragen.
Die im Rahmen des Regiebetriebes der WSV durch-
zuführenden Werkstattaufgaben wurden ebenfalls
neu geordnet. Ausgenommen blieben dabei zu-
nächst die Werkstätten der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Ost und die Sonderwerkstätten für
Hochfrequenztechnik im Küstenbereich.
Mit dem Ziel, technische Zentralaufgaben bei den
Bundesoberbehörden zusammenzufassen, wurde
als erster Schritt die Zentralstelle für Schiffs- und
Maschinentechnik (ZSM) als neue Abteilung Ma-
schinenwesen mit den Referaten Wasserfahrzeuge
und Landanlagen in die Bundesanstalt für Wasser—
bau (BAW) eingegliedert (vgl. Abschnitt 4.11).
Landanlagen
Die umfangreichen Grundinstandsetzungsmaßnah—
men an den maschinen— und elektrotechnischen
Einrichtungen der Abstiegsbauwerke und Pump—
werke im Bereich der WSD Ost wurden intensiv
weitergeführt. Das Programm für den Ersatz der
Förder- und Stromversorgungseinrichtungen der
Pumpwerke am Mittellandkanal sowie für die Ein-
richtung einer. wasserwirtschaftlichen Steuerzen-
trale in Minden wurde fortgesetzt. Zusätzliche Über-
wachungssysteme wurden an den Pumpwerken des
westdeutschen Kanalsystems installiert.
Am Neckar wurde der Ersatz elektromechanischer
Schleusentorantriebe durch elektrohydraulische Sy—
steme sowie der Umbau von Schleusensteuerun-
gen zu speicherprogrammierbaren Steuerungen
und die Erneuerung der Stromversorgungseinrich—
tungen an den Staustufen vorangetrieben. Grundin-
standsetzungs- und Ersatzmaßnahmen erfolgten
auch an den Antrieben und der Steuerung der Stau—
stufe Kachlet/Donau. Nach rd. 30jähriger Betriebs-
zeit wurde mit der Erneuerung der hydraulischen
Torantriebsanlagen an den Schleusen der Mosel
begonnen.
Wassersfraßen-Fernmeldenetz (WF-Netz)
Der Aufbau von digitalen WF-Betriebsanlagen und
digitalen Übertragungsstrecken wurde fortgeführt,
um den gestiegenen Anforderungen aus den Berei-
chen Fernsprechen, Fernwirken, Fernmessen und
Datenübertragung gerecht zu werden.
Wasserfahrzeuge
Der Wasserfahrzeugpark der WSV, mit einem Be-
stand von 1 800 Schiffen und schwimmenden Ge-
räten mit einem kalkulatorischen Wiederbeschaf-
fungswert von rd. 3,3 Mrd. DM, wurde durch gezielte
Investitionsmaßnahmen weiter modernisiert und ra-
tionalisiert.
Beim WSA Cuxhaven wurde als Ersatz für ein nach
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pelrumpf-Seezeichenmotorschiff „Baumrönne“ in
Dienst gestellt. Das Schiff wird für die Unterhaltung
der Schiffahrtszeichen im See- und Wattgebiet ein-
gesetzt und ist für Hilfeleistungen im Rahmen des
verkehrsbezogenen Feuerschutzes im küstennahen
Bereich mit einer Gas-Schutz—Anlage ausgerüstet.
Die gleiche Zusatzausrüstung erhielt das Gewäs—
serschutzschiff „Scharhörn“, das damit auch zum
Einsatz bei Chemikalienunfällen geeignet ist.
Beim WSA Magdeburg ist das gewässerkundliche
Meßschiff „Elbegrund“, das für den überregionalen
Einsatz im Bereich der WSD Ost konzipiert wurde,
in Dienst gestellt worden. Bei diesem Fahrzeug han-
delt es sich um einen modifizierten Nachbau des
seit 3 Jahren beim WSA Duisburg—Rhein erfolgreich
eingesetzten Meßschiffes „Rheinland“.
Die WSÄ Köln und Duisburg-Rhein wurden mit
den drei Arbeits- und Verkehrssicherungsschiffen
„Köln“, „Bonn“ und „Homberg“ ausgestattet. Zu den
Aufgabenfeldern dieser Fahrzeuge zählt u. a. die
Bergung von Schiffahrtshindernissen, Unterhaltung
der schwimmenden und festen Schiffahrtszeichen
sowie der Einsatz bei Störungen des Schiffsver-
kehrs. Der Neubau der drei Arbeits— und Verkehrssi-
cherungsschiffe sowie des gewässerkundlichen
Meßschiffes „Elbegrund“ wurde auf Werften in den
neuen Bundesländern ausgeführt.
Neben notwendigen lnvestitionsmaßnahmen er-
folgte auch durch ersatzlose Aussonderungen von
Wasserfahrzeugen die Anpassung des Wasserfahr-
zeugparks der WSV an die Erfordernisse der Ge-
samtwirtschaftlichkeit des Unterhaltungsbetriebes.
So wurde auf der Grundlage des künftigen Fahr-
zeug— und Gerätekonzeptes für die WSD Ost der so—
zialverträgliche Abbau des übernommenen Fahr-
zeugbestandes fortgeführt. Die Aussonderungsrate
für 1993 umfaßt allein für diesen Bereich einen Be-
stand von 151 Fahrzeugen. >
Landfahrzeuge
Die Verschiedenartigkeit der WSV-Aufgaben erfor-
dert einen vielfältigen Landfahrzeugpark. Unter dem
Oberbegriff „Landfahrzeug“ werden in der WSV alle
Fahrzeuge vom PKW, LKW, Zugmaschine und Sat-
telschlepper, vom Erdbaugerät, Raupenfahrzeug,
Seil- und Hydraulikbagger, Autokran, Gabelstapler
und Knick-Lader bis hin zum landwirtschaftlichen
Geräteträger zusammengefaßt. Derzeit sind rd.
2160 Landfahrzeuge mit einem Beschaffungswert
von ca. 140 Mio. DM im Einsatz. Die Unterhaltung
und Instandsetzung der Fahrzeuge wird inzwischen
fast ausschließlich bei Unternehmen und nicht mehr
im Eigenbetrieb erledigt.
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4.10 Vermessungs- und Kartenwesen, Liegenschafts-
verwaltung
Vermessungswesen
Für den Ausbau, die Unterhaltung und den Betrieb
der Bundeswasserstraßen werden vermessungs-
technisch ermittelte geometrische Daten über Ob-
jekte und rechtliche Verhältnisse an den Wasser—
straßen und die damit in einem Sachzusammen-
hang stehende Umgebung benötigt. Die Daten und
ihre Darstellung in Karten sind Grundlage vor allem
für die Planung von Bau- und Unterhaltungsarbei-
ten, für gewässerkundliche Aufgaben und für die Er-
füllung der Verkehrssicherungspflicht. Die Vermes-
sungsarbeiten zur Ermittlung der Daten werden, so-
weit sie nicht vergeben werden, von den Wasser-
und Schiffahrtsämtern ausgeführt.
Der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) oblie-
gen die Hauptnivellements an den Bundeswasser-
straßen sowie anwendungsorientierte Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten. Derzeit bildet die Erpro—
bung des Satellitenpositionierungssystems NAV-
STAR GPS für die Gewässervermessung (Peilun-
gen) einen Schwerpunkte der Arbeiten der BfG.
Die Verfahren der Vermessung laufen weitgehend
IT—gestützt ab. Zur Steigerung der Leistungsfähig-
keit und zur Verbesserung der Arbeitsergebnisse
wird ein vollautomatischer digitaler Datenfluß von
der Aufnahme der Daten über die Plausibilisierung
und Verarbeitung bis zur digitalen oder analogen Er—
gebnisdarstellung angestrebt und ist bereits teil-
weise realisiert.
Kartenwesen
Die Herstellung und laufende Aktualisierung der
Karten obliegt den sieben regionalen Kartenstellen
der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen.
Die großmaßstäblichen Karten der Bundeswasser-
straßen umfassen 6 000 Kartenblätter und sind Pla-
nungsgrundlage für alle Ingenieuraufgaben der
WSV. Um die gesteigerten Anforderungen flexibel
berücksichtigen zu können, wird das Kartenwerk auf
eine digitale Basis umgestellt und künftig IT-gestützt
auf dem laufenden gehalten. Das Datenmodell ist
logisch in die Grundlagendaten Festpunkte und
Ordnungssysteme und in die Fachdaten Morpholo-
gie, Hydrologie, bauliche Anlagen, Liegenschaften,
Topographie, Umwelt und Bauwerkskontrolle ge-
gliedert.
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Liegenschaftsverwaltung
Die Bundeswasserstraßen sind privatrechtliches Ei-
gentum des Bundes im Sinne des bürgerlichen
Rechts. Die öffentlich-rechtliche Zweckbindung der
Bundeswasserstraßen hat jedoch Vorrang vor allen
privatrechtlichen Interessen.
Die Liegenschaften — rd. 232 000 ha Wasserflächen
(ohne Seewasserstraßen) und 20000 ha Land-
flächen — werden von den Wasser- und Schiff-
fahrtsämtern verwaltet. Im Rahmen der Umstellung
der Liegenschaftsverwaltung auf IT wird für den Lie-
genschaftsnachweis, Belastungen und privatrechtli-
che Nutzungen sowie für die Regelung der Grund-
besitzangaben, die Grundstücksbewertung und den
Grundstücksverkehr ein Liegenschaftsinformations—
system entwickelt.
Neue Bundesländer
In den neuen Bundesländern sind außerordentlich
umfangreiche Arbeiten in der Vermessungstechnik,
in der Kartenherstellung und im Liegenschaftswe-
sen, insbesondere für das Projekt 17, zu erledigen.
Vermessungsarbeiten konzentrieren sich insbeson-
dere auf die Schaffung eines Lage— und Höhenfest-
punktfeldes im Rahmen eines einheitlichen gesamt—
deutschen Festpunktnetzes, auf die Vergabe der
Hauptnivellements und auf Gewässer- sowie bau-
technische Vermessungen. Für das Projekt 17 ist
das Lagefestpunktfeld mit NAVSTAR GPS einge—
messen worden.
Das Liegenschaftsvermögen der WSV hat durch
die Wiedervereinigung erheblich zugenommen.
Schwierigkeiten bestehen weiterhin bei der Klärung
von Eigentumsfragen und bei der Feststellung von
Nutzungsrechten.
4.11 Forschung und technische Entwicklung
Zur Aufgabenerfüllung in den Bereichen des Neu-
und Ausbaus sowie der Bestandserhaltung und des
Betriebs werden Daten, Informationen und wissen-
schaftlich abgesicherte Forschungsergebnisse ge-
wässerkundlicher und bautechnischer Natur be—
nötigt. Hierfür stehen insbesondere die Bundesan-
stalt für Wasserbau (BAW) und die Bundesanstalt
für Gewässerkunde (BfG) zur Verfügung. Beide An-
stalten beraten das BVIVI und die Dienststellen der
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV), aber
auch die anderen Bundesministerien und deren
nachgeordnete Dienststellen.
Flußmodell für die Elbe bei Magdeburg
BAW
Die BAW ist das zentrale Institut der WSV für die ge-
samte praktische und wissenschaftliche Versuchs—
und Forschungsarbeit auf dem Gebiet des Wasser-,
Erd- und Grundbaus und der Bautechnik. Schwer-
punkt sind die anwendungsbezogenen Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet des Ver-
kehrswasserbaus.
Im Fachbereich Wasserbau an Binnengewässern
wurden die zahlreichen und komplexen Untersu-
chungen mit besonderen Schwerpunkten am Nie—
derrhein, an der Donau und an der Elbe im Bereich
Magdeburg fortgesetzt. Einen Schwerpunkt bildet
das physikalische Modell für den Elbabschnitt bei
Magdeburg. Ergänzend zum mathematischen Mo-
dell wird damit das räumliche Fließverhalten im Be-
reich der Krümmungen und der Stromspaltungen
untersucht. Hohe Anforderungen auch an die Mo-
delltechnik wurden durch die unterschiedliche Sohl-
rauheit (Problembereiche am Domfelsen, Strom-
brücke, Herrenkrugfelsen) und die Geschiebever—
hältnisse mit den entsprechenden Auswirkungen
auf die Wasserspiegellagen gestellt.
Die Forschungsarbeit „Steuerung und Regelung von
Staustufenketten“ wurde durch weitere numerische
Simulationen, durch Naturmessungen und durch ein
physikalisches Modell intensiviert.
Der Schwerpunkt der Arbeiten des Fachbereichs
Wasserbau in Küstengewässern lag wiederum in
den wasserbaulichen Grundsatzuntersuchungen
zur Optimierung der in der Planung befindlichen
Ausbaumaßnahmen an den deutschen Seeschiff-
fahrtsstraßen der Nordsee (Unterems, Außenweser,
Tideelbe) und der Ostsee (SeekanaI/Unterwarnow
und Peenestrom). Es wurden neben umfangreichen
Naturmessungen vor allem hydraulische Aus-
schnitts- und Seegangsmodelle sowie hochauf-
lösende zwei— und dreidimensionale mathematische
Tide- und Strömungsmodelle eingesetzt.
Zur Untersuchung der Zufahrt zum Seehafen Ro-
stock wurde ein 3 700 m2 großes Modell im Maßstab
1 : 40 aufgebaut, in dem die von der Ostsee einlau—
fenden Windwellen und die von ein- und ausfahren—
den Schiffen erzeugten Wellen bzw. die Wirkungen
von Regelungsbauwerken untersucht werden.
lm Fachbereich Bautechnik standen Untersuchun-
gen zur Temperaturentwicklung in Massivbau-
werken großer Abmessungen, Bemessung von
schwimmenden Landebrücken und Instandset-
zungssysteme für Massivbauten im Vordergrund.
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Zur rationelleren Bauwerksinspektion wurden erste
Merkblätter erarbeitet. Insbesondere wurden Kanal-
brücken unter Schiffsstoßbeanspruchung unter—
sucht
Frühere Lastansätze zwischen 0,1 MN und 0,3 MN
müssen bei Berücksichtigung der Entwicklung zu
größeren Schiffseinheiten (Großmotorgüterschiffe
und Schubverbände) offensichtlich als zu niedrig
eingestuft werden. Die maximalen Stoßkräfte liegen
im Falle nahezu starrer Trogschrägen unter 1 MN,
allerdings treten rechnerisch auch bis zu 50%
höhere Kraftspitzen auf. Bei senkrechten Trogwän—
den wird im Kollisionsfall das Schiff einen kurzfristi-
gen Ouerimpuls mit entsprechend höheren Stoß-
kräften erhalten. Zum Beispiel bei einem Groß—
motorschiff mit 2,80m Abladung und einer Ge—
schwindigkeit von 10 km/h sind bei einem Kurs-
winkel von 10° Stoßkräfte von 5 MN zu erwarten, die
von den Trogwänden nicht abgetragen werden kön-
nen. Aus diesem Grund wurden erstmals für die bei-
den Kanalbrücken bei Minden (vgl. Abschnitt 4.3.3)
und Magdeburg (vgl. Abschnitt 4.3.1) entspre-
chende Leitwerke aus einem biegesteifen Stahlträ-
gerrost mit Gleitleisten, der an Gummifendern gela-
gert ist, entwickelt. Durch derartige nachgiebige
Konstruktionen Iäßt sich der Kollisionsvorgang ver-
längern und die Stoßkräfte werden stark reduziert.
Ein beachtlicher Teil der Arbeiten des Fachbereichs
Geotechnik lag wiederum in den Nachsorgemaß-
nahmen an den Dammstrecken aller Wasser-
straßen, wobei Fragen des Bewuchses eine beson-
dere Rolle spielten. Die Erarbeitung europäischer
Normen und die Umstellung des bisherigen Sicher-
heitskonzeptes im Erd— und Grundbau auf das
zukünftige, auf Versagenswahrscheinlichkeiten ba-
sierende, probabilistische Konzept wurde fortge-
setzt. Weiterhin wurden die Auswirkungen des
Schiffsstosses auf Erdkörper durch Modellversuche
untersucht.
Auf dem Gebiet der Informationstechnik ergeben
sich mit dem geplanten übergreifenden Wasser-
straßen—Geoinformationssystem (WAGIS) rich-
tungsweisende Veränderungen: Mit WAGIS sollen
in der WSV künftig der digitale Kartenbestand und
die wesentlichen fachlichen Grundlagendaten wie
geodätische Basisdaten, Peildaten, Wasserstraßen-
daten und hydrologische Daten miteinander ver-
knüpfbar - mit einheitlicher Benutzeroberfläche - zur
Verfügung stehen. Das Informationssystem soll dar-
über hinaus fachspezifische Methoden als funktio-
nale Komponenten zur Nutzung dieser Grundlagen-
daten bereitstellen.
Am 1. Juli 1994 wurde die Zentralstelle für Schiffs-
und Maschinentechnik - bisher Sonderstelle bei der
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Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nord — als Abtei-
lung „Maschinenwesen“ mit den Referaten „Wasser-
fahrzeuge“ und „Landanlagen“ in die BAW einge-
gliedert. Mit der Zusammenfassung von Fachstellen
mit zentralen, nichtministeriellen Aufgaben und ein—
heitlicher Anbindung an bestehende Oberbehörden
sind neben größerer Effizienz zusätzliche Synergie—
effekte zu erwarten.
BfG
Die BfG ist in die Abteilungen qualitative und quanti-
tative Gewässerkunde, Ökologie und Zentrale Dien-
ste gegliedert. Die Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten sind u. a. in den Abschnitten 4.6 und 4.7
beschneben.
SV
Als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV im
Schiffahrtszeichenwesen dient das Seezeichenver-
suchsfeld in Koblenz der Betreuung von Verkehrssi-
cherungssystemen sowie der Forschung, Entwick-
lung und Prüfung von Verfahren, Anlagen und Gerä-
ten zur Sicherung des Schiffsverkehrs auf den Bun-
deswasserstraßen und der Hohen See. Im Rahmen
laufender Systemverbesserungen sind die Vorberei-
tungen für ein Forschungsvorhaben über die Ver-
wendung von Radiotranspondern zur automati-
schen Schiffsidentifizierung und Schiffsabfrage ab-
geschlossen. Die Ergebnisse der Systemerprobung
werden Anfgang 1995 vorliegen.
4.12 Bautechnische Grundsätze, Bauordnungswesen
Die WSV ist nach dem Bundeswasserstraßenge-
setz dafür verantwortlich, daß die bundeseigenen
Schiffahrtsanlagen und Schiffahrtszeichen sowie
die wasserbaulichen Anlagen allen Anforderungen
der Sicherheit und Ordnung genügen. Behördlicher
Genehmigungen, Erlaubnisse und Abnahmen be-
darf es nicht.
Vor dem Hintergrund dieser Verantwortlichkeit wer—
den technische Regelwerke, wie Normen, Richtli-
nien usw. eingeführt und fortgeschrieben, die für
den Ausbau und den Neubau sowie für die Be-
standserhaltung der Bundeswasserstraßen zu be—
achten sind.
Im Rahmen der Harmonisierung europäischer tech-
nischer Spezifikationen hat die EG per Ratsrichtlinie
ein Informationsverfahren verabschiedet, das alle
Mitgliedstaaten verpflichtet, Entwürfe technischer
Vorschriften vor ihrer Einführung zu notifizieren. Ziel
ist es, den freien Warenverkehr in der Gemeinschaft
sicherzustellen und Handelshemmnisse technischer
Art abzubauen bzw. auszuschließen. Deshalb wer-
den auch neue oder fortgeschriebene technische
Vorschriften für den Verkehrswasserbau zur Notifi-
zierung an die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften nach Brüssel übersandt. So können
Anregungen und Bemerkungen der Mitgliedstaaten
vor Einführung der technischen Vorschriften in der
WSV berücksichtigt werden.
Das Europäische Normungsinstitut CEN forciert im
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt die Er-
arbeitung EurOpäischer Normen. Die Normungsar-
beit der technischen Ausschüsse für Wasserbau-
steine und für Geotextilien und verwandte Produkte
sind für den Verkehrswasserbau von besonderem
Interesse. Entsprechend der Ratsrichtlinie der EG
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte hat
die Kommission die Grundlagendokumente als Aus-
gangspunkt und Rahmen für die Erstellung der Pro-
duktspezifikationen verabschiedet. Nunmehr wer-
den von den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union — unter Mitwirkung des BVM auch für den Ge-
schäftsbereich der Wasser— und Schiffahrtsverwal-
tung — die Mandatsbeiträge zur Erarbeitung von har-
monisierten Normen oder Leitlinien für europäische
technische Zulassungen aufgestellt.
4.13 Verdingungswesen
Nach dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar—
samkeit werden in der Wasser- und Schiffahrtsver—
waltung Leistungen und Lieferungen nach einheitli-
chen Grundsätzen im Wege des Wettbewerbs ver-
geben. Hierfür maßgebliche Regelwerke sind die
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und
die Verdingungsordnung für Leistungen — ausge-
nommen Bauleistungen — (VOL). Sie sind zusam-
men mit ergänzenden Richtlinien des Bundes einge-
führt.
Das Vergabewesen wird verstärkt durch die Eu—
ropäische Union (EU) beeinflußt. Eines ihrer Ziele
ist die Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun-
gen für den ungehinderten grenzüberschreitenden
Austausch von Leistungen. Elemente und Instru—
mente hierfür sind Richtlinien der EG zur Koordinie-
rung der Bau-‚ Liefer- und Dienstleistungen ein-
schließlich deren Überwachung. Sie werden bzw.
sind entsprechend EG-Vertrag in nationales Ver-
gaberecht umgesetzt. Diese Einwirkungen auf die
nationale Vergabepraxis erzwingen deren ständige
Fortentwicklung.
Die Arbeiten in den Jahren 1993/1994 konzentrier-
ten sich auf die Mitarbeit an der Novellierung des
Haushaltsgrundsatzgesetzes sowie der Vergabe—
und der Nachprüfverordnung.
Zur Anwendung der nationalen Vorschriften und der
EG-Richtlinien wurden Vergabehandbücher
— für Bauleistungen — Wasserbau
— für Leistungen — ausgenommen Bauleistungen —
Wasserstraßen
— für Leistungen freiberuflich Tätiger — Wasser-
straßen
mit praxisgerechten Handlungsanweisungen erar-
beitet. Der im letztgenannten Handbuch geregelte
Bereich der Vergabe von Leistungen erhält zuneh-
mend Bedeutung. Die Vergabehandbücher werden
entsprechend den Erfordernissen laufend aktuali—
siert.
Die im Wasserbau anfallenden wesentlichen Bauar-
beiten sind in Leistungsbereiche gegliedert nach
vereinheitlichten Grundsätzen in Standardleistungs-
katalogen beschrieben. Wesentliche spezifische
Anforderungen sind in Zusätzlichen Technischen
Vertragsbedingungen verbindlich festgelegt. Das
auf diesen Grundsätzen basierende Standardwerk
wird auch von Vertretern der Länder sowie von Ver-
bänden entsprechend der aktuellen Entwicklung an-
gepaßt
4.14 Wasserwegerecht
Die Richtlinien für das Planfeststellungsverfahren
zum Ausbau oder Neubau von Bundeswasser—
straßen wurden grundlegend überarbeitet. Die Än-
derungen und Ergänzungen waren im wesentlichen
durch den Erlaß des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung und dadurch bedingt, daß Plan-
feststellungsverfahren nunmehr einheitlich nach
den Regelungen des Verwaltungsverfahrensgeset—
zes durchzuführen sind.
Das Gesetz zur Vereinfachung der Planungsverfah-
ren für Verkehrswege (Planungsvereinfachungsge-
setz) vom 17. Dezember 1993 wurde verkündet.
Das Gesetz sieht insbesondere vor:
— Einführung von Fristen für Behörden und Kom-
munen im Raumordnungsverfahren und im Plan-
feststellungsverfahren,
— Gleichstellung der Plangenehmigung mit der
Planfeststellung im Hinblick auf die Konzentrati-
onswirkung,
— vorzeitige Besitzeinweisung in Grundstücke, die
für den Bau oder Ausbau von Verkehrswegen
benötigt werden.
Damit gelten die wesentlichen Bestimmungen des
Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes
auch in den alten Bundesländern.
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Der Referentenentwurf eines Gesetzes über den
Ausbau der Bundeswasserstraßen wurde erarbei-
tet. Damit soll der Bedarf zum Ausbau des Bundes-
wasserstraßennetzes künftig durch Gesetz festge-
legt werden, wie es beim Bundesfernstraßen- und
Schienenwegeausbau bereits der Fall ist. Der Aus-
bau erfolgt nach einem in Dringlichkeitsstufen ge-
gliederten Bedarfsplan.
Durch die Verordnung über den Übergang einer
Teilstrecke der Bundeswasserstraße Schwinge auf
die Stadt Stade vom 3. November 1994 ist die Teil-
strecke der Schwinge von der Fußgängerbrücke un-
terhalb der Güldensternbastion bis zur Nordkante
der Salztorschleuse in Stade auf die Stadt überge—
gangen.
lVIit Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens der
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (SRÜ)
hat die Bundesrepublik Deutschland in ihrer aus-
schließlichen Wirtschaftszone souveräne Rechte
hinsichtlich der Energieerzeugung aus Wasser,
Strömung und Wind. Artikel 1 des Gesetzes zur
Ausführung dieses Seerechtsübereinkommens so-
wie des Übereinkommens vom 29. Juli 1994 zur
Durchführung des Teils XI des Seerechtsüberein—
kommens ermächtigt deshalb das Bundesministe—
rium für Verkehr, Voraussetzungen und Verfahren
für die Prüfung, Zulassung und ÜbenNachung von
Anlagen einschließlich Bauwerken und künstlichen
Inseln seewärts der Begrenzung des Küstenmeeres
zu regeln. Der entsprechende Referentenentwurf ei-
ner Verordnung über'Anlagen zur Energieerzeu—
gung aus Wasser, Strömung und Wind im Bereich
der ausschließlichen Wirtschaftszone der Bundes-
republik Deutschland wurde erarbeitet.
Das bilaterale Abkommen zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und dem Königreich Norwegen
über den Transport von Gas durch eine Rohrleitung
(Europipe) vom norwegischen Festlandsockel über
den deutschen Festlandsockel in das deutsche Ho-
heitsgebiet wurde unter lVIitwirkung des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr unterzeichnet, die erforderli-
chen Genehmigungen für den Bau der Leitung wur-
den seitens der Bundesverkehrsverwaltung erteilt.
Das deutsch-norwegische Europipe-Abkommen ist
am 29. November 1994 in Kraft getreten.
Weiterhin wurden Nutzungsbefugnisse der Länder
und Dritter an den Seewasserstraßen geregelt. Es
wurden die Voraussetzungen festgelegt, unter de-
nen die Länder das Eigentum des Bundes an den
Seewasserstraßen und an den angrenzenden Mün-
dungstrichtern der Binnenwasserstraßen unentgelt-
lich nutzen oder diese Nutzung auf Dritte übertragen
können.
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5. Internationale Zusammen-
arbeH
5.1 Europäische Gemeinschaften (EGI/Europäische
Union (EU)
Im Rahmen der Arbeiten der EG wurden 1993 und
1994 eine Reihe von Fragen behandelt, die die Bin-
nenschiffahrt betreffen. Von Bedeutung sind dabei:
— Maßnahmen zur Strukturbereinigung
Seit Neueröffnung der Abwrackaktion durch die EG-
Verordnung 3690/92, die am 1. Januar 1993 in Kraft
trat, ist eine große Anzahl von Güterschiffen aller
Gattungen zur Abwrackung angemeldet worden.
Die Genehmigung der Abwrackung und die Auszah-
lung der Prämien erfolgt entsprechend den vorhan—
denen Finanzmitteln.
Dieser neuerliche Ansatz zur Anpassung der eu—
ropäischen Binnenschiffsflotte an die strukturellen
Veränderungen des Schiffahrtsmarktes kann jedoch
nur Bestand haben, wenn der Neuzugang von
Schiffsraum zum Markt durch die Fortführung der
sogenannten Alt-für-Neu-Regelung weiterhin er—
schwert wird. Um das angestrebte Ziel nicht zu ge-
fährden, ist deshalb mit Zustimmung aller beteiligten
EU—Mitgliedstaaten diese Regelung, die zunächst
bis April 1994 befristet war, durch EG-Verordnung
844/94 vom 12. April 1994 um weitere 5 Jahre ver-
längert worden. Um darüber hinaus auch die Wirk-
samkeit dieses Instrumentes zu verbessern, wurde
die Alt-für-Neu—Regelung mit EG-Verordnung Nr.
2812/94 vom 18. November 1994 verschärft durch
Erhöhung des Anrechnungsfaktors für die abzu-
wrackende alte Tonnage von bisher 1 : 1 auf nun-
mehr 1,5 : 1.
Zu dauerhafter Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit
der Binnenschiffahrt sind nach einer entsprechen-
den, unter deutscher Präsidentschaft gefaßten Ent-
schließung des Rates der EU im Oktober 1994 aller-
dings neue, umfassende Strukturbereinigungsmaß-
nahmen erforderlich. In Ermangelung ausreichen-
der Finanzmittel aus der Iaufenden Abwrackaktion
wurde 1994 ein erster Schritt zu beschleunigter Be-
seitigung der Überkapazität durch Bereitstellung na-
tionaler Haushaltsmittel durch die betroffenen Mit-
gliedstaaten zum Abbau der Abwrack-Warteliste
vollzogen. Diese Aktion ist inzwischen durch EG-
Verordnung Nr. 3039/94 vom 14. Dezember 1994
umgesetzt. Eine weitere konzertierte EU-Sonderak-
tion zum Abbau von Überkapazitäten mit nationalen
Haushaltsmitteln ist von der Bundesregierung ange-
regt und die Diskussion hierüber von der EG—Kom-
mission aufgenommen. Vorschläge zu weitergehen-
der Verbesserung der Strukturbereinigung werden
von einem für 1995 angekündigten neuen Bericht
der EG—Kommission zur künftigen Marktstruktur in
der Binnenschiffahrt erwartet.
Aufgrund seines EU—Beitritts nimmt Österreich auf
der Grundlage einer Übergangsregelung (EG-Ver-
ordnung Nr. 3314/94 vom 22. Dezember 1994) seit
dem 1. Januar 1995 an dieser gemeinschaftlichen
Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt teil.
— Mandat der Kommission zum Abschluß eines
Multilateralen Binnenschiffahrtsabkommens mit
Drittstaaten
Seit der Mandatserteilung durch den Rat an die
Kommission der EG Ende des Jahres 1992 haben
zwei exploratorische Gesprächsrunden mit den Do-
nauanliegerstaaten sowie Polen und der Tschechi—
schen Republik stattgefunden.
Der deutschen Binnenschiffahrt drohen erhebliche
Marktanteilsverluste, wenn — wie von der EG-Kom-
mission beabsichtigt — im bilateralen Verkehr zwi-
schen den EU-Staaten und den Drittstaaten ein völ-
lig freier Marktzugang und freie Preise eingeführt
werden. Dies ist in der derzeit schwierigen wirt-
schaftlichen Situation der deutschen Binnenschiff-
fahrt nicht vertretbar.
Die deutsche Seite wird alle Anstrengungen unter-
nehmen, um in der EU die Position der deutschen
Binnenschiffahrt sicherzustellen.
— Umsatzbesteuerung bei grenzüberschreitender
Personenbeförderung
Die EG-Kommission hat aus einem schon länger
vorliegenden Arbeitspapier einen Verordnungsent-
wurf erarbeitet. Ziel ist es, die Umsatzbesteuerung
jeweils nur einmal, und zwar am Ausgangspunkt der
Reise, vorzunehmen. Diese Neuerung hätte starke
Auswirkungen auf die grenzüberschreitende deut-
sche Personenschiffahrt. Die Kommission wollte ur-
sprünglich die Diskussion um den Entwurf Ende
1993 abschließen. Es zeigte sich jedoch, daß die
unterschiedlichen Standpunkte der Mitgliedstaaten
zu dieser Frage einen Abschluß der Gespräche in
dem vorgenannten Zeitraum nicht zuließen.
— Transeuropäisches Binnenwasserstraßennetz
Am 29. Oktober 1993 hat der Rat der Europäischen
Gemeinschaften eine „Entscheidung über die Ent-
wicklung eines transeuropäischen Binnenwasser-
straßennetzes“ erlassen. Die Entscheidung hebt die
Binnenschiffahrt als kostengünstigen, umweltver-
träglichen und energiesparenden Verkehrsträger
hervor und hat ein Leitschema über die vorrangigen
Vorhaben eines transeurOpäischen Wasserstraßen-
netzes zum Inhalt, deren Wirtschaftlichkeit jedoch
bisher nur für einige Projekte nachgewiesen ist. Die
im Leitschema aufgeführten Maßnahmen der Bun-
desrepublik Deutschland sind Bestandteil des Bun-
desverkehrswegeplanes ‘92, dem entsprechende
Nachweise der gesamtwirtschaftlichen Effektivität
zugrunde liegen. Das ebenfalls im Leitschema als
mögliches Vorhaben enthaltene Projekt „Verbin-
dung Twente-Kanal—Mittellandkanal“ wurde in den
Jahren 1993/94 gemeinsam von Deutschland und
den Niederlanden, mit Unterstützung der EG—Kom-
mission, hinsichtlich seiner Wirtschaftlichkeit unter-
sucht. Dabei hat sich ein ungünstiges gesamtwirt-
schaftliches Bewertungsergebnis herausgestellt.
Eine endgültige Entscheidung kann aber nur von
beiden Staaten gemeinsam getroffen werden. Damit
ist im Jahre 1995 zu rechnen.
5.2 Europäische Wirtschaftskommission der UNO (ECE)
lm Rahmen der Arbeiten der ECE wurden auch eine
Reihe von Binnenschiffahrtsfragen behandelt. Zum
Sachstand:
— Auf der Grundlage des am 1. Januar 1995 in Kraft
getretenen neuen ADNR will die ECE den Ent-
wurf eines „Europäischen Übereinkommens über
die Beförderung gefährlicher Güter auf Binnen-
wasserstraßen (ADN)“ im August 1995 fertigstel—
len.
Eine endgültige Entscheidung über den künftigen
Rechtsstatus des ADN hat der Binnenverkehrs—
ausschuß noch nicht fällen können, allerdings
sind Anzeichen für eine europäische Regelung zu
erkennen (wie von D gewünscht). Die ECE, ZKR
und Donaukommission sollen zusammen einen
entsprechenden Entwurf ausarbeiten.
— Das Abschlußdokument einer Studie zur Donau-
Oder-Elbe-Verbindung wurde vorgelegt. Auch
wenn die Wirtschaftlichkeit einer derartigen Ver-
bindung von der Mehrzahl der Staaten bejaht
wurde, so ist die Finanzierung äußerst fraglich.
— Die Diskussion zu dem Übereinkommen über die
Einführung einer Haftungsbeschränkung für Eig-
ner von Binnenschiffen (CLN) brachte keine Fort-
schritte. Zunächst soll das Inkrafttreten des
Straßburger Abkommens über die Beschränkung
der Haftung in der Binnenschiffahrt (CLNl), das
von den Rheinanliegerstaaten erarbeitet wurde,
abgewartet werden. Erst dann werden die Arbei-
ten am CLN fortgesetzt.
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— Das von der Hauptarbeitsgruppe Binnenschiffahrt
der ECE am 12. November 1992 als Resolution
Nr. 30 beschlossene neue Klassifizierungssy-
stem für die europäischen Binnenwasserstraßen
wurde 1993 in der Wasser- und Schiffahrtsver—
waltung eingeführt (Anlage 5).
— im Jahre 1994 wurden von der Hauptarbeits-
gruppe Binnenschiffahrt der ECE
* eine Karte der europäischen Binnenschiffahrts-
straßen nach dem neuen Klassifizierungssy-
stem,
* der Entwurf eines Weißbuches über Entwicklun-
gen in der Binnenschiffahrt und ihrer Infrastruk-
tur sowie
* der Entwurf eines Übereinkommens über ein
europäisches Binnenschiffahrtsstraßennetz
erarbeitet.
5.3 Stromkommissionen
— Zentralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR)
Die ZKR hielt in den Jahren 1993 und 1994 vier or-
dentliche Sitzungen in Straßburg unter dem Vorsitz
der französischen Delegation ab.
Zur wirtschaftlichen Lage der Rheinschiffahrt wurde
auch 1993 noch ein weiterer Rückgang der Beförde-
rungsmenge gegenüber dem Vorjahr festgestellt.
insgesamt sind die Frachten auf ein wirtschaftlich
nicht mehr auskömmliches Niveau abgesunken.
Das gilt, trotz wieder steigender Transportnach-
flage,auchfür1994.
Trotz des Abbaus von altem Laderaum im Rahmen
der Strukturbereinigung hat sich der Konkurrenz-
kampf verschärft. Das ist darauf zurückzuführen,
daß gleichzeitig neuer Schiffsraum in Betrieb ge-
nommen wurde und dies bei nicht ausreichendem
Beförderungsangebot. Die positiven Auswirkungen
der Sanierungsmaßnahmen für die Rheinschiffahrt
wurden damit wieder aufgehoben.
Weiter beschloß die ZKR eine neue Fassung der
Rheinschiffahrtspolizeiverordnung, die am 1. Januar
1995 in Kraft getreten ist. Sie enthält neben zahlrei—
chen kleinen Verbesserungen und Anpassungen an
die Verkehrsverhältnisse auf dem Rhein die allge-
meine Einführung der Sprechfunkpflicht bereits ab
1995 für Schiffe mit gefährlichen Gütern und Schub-
verbänden und ab 1998 für die gesamte Flotte.
Außerdem führt sie auf dem gesamten Rhein eine
54
Meldepflicht für Schiffe ein, die ADNR-Güter beför- I
dern.
Auch die Revisionsarbeiten an der Verordnung über
die Beförderung gefährlicher Güter auf dem Rhein
(ADNR) wurden nach mehrjähriger Arbeit abge—
schlossen. Der Text der revidierten Verordnung
wurde von der ZKR gebilligt. Nach Klärung einiger
noch offener Fragen ist die revidierte ADNR zwi—
schenzeitlich am 1. Januar 1995 in Kraft gesetzt
worden.
Mit Bedauern nahm die ZKR von dem Austritt Groß-
britanniens zum Ende des Jahres 1993 aus der Re-
vidierten Rheinschiffahrtsakte und aus der Zentral-
kommission Kenntnis und stellte das Einverständnis
der übrigen Vertragsparteien hiermit fest.
— Moselkommission
Die Moselkommission tagte in den Jahren 1993 und
1994 jeweils im Mai und November in Trier. Den
Vorsitz hatte im Jahre 1993 die deutsche und im
Jahre 1994 die französische Delegation.
Im Rahmen ihrer tariflichen Zuständigkeit beschloß
die Kommission die Beibehaltung der aktuellen Ta-
rifsätze für die Schiffahrtsabgaben auf der Mosel
und nahm eine Regelung in den Abgabentarif auf,
wonach bei unvorhersehbaren Sperrungen der
Wasserstraße die entrichteten Schiffahrtsabgaben
auf Antrag ganz oder teilweise zurückerstattet wer-
den.
In Wahrnehmung ihrer Zuständigkeit für Fragen der
Schiffahrtspolizei legte die Kommission höchst—
zulässige Fahrgeschwindigkeiten auf der Mosel fest
und beschloß weiter eine Reihe von Änderungen
bezüglich der Vorschriften über Bau, Ausrüstung
und Besatzung der Fahrzeuge.
Was den aktuellen Stand der Fahrrinnenvertiefung
der Mosel betrifft, so nahm die Kommission zur
Kenntnis, daß dieses zwischen den drei Anrainer-
staaten abgestimmte Ausbauvorhaben gemäß den
derzeitigen Planungsvorstellungen aller Voraussicht
nach Ende 1997 abgeschlossen sein wird.
Die Revision der Moselschiffahrtspolizeiverordnung
zur Anpassung an die auf dem Rhein geltenden Vor-
schriften ist soweit fortgeschritten, daß die Neufas-
sung voraussichtlich am 1. Juli 1995 in Kraft treten
kann.
— Donaukommission
Die Donaukommission traf bei ihren Plenarsitzun—
gen 1993 und 1994 eine Vielzahl von Entschließun-
gen und Entscheidungen. Die wichtigsten sind
nachfolgend genannt:
Es wurde beschlossen, für Schiffe, die die Donau
befahren, ein neues Schiffsattest einzuführen.
Grundlage des Attests sind die von der Wirtschafts-
kommission für Europa (ECE) getroffenen Regelun-
gen. An die Donaustaaten wurde dabei die Bitte ge—
richtet, das neue Attest baldmöglichst einzuführen.
Für einen Zeitraum von fünf Jahren, vom Tage der
Einführung gerechnet, sollen die bisherige Form des
Attests und die neue Form nebeneinander gelten.
Des weiteren wurden die Empfehlungen über die
Vereinheitlichung der Zollregeln auf der Donau ver-
abschiedet, mit der Bitte an die Donaustaaten, diese
neuen Regelungen möglichst schnell einzuführen.
Verabschiedet wurden darüber hinaus die Empfeh-
lungen über die Anwendung des Systems INMAR-
SAT-C sowie über die Erteilung von Funkpatenten.
Die Delegierten führten einen Gedankenaustausch
über eine Modifikation der Belgrader Akte von 1948.
Vor allem wegen der Verbindung des Donau- mit
dem Rheinregime, der politischen Änderungen in
Europa und der zu erwartenden Verkehrssteigerun-
gen auf den großen Binnenwasserstraßen wird eine
Modernisierung der Donauakte für notwendig erach-
tet.
Zum Schluß nahm die Kommission Kenntnis von ei—
ner Reihe von Informationen über
— die Verhältnisse der Schiffbarkeit auf der Donau,
— die Durchführung des Plans der großen Arbeiten
von 1981 bis 1990,
— Fragen der Hydrometeorologie und der Statistik.
5.4 Ost-West-Binnenschiffahrt
Bilaterale Verträge
a) Polen
Nach Abschluß der innerstaatlichen Ratifikations-
verfahren in beiden Ländern trat das deutsch-pol-
nische Binnenschiffahrtsabkommen am 1. No-
vember 1993 in Kraft. Das Abkommen entspricht
in seinem Aufbau und Inhalt weitgehend denjeni-
gen Binnenschiffahrtsabkommen, die zwischen
Deutschland und den Donauanliegerstaaten be-
reits existieren.
Der Gemischte Binnenschiffahrtsausschuß, in-
stalliert bereits nach der Zeichnung des Abkom-
mens im Jahr 1991, hat einen Frachtentarif für
den Wechselverkehr zwischen Deutschland und
Polen fertiggestellt. Er trat zu Beginn des Jahres
1994 in Kraft.
Einer endgültigen praktischen Regelung bedarf
noch die im Vertrag vorgesehene hälftige Auftei-
lung der Ladung zwischen den Binnenschiffen
beider Länder. Der von der deutschen Schiffahrt
abgefahrene Anteil des Transportaufkommens
im deutsch-polnischen Wechselverkehr ent-
spricht bei weitem noch nicht den vertraglich fest—
gelegten Kriterien. Maßnahmen zur Verbesse-
rung der deutschen Ladungsmenge sind jedoch
bereits eingeleitet.
b) Rumänien
Das deutsch-rumänische Binnenschiffahrtsab-
kommen trat im Juni 1993 in Kraft. Im gleichen
Jahr wurde auch eine Sitzung des Gemischten
Binnenschiffahrtsausschusses durchgeführt. Da-
bei wurde ein Tarif für den deutsch-rumänischen
Wechselverkehr auf Binnenwasserstraßen be-
schlossen, der kurz darauf in Kraft gesetzt wer-
den konnte.
Aufgrund der Jugoslawien—Krise ist die Durch-
führung des Abkommens mit Rumänien aufs
äußerste erschwert. Im Jahr 1993 war es nur ei—
ner handvoll rumänischer Schiffe möglich, mit La-
dung deutsche Häfen zu erreichen, während
deutsche Schiffe keine Fahrten nach Rumänien
durchführen konnten.
c) Tschechische Republik/Slowakische Republik
Nach der Teilung der Tschechoslowakei in die
Tschechische und die Slowakische Republik mit
Datum vom 1. Januar 1993 erklärten beide Staa-
ten, daß das mit der früheren Tschechoslowakei
im Jahr 1988 geschlossene Binnenschiffahrtsab—
kommen für jeden der beiden Nachfolgestaaten
weitergelten soll.
Im Jahr 1993 wurde Ietztmalig eine gemeinsame
Sitzung des Gemischten Ausschusses in Prag
durchgeführt, wobei der deutschen Delegation
bereits zwei selbständige Partner, die tschechi—
sche und die slowakische Delegation, gegenü-
bersaßen. Ab 1994 wurde die Trennung der Aus-
schüsse vollzogen und es wurde ein deutsch-
tschechischer sowie ein deutsch-slowakischer
Gemischter Ausschuß eingerichtet.
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d) Ukraine
Das im Jahr 1992 abgeschlossene deutsch-
ukrainische Abkommen über die Binnenschiffahrt
trat am 1. Juli 1994 in Kraft. Eine erste Sitzung
des Gemischten Binnenschiffahrtsausschusses
wurde durchgeführt. Die Ausfüllung des Abkom-
mens ist wegen der Jugoslawienkrise bisher
kaum möglich.
5.5 Internationale Übereinkommen
Helsinki—Übereinkommen
Der Ausschuß „Bekämpfung von Meeresverschmut-
zungen“ befaßte sich auf seinen Sitzungen vom 25.
bis 29. Oktober 1993 in Klaipeda (Litauen) und vom
7. bis 11. November 1994 in Helsinki u. a. erneut mit
der Unterstützung der baltischen Staaten auf die-
sem Gebiet. Die im Vorjahr eingeleiteten Aktivitäten,
an denen sich auch Deutschland beteiligte, waren
erfolgreich und sollen fortgesetzt werden. Die deut—
sche Delegation präsentierte eine Auswertung der
Ölverschmutzungsberichte 1988 — 1992 sowie einen
Leitfaden zur Anwendung der Helcom-Empfehlung
11/13 über die Entwicklung der nationalen Kapazitä—
ten zur Bekämpfung von Öl und anderen Schad-
stoffverschmutzungen. Beide Papiere wurden be-
stätigt.
Bonn-Übereinkommen
Nachdem die am 22. September 1989 beschlosse-
nen Änderungen des Übereinkommens zur Zusam—
menarbeit bei der Bekämpfung der Verschmutzung
der Nordsee durch Öl und andere Schadstoffe
(Bonn-Übereinkommen) von allen Vertragsparteien
genehmigt worden waren, traten diese nunmehr am
1. April 1994 in Kraft. Damit wird die Zusammenar—
beit der Nordseeanliegerstaaten auf die Überwa-
chung der Nordsee zur Feststellung von Verschmut-
zungen und zur Verhinderung illegaler Einleitungen
ausgedehnt. ln der Praxis wird bereits seit mehreren
Jahren nach diesen Regelungen verfahren.
Die Vertragsparteien kamen vom 7. bis 10. Septem—
ber 1993 in Oslo und vom 19. bis 21. September
1994 in Malmö unter deutschem Vorsitz zu ihrer
fünften und sechsten Sitzung zusammen. Die Tech-
nische Arbeitsgruppe OTSOPA tagte vom 25. bis
28. Mai 1993 in Tonsberg (Norwegen) und vom
3. bis 6. Mai 1994 in Cuxhaven.
Wichtigstes Ergebnis der Zusammenarbeit war die
Verabschiedung eines Handbuches „Beweissiche—
rung über das Einleiten von Öl durch Schiffe“. Die-
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ses Handbuch war in mehrjähriger Arbeit durch die
Technische Arbeitsgruppe OTSOPA erstellt wor-
den. Es erläutert die Methoden zur Identifizierung
von Ölverschmutzungen und deren Verursachern
und richtet sich vor allem an die Strafverfolgungs-
behörden und Gerichte. Die englische Ausgabe liegt
mittlerweile vor; deutsche, französische und spani—
sche Übersetzungen werden 1995 erscheinen.
Deutsch-niederländische Emskommission
lm Emsmündungsgebiet gibt es zwischen der Bun—
desrepublik Deutschland und den Niederlanden
keine einvernehmliche Regelung über die Staats-
grenze. Unter Ausklammerung der Grenzfrage ver-
pflichten sich beide Staaten im Ems-Dollart—Vertrag
vom 8. April 1960, im Geiste guter Nachbarschaft
zusammenzuarbeiten, um eine den jeweiligen Erfor—
dernissen entsprechende seewärtige Verbindung
ihrer Häfen zu gewährleisten.
Vertragsgemäß ist eine ständige deutsch-niederlän—
dische Emskommission eingesetzt, die u. a. Fragen
auf dem Gebiet des Wasserbaus, der Seezeichen,
der Strompolizei, der Vermessungen und hydrologi-
schen Untersuchungen behandelt. Sie hat den Be-
gierungen Empfehlungen vorzulegen und Gutach-
ten zu erstatten. ‚
Die ständige deutsch-niederländische Emskommis-
sion trat am 6. Oktober 1993 in Emden zu ihrer
33. Sitzung und am 6. Oktober 1994 in Eemshaven
zu ihrer 34. Sitzung zusammen.
Neben der Behandlung wiederkehrender Themen
wie
— Fahrwasserverhältnisse und -baggerungen‚
— Baggergutqualität und -unterbringung,
— hydrologische Messungen und Untersuchungen,
— Schiffahrtszeichenwesen
sowie der Beratung laufender wasser- und strompo-
lizeilicher Maßnahmen im Vertragsgebiet, z. B. die
Erweiterung des EPON-Kraftwerks am Eemsha-
ven,
Soleeinleitungen,
Gasleitungen,
Sandgewinnung im Ems—Dollart-Ästuar,
wurden Sachstandsberichte erörtert, u. a. über
— die Planungen des Landes Niedersachsen für ei-
nen Vorhafen auf dem Rysumer Nacken,
— den Ausbau des Außenhafens Delfzijl,
— die künftige Wahrnehmung des Gewässer- und
Naturschutzes im Ems-Dollart-Gebiet.
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Anlage 4
Bundeswasserstraßen in Berlin und Umgebung
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Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
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—-_ Grenze zwischen Wasser-und Schifiahrtsdirekticnen
* Grenze zwischen 1iI'Iiasser- und Schiffahrtsämtern
Mannheim <> Sitz eines Wasser- und Schiffahrtsamtes u.dgl.
Vertrieb: Drucksachensteile der Wasser- und Sehifiahrtsverwaltung des Bundes bei der
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Anlage 7
Anteil der Hauptverkehrsträger
am binnenländ'schen G"t f k h
Angaben
in %
100
1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990
1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 * 1992 19933}
Verkehrsträger Mrd ‘16 Mrd 96 Mrd % Mrd % Mrd % Mrd % Mrd % Mrd % Mrd %
tkm tkm ‘tkm tkm tkm tkm tkm tkm tkm
Binnenschiffehr1 48,2 22,7 52,2 24,1 49,7 22,9 52,9 23,3 54,0 22,5 54,8 21,9 54,6 18,6 57,2 19,4 55,5 19,3
Eisenbahn] 64,0 30,1 60,6 27,9 59,1 27,1 60,0 26,4 62,1 26,0 61,8 24,7 81,1 27,6 68,4 23,1 62,6 21,8
LKW Fernverkehr“ 91,6 43,1 95.9 44,2 99,9 46,0 106,2 46,8 113,4 47,4 120,4 48,1 144,3 49,1 156,1 52,8 155,8 54,1
Rohölfernleitunger?’ 8,7 4,1 8,2 3,8 8‚7 4,0 7,9 3,5 9,8 4.1 13,3 5,3 13,9 4,7 13,9 4,7 13,9 4:8
212,5 100,0 216,9 100,0 217,4 100,0 227,0 100,0 239,3 100,0 250,3 100,0 295,1 100,0 297,4 100 287,8 100
Quelle: Verkehr in Zahlen; KBAlStBA/ifo-Institut * ab 1991 eite und neue Bundesiänder
1) Effektiwtkm 2) Tarif-tkm 3) Vorläufige Zahlen
BMV BW 27 Bonn, 1994 H 28a
Bestand der Binnenflotte der Bundesrepublik Deutschland"
am 31.12.1993 und 31.12.1992
Anlage 8
31.12.1993 31.12.1992
Schiffsgattung _ Zu-lAb— v. H. der . _ v. H. der .
Anzahl fähIi-rigeit t nahme der Summe1—4 lefgglnebiw Anzahl fäÄi—riä t Summe1—4 ntnebiw
g Tragf. t in °/o aus Spalte 3 g g aus Spalte 8 els ung
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
1 Frachtmotorschiffe 2.064 2.210.618 — 2.45 64.84 937.161 2.118 2.266.227 66.10 960.300
davon:
1.1 Gütermotorschiffe (ohne 1.2) 1.623 1.580.442 — 2.13 46.36 653.233 1.662 1.614.767 47.10 667.187
1.2 Schub-Gütermotorschiffe 54 99.503 — 5.51 2.92 50.089 59 105.302 3.07 54.360
1.1 und 1.2 zusammen 1.677 1.679.945 — 2.33 49.28 703.322 1.721 1.720.069 50.17 721.547
1.3 Tankmotorsohiffe (ohne 1.4) 376 504.605 — 2.55 14.80 220.785 385 517.794 15.10 224.477
1.4 Schub-Tankmotorschiffe 11 26.068 — 8.10 0.76 13.054 12 28.364 0.83 14.276
1.3 und 1.4 zusammen 387 530.673 — 2.83 15.57 233.839 397 546.158 15.93 238.753
2 Schleppkähne 154 89.723 — 4.72 2.63 — 162 94.169 2.75 —
davon:
2.1 Güterschleppkähne und
Schub—Güterschleppkähne 136 83.184 — 3.67 2.44 — 141 86.349 2.52 —
2.2 Tankschleppkähne 18 6.539 — 16.38 0.19 — 21 7.820 0.23 —
3 Schubleichter 1.137 1.027.233 + 4.96 30.13 — 1.047 978.713 28.55 —
davon:
3.1 Güterschubleichter 1.090 962.060 + 5.30 28.22 — 1.001 913.640 26.65 —
3.2 Tankschubleichter 47 65.173 + 0.15 1.91 — 46 65.073 1.90 —
4 Trägerschiffsleichter 106 81.582 — 8.49 2.39 — 126 89.152 2.60 —
1 bis 4 Frachtschiffe zusammen 3.461 3.409.156 — 0.56 100 937.161 3.453 3.428.261 100 960.300
davon:
Gütersohiffe 3.009 2.806.771 —— 0.09 82.33 703.322 2.989 2.809.210 81.94 721.547
Tanksohiffe 452 602.385 — 2.69 17.67 233.839 464 619.051 18.06 238.753
5 Schuten 857 177.580 — 7.55 100 — 907 192.134 100 —
davon:
Hamburger Hafenschuten 685 137.833 — 0.17 77.62 — 701 138.073 71.86 —
v. H. der v. H. der
zu äfvil/IF 6 Spalte 6 Spalte 10
(kW) (kW)
6 Schubboote und
Schubschleppboote 310 — + 4.43 100 114.675 284 — 100 109.807
davon:
6.1 Schubboote 177 — + 4.02 64.50 73.965 165 — 64.76 71.110
6.2 Schubsohleppboote 133 — + 5.20 35.50 40.710 119 — 35.24 38.697
7 Schleppboote (ohne 6.2) 233 — — 1.69 100 47.024 240 — 100 47.834
8 Barkassen
(Schlepp- u. Personenbarkassen) 358 — + 4.43 100 31.448 353 — 100 30.113
9 Bunkerboote 105 14.735 + 0.74 100 12.775 103 14.519 100 12.680
davon:
9.1 Bunkerboote mit Antrieb 97 13.382 + 0.74 100 12.775 96 13.239 100 12.680
9.2 Bunkerboote ohne Antrieb 8 1.353 — — — 7 1.280 — —
Pers. Kap. Pers. Kap.
10 Fahrgastschiffe 827 224.144 + 1.45 100 169.693 795 220.947 100 163.423
davon:
Fahrgastschiffe auf
geschlossenen Gewässern 151 36.317 + 4.28 12.42 21.077 141 34.828 12.21 19.963
11 Binnenschiffe insgesamt: 6.151 6.135
* alte und neue Bundesländer
Quelle: Zentrale Binnenschiffs-Bestandskartei bei der WSD Südwest/Statistisches Bundesamt
FEmmmcmmmcomzmzflwbmmäncwQw>>5U_mn_mtmxmbcflmomöäcowcocsmmEFcN„0:930
>>v_3.2.5F_EcommmxämmmmFmEmFFFF:oFEQmVEoonaqomIgssommccon>>v_wvFF_EmFoogaqomcmFmIFF:o__m_m__:owc_mAm
>>2mFF.FNF25cmFammO‚mdFFEFoFF_comcmc_pm2mmEmn_mm5269:50266mm.FF_EmFoonFoxcsmmoccoF5mmF_EcoFFFcomxcE.mF5256:5026AN
22mmm.FNEscmFFBomom52FFEoFF_FFowcmc_„Fm2m9FFm„_Fm222228206m2QmEoEs22mFF.NFEsmm.mFFEF2085255FmoEo
mmmEmmcocmmmmömzwm6„5m.52mcocong..F.mc.=Cm__mFNcm5Ecmgmmc<o5anv9;Qmcco„>>2mdmUc:55.8F_E55509068550mNF5256:5856C.
#3mIIowm.FFF8282mmmm.Fmm28Sodommm322.3m8880.2%m83mäowm.FF„am:82.9.FmEm298m.
6mmmmoFmm62m8FF2omo.FmFmmFFFOFmqmmmm.F‚NEFFF
OFNFF+oFmIam:+I3dIIIIIINNNFImagIFF?I2mm?I22
Fmtm+IIES:Im9.?IOFmFIooF+0%.?+mFIätmI„F82Im2.?ImmF.mImmmemIFFmEFogcmäqäniw
mm+FIum+8Iw+omIF+am+mIm,IFImImIamI.Nä
mm3mmmmm3I83IIIIII8m.FmmwEFN22.mcfiwmmcFMmUFmsmmcFuFm:cwfimwwmfiwwmwfi SömII82mFaoFFIF5NFFFFFIFa:
IomFFFomFim?5mm:.._FF..„. mmmmmFmmFFIFmm
ImIFFF.NEF28manmmmFFFBFFmmmomwm mzmmmtQDVmacmmzNmmzmcom
mImmw.FIIIIIIIIm88mqmm22
8mIIFFFFB29IImFmdFImmmFIäoF3,5FmF.NF.mFF€224EmFFmä222%
mI„q„qNFIImImIFFm.NFE
momdIIIm32II5mmIII„83I3mmF.FFFEF.coä
FNIIImIImIIImIF‚N5.FF
mmmmmwmä_IiIIIIIImmo.mmmFFmm;22
„FotoII93mmmmäFIFFFFmmmFFImanIFNFFFommwogFFan:FEmmmmmEomcmmzm
mqFFmmmmäFIFmoFIoFImmFF.NEF.
8mmFmFmmmFIIIIIIIIam8m3mm2225m:55853„EmäFmä
mmFmIIoqmFmomFFIFFmmmF..FFvommmäIam?Fä33F‚am:-552‚mcäwmgöämz„.mmmmm
oFFFmm.„FFIIIFFIFF_o..FEF.m23:89mmcmmämgFmäm
mmFFFFF83IIIII_IINNNFESFmvmmFF22
mmmIImmm.m80%OFmFIFmFFNomm89m8mmFmFmFFFF53F‚am:Emaämmo233m5;
mFFmFF„FFomIFFFoFFFFmm.NFF<
A„6FmmFIIIIIIIIImmFomme226289655._FEFF93209355
0mmIImm;mmmFmIImmoFFmFFmFIOFoFmmmFm3.:F.FmEFm_tFF._mm__FFom23cmmciäää
FmImmmmIImFm‚IommF.NäEoäu
FFFFNmomF20mIIII_IIImmmFomFFF83mm2:22
FFm.mII8F.FFätmmFOFmFFFmmFNFFNmFmäw„Faun‚F588mm80.3.F„am:FEmmmmmEmmämnq
mF_mFm,„FF8FamIm:m„FFFF:Fom.Nä
FäommIIFmmF53mgm28m5805m5ommF33mänmmäFFFmwenn?FFFFFFFFFFFFan:man:.NF.FmEmEmmm
ammFoäqmmFomam;oNF„FF.Foo.FFmFF:NFmmmmmN3.F.Nä
„FFmFSmFmFFFoFmmFomFF.mmF
FmFFEomFoFoonmFoommmwmcomcoEEmmJNFmEo_mF_FmEoöEEomoccmäamEommFFEomFoFoEmFFEomFoFoEm
v.-cm5o--FmEObFEomCmc
cm5c:cm.mm -maEmu-%ao_commFoonnzcomFFmmtEomEomi-mFFEommmF...-VEE.55082.nUc:-550-2cmbbzcow‚xcmk-FmSObFEow2-550U..>UUFm.
mmommEd
mmmw25m...E_
_„EmEomFson.xFEäoovcsm‚..mUmFFozcocEm5UcomcsFoncmö>
A
nlage
8b55:50:„Boom..mqm0suchten.„9:5.co_._v_Q_UmtEotEom6::L332,6U_oo.mmbcsmman0c:._.__o\s._o>mtcctE0mUc:L833„0.09.9205003635„Qo_.tw>
DmNFmm87ccommN>>m22m
N02000—002
580.82383m:5o6.52686m098a
55062633:occoES„5e.
5.5oozoä„.EcwmocämongoäotoäggmnäcoämcgmmöEoN„96:9
oco—„30—Noop02:050..eng.„Ro—Nhopan:002000—32«00—coo—
SE5=3oEEog
„22065558ÜtExQQE9..o0:50OtEOmEOUI„l.2020.9:5590=E9:52:05:M
OtofitEOmcmccäcocoflsmo„an0:33.225
Anlage 9aSpezi ische Verkehrsleistung der deutschen Binnen-
Frachtschiffsflotle
Insgesamt innerhalb und außerhalb ' darunter Innerhalb des
Bundesgebletesdes Bundesgebletes
tkm/t
12000
4)
1970
3)
1 964
112)
1960 1974 1976 1978 1980 1982 19841972196819661962
Entwicklung der deutschen BInnen- Frachtschiflstlotte nach ““099 9b
Leistungen
1 Insgesamt Innerhalb und außerhalb “'"ll— darunter Innerhalb des
Bundesgebletesdes Bundesgebietes
1000 1km
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u 1962 1964 1966 1968 1970 1972 1974 1976 1978 1980 1982 1984 1986 1988 1990 1992960
I) ab 1960 einschI. Saarland 2) ab 1960 ohne Schuten und Lelchter 3) ab 1964 elnchl. Berlin (West) 4) ab
1970 ohne Flotte der ehem. DDR 5) ab 1992 eInschl. der neuen Bundesländer.
und Schlfiahrtsvemvaltung des Bundes bel derVertrieb: Drucksachenstelle der Wasser-
Wasser- und Schlffahrtsdlrektlon MItte, Postfach 6307. 30063 Hannover
BMV BW 27 Bonn, 1995 J öf
Entwicklung der deutschen Binnen-Frachtschiffsflotte
nach Tragfähigkeit und Leistung
Anlage 9c
tkm-Leistungen Spez. Lstg. je t Tragfähigkeit
ins esamt darunter .. . . ins esamt darunter
Jahr innerhalb und innerhalb Tragfahlgkelt innerghalb und innerhalb
außerhalb des des außerhalb des des
Bundesgebietes Bundesgebietes Bundesgebietes Bundesgebietes
Mill. tkm t - tkm/t
1 2 3 4 5 6
1955 20.682,0 18.025,4 4.014.479 5.151,0 4.490,0
1956 23.476,2 20.210,2 4.205.777 5.582,0 4.805,0
1957 24.797,0 21 ‚383,1 4.405.248 5.629,0 4.854,0
1958 23.308,8 20.037,6 4.643.129 5.020,0 4.316,0
1959 23.554,4 20.650,8 4.767.989 4.940,0 4.331,0
1960 ”2) 27.832,3 24.278,0 4.839.765 5.751,0 5.016,0
1961 28.401,6 24.462,2 4.912.857 5.781,0 4.949,0
1962 28.297,3 24.214,1 4.974.156 5.669,0 4.868,0
1963 27.121,6 23.095,2 5.001.211 5.423,0 4.618,0
1964 3) 29.013,0 24.496,3 4.995.487 5.808,0 4.904,0
1965 30.580,3 25.355,9 4.945.648 6.183,0 5.127,0
1966 32.056,3 26.251,0 4.885.535 6.561,0 5.373,0
1967 33.463,1 26.547,7 4.709.678 7.105,0 5.637,0
1968 34.969,9 27.564,3 4.684.350 7.465,0 5.884,0
1969 34.317,4 27.395,4 4.627.211 7.416,0 5.920,0
1970 4) 35.459,7 27.956,7 4.523.956 7.617,2 6.179,7
1971 32.977,4 26.104,0 4.493.427 7.339,0 5.809,4
1972 31 .753,9 25.117,5 4.497.853 7.059,6 5.584,1
1973 34.693,2 27.349,7 4.448.237 7.799,7 6.148,8
1974 36.935,2 28.620,3 4.312.188 8.565,7 6.637,4
1975 34.194,1 26.469,8 4.221.812 8.099,0 6.269,5
1976 32.988,1 25.455,4 4.135.349 7.977,8 6.156,1
1977 34.863,0 26.712,6 4.020.180 8.672,4 6.645,0
1978 36.654,6 27.955,6 3.858.562 9.496,1 7.244,4
1979 35.709,5 27.512,3 3.791.089 9.419,6 7.257,3
1980 35.708,3 27.737,0 3.671.963 9.724,5 7.553,7
1981 34.473,3 26.845,6 3.547.807 9.716,8 7.556,8
1982 33.165,1 25.813,4 3.459.372 9.587,0 7.461,9
1983 31 .673,6 24.675,6 3.422.498 9.254,5 7.209,8
1984 33.500,0 25.657,1 3.295.467 10.165,5 7.785,6
1985 30.945,2 23.515,8 3.276.622 9.444,2 7.176,8
1986 32.801,6 25.009,9 3.265.071 10.046,2 7.659,8
1987 31 .275,4 23.702,5 3.249.774 9.623,9 7.293,6
1988 32.696,3 24.790,3 3.194.459 10.235,3 7.760,4
1989 33.071,2 25.297,0 3.268.282 10.118,8 7.740,2
1990 31 .892,5 24.705,3 3.055.923 10.436,3 8.084,4
1991 29.447,4 23.380,6 2.955.517 9.963,5 7.910,8
1992 5) 31.091,1 24.670,0 3.428.261 6) 9.069,1 7.196,1
1993 29.743,7 23.735,8 3.409.156 8.724,7 6.962,4
1) ab 1960 einschl. Saarland
2)
3) ab 1964 einschl. Berlin (West)
ab 1960 ohne Schuten und Leichter
4) ab 1970 bis 1991 ohne Flotte der ehemaligen DDR
5)
6)
ab 1992 einschl. der neuen Bundesländer
ab 1992 einschließlich Trägerschiffsleichter
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Anlage 11
Der Rhein von Rheinfelden bis zur Nerdeee
Ausgabe: Mai 1993
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Anlage 13
Güterverkehr 1993 auf dem Hauptnetz der Wasserstraßen
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Bundesverkehrswegeplan 1992
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